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Rentner in tiefer Sorge
Volkssolidarität: Seniorenverbände 
an Renten-Verhandlungen beteiligen!

Noch bevor die Bundesregierung mit 
Vertretern der Gewerkschaften ihren 
„Kompromiß“ über die Kürzung der 
Renten bei Frühverrentung vereinbarte, 
veröffentlichte die vor allem in den neu­
en Bundesländern tätige „Volkssolida­
rität“, ein Wohlfahrtsverband mit mehr 
als 500.000 zumeist älteren Mitgliedern, 
die Ergebnisse einer Umfrage, die der 
Vorstand des Verbands in Auftrag gege­
ben hat. Die beiden wichtigsten Ergeb­
nisse der Umfrage: Die Rentenbezie­
herlinnen im Osten sind (vermutlich 
ebenso wie die im Westen) zutiefst be­
sorgt über die Entwicklung ihrer Ren­
ten, und sie verlangen, daß ihre Ver­
bände bei den Beratungen über evtl. Re­
formen der Renten hinzugezogen wer­
den. Wir dokumentieren die Verlautba­
rung der Volkssolidarität. (rül)

Erstens: 90% der Bürger über dem 50. 
Lebensjahr in den neuen Bundeslän­
dern fühlen sich durch die gegenwärti­
ge Rentendiskussion verunsichert (76% 
völlig, 15% teilweise).
Zweitens: 29% aller Befragten befürch­
ten, einmal auf Sozialhilfe angewiesen 
zu sein. Dazu kommen noch 25%, die mit 
„ich weiß nicht“ antworteten. Beson­
ders groß sind die Ängste bei Geschie­
denen (44%) und Ledigen (42%), die 
ausschließlich auf eigene Rente ange­
wiesen sind.
Drittens: Für die Mehrheit der älteren 
Bürger rückt die Angleichung der Ein­
kommensverhältnisse - entgegen den 
Zusagen der Bundesregierung, die Ren­
tengleichheit bis 1995 zu erreichen - auf 
einen nicht mehr erleb- bzw. kalkulier­
baren Zeitpunkt. 40% hoffen noch auf 
eine Anpassung bis zum Jahr 2000,35% 
der 70jährigen meinen „nach 2010“ bzw. 
>,nid“.
Viertens: 55% der Senioren in den neu­
en Bundesländern halten ihre gegen­
wärtige Rente nicht ihrer Lebensar­
beitsleistung entsprechend, nur 26% 
bejahen für sich Rentengerechtigkeit - 
letzterer Meinung sind vor allem Rent­
ier über 75 Jahre.

Fünftens: Die beschlossenen Neurege­
lungen zur Rentenanpassung 
(nachträgliche Nettolohnanpassung) 
in den neuen Bundesländern werden 
von 59% als Benachteiligung angese­
hen, und von 52% als Bruch gegebener 
Zusagen der Bundesregierung verur­
teilt - dies meinen 46% der befragten 
Frauen und 64% der Männer.
Sechstens: Das' Abschmelzen der Auf­
füllbeträge wird von 79% der älteren 
Bürger und von 82% der Betroffenen als 
ungerecht betrachtet. Davon sind be­
sonders Rentnerinnen und Rentner mit 
niedrigem Einkommen betroffen. Sie 
sprechen sich gegen eine Abminderung 
vor dem Erreichen der hundertprozen­
tigen Anpassung aus.
Siebtens: 84% aller Befragten hält den 
Übergang in den Ruhestand vor dem 65. 
Lebensjahr für erforderlich. Der Vor­
schlag des vorzeitigen Heraufsetzens 
des Rentenalters wird von 77% der 50- 
bis 60jährigen abgelehnt.
Achtens: Die älteren Bürgerin den neu­
en Bundesländern halten - aufgrund ei­
gener Erfahrungen mit unterschiedli­
chen Rentensystemen ? eine Grundsi­
cherung für alle, die durch einen, von der 
eigenen Erwerbsarbeit abhängigen 
Rentenanteil ergänzt wird, für das ge­
eignetste Rentenmodell.
Neuntens: Die von den älteren Bürgern 
vorgenommene Bewertung der Einheit 
Deutschlands weist darauf hin, daß sie 
sowohl Gewinne, Verluste oder beides 
sehen.
Zehntens: 95% aller Befragten - unab­
hängig von Alter, Geschlecht, Einkom­
men und Familienstand - fordern, daß 
Seniorenverbände an den Verhandlun­
gen über künftige Rentenentwicklun­
gen teilnehmen.

(Das vollständige Umfrageergebnis mit 
Einzelergebnissen, Tabellen und Grafi­
ken ist zu beziehen bei:
Bundesgeschäftsstelle 
der Volkssolidarität, 
Rykestr. 53,10405 Berlin, 
Tel. (030) 4430330, Fax (030) 4427284)
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Wethington, 14 F«bruary, 1996 — Th« d«ciBl«nv Md« «t Potsdui 
by th« goverrmant« of th» Uhitod State«, ünit«d Klngdoft, «nd th« 
thftn«$ovl«t Union In July «nd August of 1945 wer« «oundly bas«d 
in Intamatlon«! lav. 7h« Confarnnc« conoiuelons hav« ho«n 
«ndor»«d Mny time» »ino* in varlou« «ultllateral >«hd bilateral 
oontext»»

Th« Confertnc« r«cogni»«d that th« tran»f«r of th« ethnlo Genuin 
Population of Ctachorlovakia bad to ba undertakan» ArtlcX« XIXi 
of th« Conferanc« r«port callad for thU ralocatlon to bt 
Hord«rly and hUMne.”

Th« ooncluslon« of th« Potada» Conference ar« historioal fact and 
the unlt*d State» 1« confldent that no country wi«h«« to «all 
th«« into qutitlon.

Übersetzung der „Offiziellen Erklärung“ 
aus Washington, verbreitet über den US-In- 
formationsdienst, Verbreiter in Prag: US- 
Botschaft Prag. Der Text lautet:

US-Erklärung zur Potsdamer Konferenz: 
Washington, 14. Februar 1996. Die Entschei­
dungen, die auf der Potsdamer Konferenz 
von den Regierungen der USA, des Verei­
nigten Königreichs und der damaligen So­
wjetunion im Juli und August 1945 getroffen 
wurden, waren fest verankert im internatio­
nalen Recht. Die Entscheidungen der Kon­

ie USA haben die BRD darauf 
hingewiesen, daß die Aussied­
lung der Deutschen aus der 

Tschechoslowakei Gegenstand des 
Potsdamer Abkommens gewesen sei. 
Dies war von der deutsche Seite in vie­
len Äußerungen bestritten worden, ob­
wohl (s. Stichwort) der Sachverhalt 
auch in der deutschen Literatur unbe­
stritten ist. Die Bundesregierung hat 
die Klarstellung der USA schweigend 
hingenommen, aber Kinkel weiß Aus­
wege. Das Potsdamer Abkommen sei in 
seiner Wirkung auf Deutschland ein 
Vertrag zu Lasten Dritter und somit 
ebenfalls völkerrechtswidrig. (Kölner

BRD-Behörden auf Kurdenjagd — 
Gewerkschaften 
für den „Appell von Hannover“

Während der in der letzten Ausgabe dokumen­
tierte „Appell von Hannover“ inzwischen auch 
vom Vorstand der IG Medien und in anderen 
Gewerkschaften unterstützt ivird, schüren die 
deutschen Sicherheitsapparate weiter die Kon­
flikte. Schmidbauer und Bundesanwalt Nehm 
kündigen — in der Hoffnung, der zweite einsei­
tige Waffenstillstand der PKK werde wieder 
ohne Antwort bleiben? — wieder einmal „kur­
dische Anschläge“ an und lassenNewroz-Feste 
schon mal verbieten. In Stuttgart veranstaltete 
die Polizei eine wilde „Kurdenjagd“, (s. Seite 2)
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ferenz sind seitdem viele Male in verschie­
denen internationalen und bilateralen Ver­
einbarungen bekräftigt worden.
Die Konferenz anerkannte, daß der Transfer 
der ethnisch deutschen Bevölkerung der 
Tschechoslowakei geschehen müsse. Arti­
kel XIII des Konferenzberichts forderte, daß 
diese Umsiedlung „ordentlich und human“ 
erfolgen solle.
Die Ergebnisse der Potsdamer Konferenz 
sind historische Tatsache und die Vereinig­
ten Staaten sind zuversichtlich, daß nie­
mand sie in Frage stellen will.

Stadtanzeiger, 16.2). Wieso Wirkung 
auf Deutschland“, es geht doch um 
Tschechien? Hier wirkt das Münchner 
Abkommen (s. Stichwort). Nach deut­
scher Auffassung war es Recht, die Ab­
tretung der sogenannten Sudentenge­
biete zu erzwingen. 1973, als im Zuge 
der „Neuen Ostpolitik“ mit den Nach­
barn im Osten Verträge geschlossen 
wurden, konnte dies angesichts der 
Macht- und Bündnissituation als Ma­
rotte der Deutschen und Rücksicht auf 
Vertriebenenverbände durchgehen. 
Jetzt wuchern in den Vertragslücken 
in neuen Formulierungen die alten An­
sprüche des Dritten Reiches. (mef)

Im Vordergrund: Das Potsdamer Abkom­
men: „... In der Drei-Mächte-Konferenz von 
Berlin befaßten sich die USA, Großbritanni­
en und die Sowjetunion mit der Frage ihres 
weiteren Vorgehens gegenüber dem besieg­
ten Deutschland ... Zur Vertreibung der deut­
schen Bevölkerung erklärten die drei Regie­
rungen, daß die Überführung der deutschen 
Bevölkerung oder von Bestandteilen dersel­
ben, die in Polen, der Tschechoslowakei und 
Ungarn zurückgeblieben seien, nach 
Deutschland durchgeführt werden müsse. 
Die Überführung solle in ordnungsgemäßer 
und humaner Weise erfolgen.“
Im Hintergrund: Das Münchner Abkommen: 
„Am 29.9.1938 kam es zu einer Konferenz 
Deutschlands, Großbritanniens, Frank­
reichs und Italiens In München. Das dort ge­
schlossene Münchner Abkommen legte die 
Bedingungen und Modalitäten der Abtre­
tung des sudetendeutschen Gebietes an das 
Deutsche Reich fest, nachdem ein Abkom­
men über die Abtretung des sudetendcut- 
schen Gebietes bereits grundsätzlich erzielt 
worden sei. Der Text des Abkommens (RGBl 
1938 n S. 853) wurde der tschechoslowaki­

schen Regierung am 30.9.1938 unterbreitet. 
Diese nahm es unter Protest an. Im Zuge der 
„Neuen Ostpolitik“ schlossen die Bundesre­
publik und die Tschechoslowakei am 
11.12.1973 in Prag einen Vertrag über die ge­
genseitigen Beziehungen (BGBl 1774 II S 
990) Sie stellten fest, daß das Münchner Ab­
kommen der Tschechoslowakischen Repu­
blik durch das nationalsozialistische Regime 
unter Androhung von Gewalt aufgezwungen 
worden sei. In Art. 1 erklärten sie, daß sie das 
Münchner Abkommen im Hinblick auf ihre 
gegenseitigen Beziehungen nach Maßgabe 
dieses Vertrags als nichtig bet rachteten. Die­
se Formulierung gestattete es jeder der Ver­
tragsparteien. ihre gegensätzlichen Auffas­
sungen zur Frage der ursprünglichen Nich­
tigkeit des Münchner Abkommens aufrecht­
zuerhalten. Nach deutscher Auffassung war 
das Münchner Abkommen zunächst gültig 
zustandegekommen. sei aber von Hitler 
durch die Besetzung der Tschechoslowakei 
im Mürz 1939 „zerrissen“ worden.“
QueRc; Dcufsc/ics Rcchtslcxikan, Dr. Horst 
Tilch (Hg), c.H. Beek'sehe Verlagsbuch­
handlung, München 1992
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Weiter Streit um das 
Jahressteuergesetz 1996
Weil das zum Jahresanfang in Kraft 
getretene „Jahressteuergesetz 1996“ 

' die steuerlichen Kosten bei der priva­
ten Nutzung von Dienstwagen ver­
teuert hat, machen die Automobil­
konzerne, insbesondere BWM, Daim­
ler, Porsche und Audi erheblichen 
Druck. Sie’ verkaufen nämlich zwi­
schen 50 und 80 Prozent der Fahrzeu­
ge in der gehobenen Preisklasse nicht 
etwa an Privatleute sondern an Fir­
men, bei denen dann der Chef oder der 
leitende Angestellte seinen Porsche 
als „Dienstwagen“ über die Firma 
steuermindemd laufen läßt. Bei Por­
sche, so das Handelsblatt, seien das 
immerhin 80% aller Verkäufe. Die 
Konzerne verlangen nun, die Verteue­
rung der steuerlichen Nutzung (die 
erst bei Fahrzeugen von einem Li­
stenpreis von 52.000 DM aufwärts 
wirksam wird!) ersatzlos zurückzu­
nehmen, und haben über die Landes­
regierungen von Baden-Württemberg 
und Bayern auch schon einen ent­
sprechenden Antrag im Bundesrat 
eingebracht. Waigel blockt - er 
braucht Geld. Auch die anderen Bun­
desländer, bei denen keine Luxusau­
tos gefertigt werden, wollen nicht so 
recht. Am 15. Februar beriet der Fi­
nanzausschuß des Bundesrats über 
eine gemeinsame Linie der Länder. 
Am 1. März soll das der Bundesrat ei­
nen gemeinsamen Antrag in die Be­
ratungen mit dem Bundestag ein­
bringen.

DGB-Kritik an Blüms 
AFG-Novellierungsplänen
Die stellvertretende DGB-Vorsitzen­
de Engelen-Kefer hat die Pläne von 
Arbeitsminister Blüm zur Novellie­
rung des Arbeitsförderungsgesetzes 
als „Salto rückwärts“ kritisiert. So will 
Blüm Arbeitslosen bereits nach drei 
Monaten Arbeitslosigkeit Einkom­
mensverluste von 20 Prozent, nach 
sechs Monaten von 30 Prozent und 
danach sogar bis hinunter zu einem 
Einkommen in Höhe des Arbeitslo­
sengeld zumuten. Wer solche Arbeits­
verträge verweigert, muß mit Sperren 
des Arbeitslosengeldes rechnen. Dies 
sei ein Dequalifizierungsprogramm 
für Arbeitslose, daß nur ideologisch zu 
rechtfertigen sei, so Engelen-Kefer. 
Auch der Plan Blüms, Abfindungen 
aus Sozialplänen zur Hälfte auf die 
Ansprüche auf Arbeitslosengeld an­
zurechnen, werde insbesondere jün­
geren Arbeitslosen schaden. Auch der 
Plan Blüms, sogenannte „arbeitsfreie 
Eingliederungsverträge“ für Lang­
zeitarbeitslose zuzulassen, wird vom 
DGB kritisiert. Über solche Verträge 
würden die Arbeitgeber sechs Mona­
te lang von jedem Kündigungs- und 
Lohnfortzahlungsrisiko „befreit“: 
„Probearbeit und Billigtarif werden 
die Folge sein, ohne daß auf diese Wei­
se die Eingliederungschancen der 
Langzeitarbeitslosen nachhaltig ver­
bessert werden“, so die stellvertre­
tende DGB-Vorsitzende.

Regierungsparteien streiten 
um Einwanderungsgesetz
Die Ausländcrboauflragte der Bun­
desregierung, Schmalz-Jacobsen, hat 
sichh erneut für ein „Einwanderungs­
gesetz“ ausgesprochen. Das Gesetz 
solle feste Quoten für mögliche Ein­
wanderung nach Ländern vergeben.

Dabei sollen zu einem späteren Zeit­
punkt nach den Vorstellungen der 
FDP auch sogenannte „deutsche 
Spätaussiedler“ in die Quoten einbe­
zogen werden,, Die CSU will ein sol­
ches Gesetz generell ablehnen. CSU- 
Generalsekretär Protzner kündigte 
an, mit seiner Partei werde es ein sol­
ches Gesetz nicht geben.

CSU hetzt weiter gegen PDS
Die CSU will erreichen, daß die PDS 
weiterhin keine Zahlungen aus der 
staatlichen Parteienfinanzierung er­
hält. Das hat CSU-Generalsekretär 
Portzner in der Welt am Sonntag am 
11. Februar angekündigt. Die PDS 
horte immer noch verdeckt „Altver­
mögen der SED“, behauptet er. Da 
dieses Altvermögen nicht offengelegt 
werde, werde die CSU an die Bundes­
tagsverwaltung schreiben und verlan­
gen, alle Zahlungen sofort einzustel­
len und das Geld auf einem Konto 
„einzufrieren“.

Bundeswehreinsatz in ’ 
Jugoslawien ausgeweitet
Mit der Stimmenmehrheit der Regie­
rungsparteien und Zustimmung aus 
der SPD hat der Bundestag am 9. Fe­
bruar das Mandat der Bundeswehr­
truppen auf dem Balkan ausgeweitet: 
Ab sofort dürfen Bundeswehr-Torna­
dos auch in Ostslawonien eingesetzt 
werden. Die Grünen, von denen er­
hebliche Teile dem ersten Beschluß 
über den Balkan-Einsatz mitgetragen 
hatten, stimmten dieses Mal mit der 
PDS geschlossen gegen die Auswei­
tung des Einsatzgebietes.

10.000 Geheimdienstler 
im Einsatz?
Zwei interessante Zahlen hat Bun­
desfinanzminister Waigel an die Öf­
fentlichkeit gebracht. Erste'Mittei­
lung aus dem Finanzministerium: 
Man wolle die Bundesverwaltung in 
den nächsten fünf bis zehn Jahren um 
7.000 Stellen verringern. Allein die Ge­
heimdienste sollten ihr Personal bis 
zum Jahr 2000 um 20% abspecken. 
Zweite Zahl: Diese Verringerung be­
deute 2.000 weniger Beschäftigte bei 
den bundesdeutschen Geheimdien­
sten. Macht 10.000 feste Beschäftigte 
bei den Geheimdiensten - Zuträger, 
„informelle Mitarbeiter“ oder wie im­
mer solche Gestalten zu nennen sind, 
gar nicht einberechnet. Umgerechnet 
auf die Bevölkerung hieße das: je 8.000 
Einwohner ein „Geheimer“, bei einer 
Stadt wie Berlin immerhin ca. 400 
„Geheime“ - wenn man einmal davon 
ausgeht, daß die Masse der „Gehei­
men“ nicht im Ausland spioniert, son­
dern im Inland, was bei der Planstel­
lenwut des Verfassungsschutzes na­
heliegen dürfte.

Was kommt demnächst?
Der Bundestag nimmt am 26.2. seine 
Beratungen wieder auf. Nächste Bun­
desratssitzung ist am 1. März, dort 
geht es u.a. um das Jahressteuerge­
setz 1996. Ebenfalls am 1. März be­
ginnt in Bangkok (Thailand) ein 
zweitägiges Gipfeltreffen der Staats- 
und Regierungschefs von EU und 
ASEAN. Am 7. März tagen die Mini­
sterpräsidenten der Länder, u.a. über 
die Verlegung auch des Bundesrates 
von Bonn nach Berlin.
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Jagdszenen aus Stuttgart
Polizei, LKA & BKA auf „Kurdenjagd“ 
Fast 1OO Freiheitsentziehungen
Sonntag nacht vom 11. auf den 12. Fe­
bruar und am Montag in den frühen 
Morgenstunden begann in Stuttgart die 
Festnahme von insgesamt 98 Kurdinnen 
und Kurden in Polizeigewahrsam. Sie 
wurden bis zum Dienstag, 8 Uhr festge­
halten. Einige wurden „nur“ den ganzen 
Tag von der Polizei am Arbeitsplatz und 
zu Hause bewacht. .

3.000 Beamte gegen eine angeb­
lich geplante Demonstration

Über 3.000 Polizisten waren im Einsatz. 
Sie riegelten die Stadt an allen Ausfall­
straßen ab, die Personenkontrollen ver­
ursachten Staus bis zu einer halben 
Stunde. Einige Werkzeuge und volle wie 
leere Benzinkanister wurden als Waffen 
beschlagnahmt. Im Hauptbahnhofbe­
reich mit der Fußgängerzone Klettpas- 
sage wurden alle Zugänge von Polizei­
ketten verstellt, die Bahnsteige kon­
trolliert, Schwarzhaarige Personenkon­
trollen unterzogen, Taschen und Klei­
der untersucht. In der Fußgängerzone 
König-straße das gleiche Bild einer 
Menschenjagd.

Begleitet wurde die Aktion durch die 
stündliche Wiederholung in den Radio­
nachrichten, es seien unerlaubte De­
monstrationen und Angriffe auf öffent­
liche Einrichtungen durch die Kurdi­
sche Arbeiterpartei PKK zu erwarten. 
Am Freitag berichteten dann auf einer 
Pressekonferenz der Grünen Rathaus­
fraktion Rechtsanwalt Roland Kugler 
und Kurdinnen und Kurden über diese 
Verfolgungsmaßnahmen. Es wurden 
nicht etwa Tatverdächtige oder Ange­
schuldigte Personen festgenommen, 
sondern die Freiheitsentziehung erfolg­
ten „vorbeugend“, mit der Behauptung, 
von diesen Personen gehe die Gefahr 
strafbarer Handlungen aus. Rechtsan­
walt Kugler berichtete, daß ihm Leute 
gesagt haben: „Ich dachte, sowas gibt’s 
in Deutschland nicht, nur in der Tür­
kei?!“ Seit einiger Zeit gibt es aber eine 
derartige Regelung im Polizeigesetz..

Die Ingewahrsamnahmen erfolgten 
alle mit gleichlautenden Beschlüssen 
des Amtsgerichts Stuttgart. In die hek- 
tographierten Texte mußten in vorge­
sehene Lücken nur noch die Personali­
en der Festgenommenen eingetragen 
werden. Auch die Protokolle der Vor­
führung bei der Haftrichterin waren so 
vorgefertigt. Alles wurde von derselben 
Richterin unterschrieben.

Ein Bürgerkriegsszenario — 
völlig unbewiesen
In den Serien-Beschlüssen der Haft­
richterin werden reihenweise unbewie­
sene und falsche Behauptungen aufge­
stellt. Da heißt es: „Die Überprüfung der 
Person ergab, daß sie der verbotenen 
PKK bzw. der Jugendorganisation YCK 
zuzurechnen ist.“ Ein Beweis dafür wird 
erst gar nicht versucht. Zur Begrün­
dung der Gefährlichkeit wird dann be­
hauptet: „In Stuttgart soll es am 
12.02.1996, gegen 16.00 Uhr, zu einer zen­
tralen Demonstration von kurdischen 
Volkszubehörigen, gesteuert durch die 
verbotene PKK, im Bereich des Stutt­
garter Schloßplatzes kommen. Als Teil­
nehmer sollen bis zu 2.000 Aktivisten 
und Patrioten der Organisation mobili­
siert werden. Diese Personen sollen aus 
ganz Baden-Württemberg anreisen. Es 
ist weiter geplant, daß durch Teile der 
Jugendorganisation der PKK (YCK), 
den sogenannten Sahinlem, dann aus 
der Demonstration durch Steinwürfe, 
Fahnenschwenken derart provoziert 

wird, daß ein polizeiliches Einschreiten | 
erforderlich wird. In der Folge soll dann 
sowohl im Schutze der ,Demonstrati- 
onsmasse’ als auch in Kleingruppen­
taktik der,Kampf ’ fortgeführt werden... 
Diese Gruppen sollen mit verschieden­
sten Tatwerkzeugen (Molotow-Cock­
tails, Steinen, Stangen) Anschläge auf 
überwiegend deutsche Einrichtungen 
(Geschäfte, Verkehrsmittel u.ä.) ver-1 
üben...“

Auf der Pressekonferenz schilderten 
dann Zeugen und derart verleumdete 
Personen die Razzia: Viele wurden mor­
gens zwischen 4 und 5 Uhr zu Hause 
festgenommen, teils waren 20 Beamte 
im Einsatz; manche wurden vor ihrer 
Schule festgenommen, manche am Ar­
beitsplatz; in Flüchtlingswohnheimen 
wurde durchsucht und festgenommen.

Eine 14jährige Schülerin der 
Schloßrealschule war nachmittags mit 
ihrer Freundin in der Königstraße. Auf 
ihre Frage: „Was ist hier los?“ wurde sie 
angeherrscht zu verschwinden, ge­
schlagen, an den Haaren gezogen und 
gegen ein Auto geworfen.

In der Wohnung eines jungen Kurden 
erschien die Polizei morgens um sieben 
mit zwölf Beamten in Zivil und Uniform. 
Der Bruder sagte, er sei bei der Arbeit- 
Als der Gesuchte um zwölf Uhr nach 
Hause kam und dies hörte, ging er frei­
willig zur nächsten Polizeiwache, um zü 
erfahren, was los sei. Er wurde bis zwölf 
Uhr am nächsten Tag in Gewahrsam ge­
nommen. Ein Vorstandsmitglied des 
Deutsch-Kurdischen Freundschafts­
vereins wollte mit seiner Familie zum 
Einkäufen in die Königstraße. Er wurde 
dreimal kontrolliert. In der Königstraße 
wurde ihm gesagt, Kurden dürften drei 
Tage nicht aus dem Haus gehen, er sol­
le nach Hause verschwinden.

Erst am späten Nachmittag formierte 
sich Protest, zwei Gruppen von zehn bis ’ 
zwanzig Leuten riefen: „Deutsche Waf­
fen raus aus Kurdistan!“ und „Weg mit 
dem PKK-Verbot!“ Sie wurden mit ei' 
nem Knüppeleinsatz abgeräumt.

Die Razzia war politisch vorbereitet 
durch Generalbundesanwalt Nehm» 
Geheimdienstkoordinator Schmidt-| 
bauer und den hessischen Verfassungs­
schutz, die ein Fernseh-Interview des 
PKK-Gefieralsekretärs Öca-lan Ende 
Januar so auslegten, er drohe mit Ak' 
tionen gegen die BRD.

Von den monströsen Behauptungen 
der Polizei in den Haftbefehlen wurdß 
nicht das geringste belegt: weder gab e$ 
Demonstrationsaufrufe, noch eine Dß' 
monstration, es gab keine zugereisten 
Demonstranten, keine Plakate, Fahnen 
und keine Waffen.

Newrozfest wird nicht erlaubt

Landtagswahl am 24. Marz , 
Bürgermeisterin Müller-Trid' 
ie Woche zuvor noch von dß.

Am 16. Februar sind die Verhandlungen 
des Newroz-Komitees mit der StaCy 
Stuttgart über das Newrozfest gesehen 
tert. Nachdem alle Bedingungen de’ 
Stadt erfüllt wurden - Beteiligung tüf' 
kischer Organisationen, ein breiter Tri1' 
gerkreis, Veranstaltungstermin etf* 
nach der 
hatte die 
busch eir
Unterstützung der Stadt für einen 
für 7.000 Menschen gesprochen. A1 
16.2. war dann ein neuer Polizeivertr^ 
ter anwesend sowie ein Staatsschuld' 
beamter, die deutlich machten, das Fß$ 
werde nicht genehmigt. Dabei wurd, 
auch auf die Razzia am 12.3. hingewiß, 
sen. Die Bürgermeisterin schien betrog 
fen und bat, den Gesprächsfaden nid1, 
abreißen zu lassen. (tilW
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E
nde Januar fiel der ARD eine ge­
heimgehalt ehe Studie über poli­
zeiliche Fremdenfeindlichkeit in 
die Hände. Ein Paukenschlag in den Me­

dien folgte. Schadenfreude, allerorten 
über die Blauäugigkeit von Politikern, 
ein solches Papier in den Schubladen 
horten zu wollen. Doch die Umstände 
der Veröffentlichung sind die einzig be­
lustigenden. • Alles andere stimmt 
höchst bedenklich. Imerhin kann es als 
historisches Ereignis bewertet werden, 
daß Innenminister eine wissenschaftli­
che Untersuchung mit derart brisantem 
Forschungsziel in Auftrag gaben. Die 
Ergebnisse, wissenschaftlichen Inter­
pretationen und Reformvorschläge 
decken sich in weiten Teilen mit dem, 
was die Kritischen Polizistinnen seit 
Jahren thematisiert haben. Die Instal­
lation von Polizeibeauftragten wird 
ebenso empfohlen wie Modifikationen 
des Führungsverhaltens, Supervisio­
nen und Antidiskriminierungstrainings.

Unter Federführung des Psychologen 
Manfred Bornewasser und des Soziolo­
gen Roland Eckert befaßte man sich mit 
»Ursachen und Ausdrucksformen von 
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit 
innerhalb der Polizei. (...) Das prakti­
sche Ziel (...) sollte es sein, „die Polizei 
besser auf die Kontakte und auch Kon­
flikte mit Bürgern ausländischer Her­
kunft vorzubereiten. Hierzu sollten Vor­
schläge zur Verbesserung der Aus- und 
Fortbildung sowie zu anderen hilfrei­
chen Maßnahmen entwickelt und zur 
Diskussion gestellt werden.“

Initiator war die Innenministerkonfe­
renz, was wohl dem Druck der Öffent­
lichkeit aufgrund von Polizeiskandalen 
und einigen polizeiintemen For­
schungsergebnissen zum Thema Frem­
denfeindlichkeit geschuldet war.

Die Bedeutung, die die IMK dem The­
ma beimißt, läßt sich an dem für die Stu­
die bereitgestellten Finanzrahmen ab­
lesen: 50.000 DM, etwa 3.000 DM für je­
des Bundesland, ein kläglicher Betrag. 
In der Projektskizze und im Fazit finden 
sich Hinweise auf den eingeschränkten 
Erhebungsrahmen: „Ziel... war es nicht, 
quantitative Aussagen über die Verbrei­
tung von ausländerfeindlichen Einstel­
lungen, Übergriffen und Straftaten in-’ 
nerhalb der Polizei zu treffen. Dazu wäre 
eine aufwendige Dunkelfeldforschung 
notwendig gewesen...”

Die Kritischen Polizisten vertreten 
seit ihrer Gründung vor zehn Jahren die 
These, daß Übergriffe täglich vorkom­
men. Auch in der kriminologischen Po­
lizeiforschung vermutet man ein Dun­
kelfeld. So bergen Übergriffe geringere 
Risiken für Täter in Uniform. Wenn zwei 
Polizeibeamte einen Festgenommenen 
in einer Zelle mißhandeln, tendieren die 
juristischen Chancen des Opfers gegen 
Null. Doch die Innenministerkonferenz 
zeigte zu keinem Zeitpunkt Interesse an 
der Aufhellung des Dunkelfeldes.

Die Forscher wählten den einzig gang­
baren Weg und traten an die Polizistin­
nen selbst heran. Sie lauschten in acht 
Workshops den je zwischen zehn und 20 
Polizeibeamtinnen.

Einige Auszüge aus der Studie

Kommentar zum Tod eines Tatver­
dächtigten, der von Polizisten auf der 
Wache offensichtlich geschlagen wor­
den war: „Es werden Tausende (von der 
Polizei) geschlagen und sterben nicht— 
das war Pech!“ „Wenn mich jemand an­
brüllt, gibts den Knüppel.“ Der Aussa­
ge: „98% aller Polen sind Abzocker“ 
wurde von Workshopteilnehmern nicht 
widersprochen. „Kosovo-Albaner = 
Messerstecher.“ Vor allem nach Ein­
bruch der Dunkelheit sei die Innenstadt 
»fest in ausländischer Hand“; viele deut­
sche Frauen „trauen sich nachts kaum 
mehr vor die Tür.“ Jugoslawen und Al­
baner könne man meist den Bereichen 
Organisierte Kriminalität, Men­

schenhandel und Prostitution zurech- 
neh. Schwarzafrikaner seien häufig 
Dealer und Verführer der Jugend, viele 
müssen man als primitive, dumme und 
verantwortungslose Untermenschen 
bezeichnen („haben AIDS, vögeln unse­
re weißen Frauen“). Osteuropäer (be­
sonders Polen) seien zumeist als illega­
le Schwarzarbeiter in Deutschland. Im 
Grunde seien sie „arme Schweine“, 
doch viele „klauen wie die Raben, sau­
fen, randalieren und sind asozial“..Der 
prototypische Zigeuner „schafft nix“ 
und lebt als „Schmarotzer“. Türkische 
Dealer „stinken nach Knoblauch, fah-

„Polizei und Fremde“
Martin Herrnkind über eine Studie* der Innen* 
minister zu Polizei und Fremdenfeindlichkeit

ren große Autos und haben eine mittel­
alterliche Mentalität“.

„Wenn du einen Ausländer kontrol­
lierst, der dazu noch schlampig aus­
sieht, beträgt die Trefferquote 99%.“

Auch wenn sich diese Einstellungen 
nicht verallgemeinern lassen, zeigt sich 
doch ein Stimmungsbild, das signifi­
kante Auswirkungen auf das praktische 
Polizeihandeln vermuten läßt. Hinzu 
kommt: Man kann sich des Eindrucks 
nicht erwehren, daß sich die Moderato­
rinnen in manchen ihrer Interpretatio­
nen von den „polizeilichen Professio­
nals“ haben überrumpeln lassen. Dabei 
wird die Rolle der Polizei als diskrimi­
nierende Institution lange diskutiert. 
Der Kriminologe Jürgen Mansel wies 
die Selektion polizeilicher Krimina­
litätsbekämpfung nach ethnischen Ge­
sichtspunkten über Statistiken nach. 
Auch Cornelia Schmalz-Jacobsen, Aus­
länderbeauftragte der Bundesregie­
rung, unterstellt diesen „Polizeieffekt“. 
Die Theorie fügt sich nahtlos in die Lo­
gik polizeilicher Verdachtschöpfung. Im 
Standardwerk der wissenschaftlichen 
Kriminalistik bezeichnet der Kriminal­
beamte Störzer als geläufigste Ver­
dachtsgewinnungsstrategie die „intui­
tive“, die er auf Berufserfahrung und 
Menschenkenntnis gründet. Aus dem 
„professionellen Wissen der Beamten“ 
ergäben sich „Erfahrungssätze und Ty­
pisierungen“, die „betreffen, was normal 
ist, und dann das, was Verdacht erregt 
..." Doch Störzers „professionelle Typi­
sierungen“ sind in der Praxis zumeist 
nichts anderes als spießbürgerliche Ste­
reotypen, „latente Vorurteile gegenüber 
ethnischen Minderheiten“, wie Schnee­
kloth in einer Untersuchung feststellte. 
Schon dieser Rückblick auf die Polizei­
forschung relativiert den Neuigkeits­
wert der in der Studie analysierten Ge­
fahr fremdenfeindlicher Typisierungen.

Ebensowenig neu, aber im Ergebnis 
doch hilfreich erscheint die Analyse der 
Streßfaktoren im Polizeidienst. Aller­
dings ist Kritik an der Deutung dieser 
Streßfaktoren angebracht. Denn der 
von den Polizistinnen subjektiv wahr­
genommene Streß fängt bei „veralteten 

Akkus für Funkgeräte“ an, führt über die 
Wohnortfeme vom Dienstort bis hin zur 
Besorgnis der steigenden finanziellen 
Belastungen der öffentlichen Haushalt 
durch Migrationsprobleme. Die Auto­
rinnen hätten deutlicher machen müs­
sen, daß Maßnahmen und Reformvor­
schläge weniger an der Reduktion des 
subjektiven Streß ansetzen sollten. In 
einer Dissertation zum Konfliktverhal­
ten von Polizeibeamten betonte der 
Psychologe Rainer Wensing, daß Streß­
ursachen von sekundärer Bedeutung 
seien und es vielmehr auf die Qualität 
der Streßbewältigung ankomme. Die

Autorinnen scheinen hier andere 
Schlüsse gezogen zu haben:

„Sicherlich sind unter Polizeibeamten 
auch kritische und distanzierte, rassi­
stische und fremdenfeindliche Einstel­
lungen gegenüber einzelnen Ausländer­
gruppen wiederzufinden, wie sie auch in 
anderen Teilen der Bevölkerung exi­
stieren. (...) Die Ursachen fremden­
feindlicher Übergriffe von Polizeibeam­
ten sind freilich nicht einfach in diesen 
Einstellungen zu sehen, sondern viel­
mehr in den Arbeitsbedingungen, die 
sich — je länger sie andauern—in feind­
seligen Einstellungen und Affekten se- 
dimentieren.“

Fazit der Studie: „Wenn Fremden­
feindlichkeit innerhalb der Polizei 
zunächst weniger ein Problem individu­
eller Einstellungen als vielmehr struk­
tureller Belastungen ist (...), wird es vor 
allem darauf ankommen, die Bela­
stungssituation nicht weiter anwach­
sen zu lassen (also etwa die Verdienst­
möglichkeiten durch Drogenhandel 
und Zuhälterei zu begrenzen, der illega­
len Einwanderung und ethnischen Se­
gregation entgegenzuwirken."

Solche Deutungen des Problems ver­
kennen die daraus fast zwingende 
staatspolitische Konsequenz: Unser 
Modell des Rechtsstaats versagt inner­
halb gegenwärtiger gesellschaftlicher 
Realitäten! Oder, wie es einmal dra­
stisch, aber treffend der Bundesjugend­
vorsitzende der Gewerkschaft der Poli­
zei, Günter Meiners, auf den Punkt ge­
bracht hat: „Entschuldigen Sie bitte die 
Mißhandlung und die kleine Folter, aber 
ich bin leider gestreßt, demotiviert, un­
terbezahlt und überarbeitet!“

Mehrach liest sich die Studie so, als 
fließe fremdenfeindliches Verhalten lo­
gisch aus dem Kontakt mit nichtdeut­
schen Kriminellen. Es wird nicht die 
Frage gestellt, ob es eine „andere Poli­
zei" geben könnte, die „anders“, nämlich 
im Geiste und mit dem Menschenbild 
unseres Grundgesetzes dieselben Auf­
gaben zu bewältigen imstande wäre.

Die These der Kritischen Polizistin­
nen, daß sich im Laufe der beruflichen 
Sozialisation im autoritär geprägten 

deutschen Polizeiapparat spezifische 
Einstellungen, Wahrnehmensmuster 
und Verhaltensweisen entwickeln, wel­
che fremdenfeindliche Haltungen be­
günstigen, wird von den Wissenschaft­
lerinnen zurückgewiesen:

„Es ist weniger die berufliches Sozia­
lisation als solche als vielmehr die So­
zialisation über schwer zu verarbeiten­
de Interaktionserfahrungen, die zu ent­
sprechenden Einstellungen und Hand­
lungsweisen führen kann. Ähnliches gilt 
für die Vermutung, daß es sich letztlich 
um Kompetenzdefizite handele, auf­
grund derer spezifische Streßsituatio­
nen des Polizeialltags sowie berufstypi­
sche Belastungen und Frustrationen 
(z.B. aufgrund von Mißerfolgserfahrun­
gen) nur unzureichend bewältigt wer­
den können. Gewiß ließen sich durch 
sorgfältige Personalauswahl und vor­
bildliche Führung Kompetenzen ver­
bessern und sicherstellen. Gleichwohl 
können die praktischen Probleme auch 
hochkompetente Mitarbeiter irgend­
wann einmal überfordern.“

Zweifelhafte Analyse

Diese Analyse ist in ihrer Schwerpunkt­
setzung anzuzweifeln. Menschen, die 
diesen Beruf wählen, sind häufig „auto­
ritäre Charaktere“. Und gerade sie wur­
den und werden traditionell protegiert. 
Sie haben dem Berufsbild ihren Stem­
pel aufgedrückt. So finden bspw. die na­
hezu überflüssigen militärischen Struk­
turen polizeilicher Organisation ihre 
Entsprechung in einem autoritären 
Staats- und Polizeiverständnis leiten­
der Polizeibeamtinnen und Politikerin­
nen. Aus ihnen resultiert eine Organisa­
tionskultur, die nach innen und außen 
ein „Schwarz-Weiß-Denken“ fördert.

Autoritäres Staats- und Berufs­
bild führt zu Fehlverhdlten______
Und genau hier ist eine „polizeiliche So­
zialisation“ zu erkennen, die das in der 
Studie analysierte Fehlverhalten in der 
Polizei erheblich begünstigt. Stramme 
„Law-and-Order“-Vertreter mit man­
gelndem sozialem Gespür müssen in ei­
nem gewaltengeteilten, sozialen Recht­
staat fast zwangsläufig an ihrer Aufga­
be resignieren. Denn sie definieren un­
erfüllbare Ansprüche. Wer sich als letz­
te Bastion von Recht und Ordnung ver­
steht, muß sich in Konsequenz in den 
Werten wiederfinden, die uns in Charles- 
Bronson-Filmen vermittelt werden. So 
steht die in vielen deutschen Wachen ge­
lebte Polizeikultur derjenigen diametral 
gegenüber, die sich logisch aus unserem 
Grundgesetz ergeben sollte.

Die Polizeikultur korreliert insbeson­
dere in Extremsituationen mit recht­
mäßigem Polizeihandeln. Denn Werte 
beeinflussen das Handeln. Das Grund­
gesetz mit seinen Werten, den Grund- 
und Menschenrechte, und die sich aus 
ihm ableitenden Begrenzungen staatli­
cher Macht müssen von Polizei-„Voll- 
zugsbeamtlnnen quasi internalisiert 
werden. Kaum jemand riskiert seine Ge­
sundheit für Normen, die er persönlich 
nicht mitträgt. Deshalb müssen Polizi­
stinnen nicht nur die Normen kennen, 
sondern auch die Normzwecke sowie 
ihre sozialwissenschaftlichen Begrün­
dungen! Genau hier tut sich in den 
Äußerungen der „Workshop-Polizistin­
nen“ nicht nur ein Abgrund auf, sondern 
ein Marianengraben.
• Privatdozent Dr. Manfred Borne wasser / Prof. 
Dr. Roland Eckert / Dipl Psych. Johannes 
Jungbauer / Dr. Helmut Willems: Abschlußbe­
richt „Belastungen und Gefährdungen von Pu- 
lizeibeamtinnen und Polizclbeamten im all­
täglichen Umgang mit Fremden“ zum Projekt 
„Polizei und Fremde“.

Martin Herrnkind ist Bundesvorstands­
mitglied der „Kritischen Polizistinnen", 
Eine ausführliche Fassung seines Arti­
kels erscheint inder neuen,.Unbequem^
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Läuft das Entsendegesetz 
ins Leere?
Arbeitgeber wollen Streit um Mindestlöhne 
für ausländische „Sub-Arbeitnehmer“ 
zur erneuten Tariflohnsenkung nutzen / 
IG Bau kündigt Protest gegen Tarifbruch an
Lange Zeit sah es so aus, als würden Ar­
beitgeber und Arbeitnehmer der Bau­
branche an einem Strang ziehen. Ge­
meinsam forderten sie ein nationales 
Entsendegesetz, das die legale Bil­
liglohn-Konkurrenz von EU-Arbeitneh­
mern insbesondere aus Portugal, Groß­
britannien, Irland, Spanien und Grie- 
chenland verhindern soll, nachdem ein 
entsprechender Vorstoß Deutschlands 
vom EU-Ministerrat mittels der Sperr­
minorität o.g. Länder bereits Ende 1994 
abgelehnt worden war. Trotz allgemei­
ner Empörung (und obwohl mehrere 
europäische Staaten wie Frankreich, 
die Benelux-Staaten nationale Vor­
schriften längst erlassen hatten) wurde 
nur ein Bundesland, Berlin, aktiv. Es for­
derte ab sofort für öffentlich finanzierte 
Bauvorhaben eine „Tariftreue-Er­
klärung“ von den Bauträgern.

150.000 bis 200.000 Arbeitnehmer aus 
EU-Ländern arbeiten derzeit zu Löhnen 
von knapp 5 bis höchstens 12 Mark auf 
Baustellen in Deutschland. Von diesem 
Lohndumping profitieren vor ’ allem 
Großunternehmen, die über ihre 
EU-Tochtergesellschaften inzwischen 
rund 70% ihrer Bauleistungen erstellen 
lassen. Klein- und Mittelbetriebe gehen 
reihenweise pleite, 1995 waren es allein 
5.450 Baubetriebe.

Ende 1995 waren 140.000 Bauarbeiter 
arbeitslos, jeden Monat kommen 700 
hinzu.

Im Juli 1995 legte Blüm endlich ein 
Entsendegesetz vor: Danach sollten ta­
rifvertragliche Regelungen des Bau­
hauptgewerbes über einen Mindestlohn 
und Urlaub auch auf in Deutschland 
tätige ausländische Beschäftigte ange­
wandt werden; ausländische Arbeitge­
ber sollten in das Sozialkassenverfah­
ren einbezogen werden; bei Verstößen 
drohte ein Bußgeld von 50.000 Mark; die 
Kontrolle sollte bei den Ländern liegen; 
Geltungsdauer des Gesetzes: 2 Jahre.

Während Gewerkschaften und Bauar­
beitgeber den Entwurf im Grundsatz 

Auf Berliner Baustellen arbeiten noch SMIrungon der Gewerkschaft bis zu 30.000 „lllcgalo“ und woi- 
late tousondo ausländische „Subarbeitnohmtir“ tu niedrigsten Löhnen. Hach den Vorstellungen der 
Daukapltalhton sollen diese Vertrüge, von denen vlclo In Erwartung des „Hauptstodlgcschtifts" auf 
fahre hinaus abgeschlossen wurden, durch das neue Enlsondcgcsctz nicht aufgehoben werden.

begrüßten, aber mehrere Änderungen 
im Sinne einer Verschärfung forderten, 
kündigten Sprecher der Arbeitgeber­
seite an, das Gesetz über die dort ge­
forderte Allgemeinverbindlichkeitser­
klärung (AVE) scheitern zu lassen.

Als Grund nannten sie, daß der im 
Baugewerbe niedrigste, tarifliche Stun­
denlohn von 20,24 Mark weit über dem 
Metallecklohn in Höhe von 18,14 Mark 
liege. Ein solches gesetzliches Lohnni- 
veati in der Baubranche würde auch die 
Löhne in anderen Wirtschaftszweigen 
präjudizieren. Eine Unmöglichkeit, eine 
ordnungspolitische Sünde!

Die deutsche Wirtschaft müsse im Ge­
genteil mit dem Zweck der Lohnsen­
kung jede Möglichkeit nutzen, die Re­
glementierung des Tarifsystems zu 
durchbrechen. Deshalb könnten sie 
nicht für die Einführung eines 
„Reichseinheits-Mindestlohns“ in der 
Bauwirtschaft sein.

Damals widersprach der Arbeitgeber­
verband der Bauindustrie noch und for­
derte die Bundesvereinigung Deutscher 
Arbeitgeberverbände auf, das Entsen­
degesetz nicht scheitern zu lassen.

In einigen Punkten konnte mit Hilfe 
des Bundesrates das Entsendegesetz 
verbessert werden: Die Kontrolle üben 
jetzt die Bundesanstalt für Arbeit und 
die Hauptzollämter aus; Bußgelder kön­
nen bis zu einer Höhe von 100.000 Mark 
verhängt werden, und die Laufzeit wur­
de bis Ende 1999 verlängert.

Nach wie vor ist das Inkrafttreten je­
doch von der Zustimmung des Ta­
rifausschusses zur Allgemeinverbind­
lichkeitserklärung abhängig.

Graf Lambsdorff forderte die Arbeit­
geber auf, bei ihrem Nein zu bleiben, es 
sei denn, der tarifliche Mindestlohn im 
Baugewerbe wäre entsprechend nied­
rig. Die Vorstellungen reichen denn 
auch von 17 bis 18 Mark bei den Bau-Ar­
beitgebern über 15 bis 16 Mark beim 
BDA hinunter bis zu 12 Mark, welche 
den Hauptgeschäftsführer des Textil-

Eine bundesweite Kampagne gegen Tarifbruch hat die IG Bau auf einer Pressekonferenz am Mittwoch 
dieser Woche angekündigt. Wenn die Arbeitgeber nicht von ihrer Anmaßung abrücken, alle bereits ab- 
geschlossenen Verträge mit ausländischen Subunternehmen sollten trotz des neuen Entsendegesetzei 
unverändert fortgelten, werde es bundesweite Protestaktionen geben, kündigte die Gewerkschaft an-

verbandes zum Überdenken seiner Hal­
tung veranlassen könnte.

Neben dem Mindestlohn ist der Zeit­
punkt des Inkrafttretens strittig. 
Während nach Auffassung der IG Bau 
nur ein sofortiges Inkrafttreten Sinn 
macht, fordern die Bau-Arbeitgeber, 
daß laufende bzw. bis zum 1.3.96 abge­
schlossene Verträge nicht unter das 
Entsendegesetz fallen dürften. Da 
Großbauaufträge aber eine Laufzeit von 
mehreren Jahren haben und bis zum 1. 
März auch die Klein- und Mittelbetrie­
be ihre Jahresverträge abgeschlossen 
haben werden, würde das Gesetz erst in 
einem Jahr, für Großbäuvorhaben ver­
mutlich erst dann greifen, wenn es be­
reits abgelaufen ist.

Wenn es keine Einigung zwischen den 
Tarifparteien gibt, gibt es kein Inkraft­
treten des Entsendegesetzes! Für die 
IG Bau, die bei den derzeit laufenden 
Tarifverhandlungen einen Mindestlohn

Notizen aus 
Böhmen
★ Vom 15. bis 17. März findet in Mari- 
enbad ein Treffen des Kulturrates der 
Sudetendeutschen Landsmann­
schaft (SL) mit Vertretern der soge­
nannten „Begegnungszentren“ (Ein­
richtungen, die von der Bundesregie­
rung gesteuert sind) und der einzel­
nen Verbände der Deutschen aus der 
Tschechischen Republik statt. Dabei 
soll die kulturelle Arbeit der Lands­
mannschaft und ihre Zusammenar­
beit mit den deutschen Verbänden be­
sprochen werden.

Was die „Kulturarbeit“ der Sudeten­
deutschen Landsmannschaft betrifft, 
schrieb seinerzeit über diese Tätigkeit 
der unlängst gestorbene SL-Amtsträ- 
ger und rechtsextreme Publizist Rein­
hard Pozorny (während des Krieges 
ein Gestapo-Spitzel in Pilsen) : „Die 
Kulturpolitik unserer Landsmann­
schaften vollzieht sich im Vorfeld der 
Heimatpolitik ihrer Volksgruppen. Sie 
ist also ein Instrument des politischen 
Daseinskampfes der Volksgruppenor­
ganisation und klar und eindeutig auf 
das Ziel der landsmannschaftlichen 
Arbeit eingestellt.“

★ Siemens besitzt in der Tschechi- 
schen Repubiikschon elf Absatz-, Ser­
vice-, Montage- und Produktionsge- 

von 24 Mark pro Stunde fordert, eine 
schwierige Situation. Soll sie eine# 
Mindestlohn zustimmen, der unter detf 
derzeit niedrigsten Stundenlohn liegt» 
wissend, daß damit die Zustimmung irt1 
Tarifausschuß noch längst nicht sichet 
ist? Soll sie die Verhandlungen schei' 
tern lassen und damit den „Schuldigen“ 
für weitere Entlassungen abgeben?

Zunächst einmal hat sich die IG BaU 
fürs Kämpfen entschieden. In dieser 
Woche hat sie eine Kampagne gegen Ta' 
rifbruch gestartet, die das ganze Jaltf 
über fortgesetzt werden soll. Die näcb' 
sten Verhandlungen mit den Arbeitge' 
bem finden am 28.2. statt. Sie sollen vop 
bundesweiten Protestaktionen beglei' 
tet werden. (hat)
Quellen: „Handelsblatt“, insbes. Juli 95 b^ 
Febr. 96; sozialpolitische Informationen vom 1- 
August 1995; gern. Schreiben der Senatsvef' 
waltungen für Bau- und Wohnungswesen sowie 
für Arbeit und Frauen, Berlin, vom 30.1.95

sellschaften mit fast 9.000 Angestell­
ten.

Im Geschäftsjahr 1994/1995 konnte 
man Aufträge für 14 Milliarden Kro­
nen (ca. 77 Millionen DM) und einen 
Umsatz von 12 Milliarden Kronen (ca. 
66 Millionen DM) verzeichnen. Zehn 
der 17 Bereiche der Siemensprodukti­
on werden von Betrieben aus der CR 
beliefert.

★ Der deutsch-tschechische Handels­
austausch legte 1995 deutlich zu. Der 
Import aus Deutschland wuchs um 30 
Prozent, der tschechische Export um 
19,4 Prozent. An gesamten tschechi­
schen Außenhandel hat die BRD ei- I 
nen Anteil von 28,5 Prozent. Der • 
deutsch-tschechische Handelsaus­
tausch ist jetzt Argument für Premier 
Vaclav Klaus, wenn er Urteile über 
eine dramatische Verschlechterung 
des Nachbarschaftsverhältnisses als 
„völlig überzogen“ abwehrt.

A Das deutsche Kapital hat einen wei­
teren Erfolg im Kampf um die totale 
Beherrschung der tschechischen 
Presse erreicht. Der Springer-Verlag 
hat nämlich 49 Prozent der Aktien von 
der schweizer Gesellschaft Ringier 
gekauft und kann damit die „Regie­
rungs-Tageszeitung“ Lidove növiny 
wesentlich beeinflussen.
Ab Januar 1996 hat Springer auch ei­

nen „wesentlichen Anteil“ an der Pra­
ger Wochenzeitung Ty den (Die Wo­
che). (e./i., Pilsen)
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Und schon bist du „illegal“...
Beispiele zur Situation polnischer „Irregulärer“ in Berlin und Umgebung -

Nicht vom Entsendegesetz erfaßt wür­
den sogenannte Werkvertragnehmer, 
Saisonarbeitskräfte aus Mittel- und 
Osteuropa. Für sie gilt schon heute, daß 
sie zu Tariflöhnen (befristet) beschäftigt 
werden müßten. Die Praxis sieht jedoch 
so aus, daß viele schnell aus einem le­
galen in einen illegalen Zustand ver­
setzt werden. Dies könnte auch einem 
Großteil der Arbeitnehmer aus den EU- 
Staaten passieren. Damit aus den „bil­
ligen Legalen“ nicht „Illegale“ werden, 
hat die IG Bau einen Tarifvertrag zur 
Bekämpfung der Schwarzarbeit und 
der illegalen Beschäftigung vor geschla­
gen. Wir dokumentieren hier einen Bei­
trag von Norbert Cyrus „Zur Situation 
irregulärer polnischer Zuwanderer in 
Berlin“ - aus Platzgründen leider stark 
gekürzt..

„Eine der wichtigsten ausländerrechtli­
chen Bestimmungen ist das Verbot der 
Arbeitsaufnahme. Die Aufnahme einer
Erwerbstätigkeit ist polnischen Staats­
angehörigen nur nach Erteilung einer 
entsprechenden Arbeitserlaubnis 
durch die deutschen Behörden gestat­
tet. Seit 1991 haben jedes Jahr etwa 
200.000 polnische Staatsangehörige 
eine Erlaubnis erhalten, um als Werk­
vertragsarbeiter, Saisonarbeiterin, 
Gastarbeitnehmer oder Grenzgängerin 
zu arbeiten. Die für diese Beschäfti­
gungsverhältnisse vorgesehene erfo- 
derliche Aufenthaltsgenehmigung ist 
die zeitlich befristete „Aufenthaltsbe­
willigung“ nach § 28 des Ausländerge­
setzes vom 9. Juli 1990. Auch die erfor­
derliche Arbeitserlaubnis ist zeitlich be­
fristet und darüber hinaus mit den Auf­
lagen versehen,
• daß die Arbeitsbedingungen nicht 
schlechter sein dürfen als für vergleich­
bare deutsche Arbeitskräfte und daß 
die geltenden tariflichen Regelungen 
bzw. das ortsübliche Lohnniveau einge­
halten werden muß (§ 6 Arbeitserlaub­
nisverordnung - AEVO). Offiziell be­
schäftigte polnische Arbeiterinnen ha­
ben somit Anspruch auf gleichen Lohn 
wie ihre deutschen Kolleginnen;
• daß nur eine bestimmte berufliche 
Tätigkeit in einem bestimmten Betrieb 
ausgeführt werden darf (Paragraph 1 
Arbeitsaufenthalteverordnung - AAV). 
Damit ist polnischen Beschäftigten ein 
Arbeitsplatzwechsel oder eine Ände­
rung des ausgeübten Berufes verbaut.

Unter diesen aufenthaltsrechtlichen 
Rahmenbedingungen ergibt sich bei 
polnischen Staatsangehörigen dem­
nach dann -ein illegalisierter Status, 
wenn
• sie sich länger als £rei Monate ohne 
Unterbrechung in der BRD aufhalten 
und keine Aufenthaltsgenehmigung 
einholen;
• sie eine visafreie Einreise zu einer 
nichtgenehmigten Erwerbstätigkeit 
nutzen;
• sie eine genehmigte Erwerbstätigkeit 
zu Bedingungen ausüben, die nicht den 
beschriebenen Anforderungen ent­
spricht;
• sie trotz eines bei einem früheren Auf­
enthaltes gegen sie ausgesprochenen 
Einreiseverbotes erneut in die BRD 
kommen und sich hier aufhalten;
• sie sich nach Ablauf eines genehmig­
ten Aufenthaltes weiterhin und nun­
mehr ohne Genehmigung in der BRD 
aufhalten.

Diese rechtlichen Rahmenbestim- 
mungen führen zu vielfältigen Formen 
^legalisierter Aufenthalte, die sehr kurz 
und nur einige Stunden dauern können, 
aber auch auf Dauer angelegt sein kön­
nen.

Einen legalisierten Status haben 
zum Beispiel
• ein Mann, der vor einiger Zeit auf ei­
ner Baustelle als Schwarzarbeiter vorü­
bergehend festgenommen, zur Ausreise 
aufgefordert und mit einem Einreise­
verbot belegt wurde und der inzwischen 
die visafreie Einreisemöglichkeit wieder 
nutzt, um nach Absprache mit einem il-’ 
legalen Arbeitsvermittler für kurze Auf­
enthalte in die BRD zu pendeln und hier 
wiederholt schwarz auf Baustellen zu 
arbeiten;
• ein Mann, der seit mehreren Jahren 
von den deutschen Behörden unbe­
merkt in Berlin lebt und hier regelmäßig 
einer unangemeldeten Arbeit nachgeht;
• die polnischen Studentinnen und 
Schülerinnen, die in ihren Semesterfe­
rien im letzten Sommer nach Berlin ka­
men und sich hier auf den Straßenkreu­
zungen mit dem Waschen von Auto­
windschutzscheiben Geld verdienten;
• eine Frau, die seit über einem Jahr in

wenn sie in die BRD kommt, billigste und rechtlose ArbeitskraftPolnische Landarbeiterin -

Berlin lebt, hier in einer Gaststätte als 
Küchenhilfe arbeitet und den Aufent­
halt nutzt, um Deutsch zu lemen’und 
um nach ihrer beabsichtigten Rückkehr 
bessere berufliche. Perspektiven zu ha­
ben ...
• aber auch die legalen polnischen Ar­
beitskräfte, wenn bei einer Kontrolle ir­
reguläre Arbeits- und Lohnbedingun­
gen festgestellt werden.

Festzuhalten bleibt, daß der Begriff 
„illegaler Status“ facettenreich ist und 
vielfältige Aufenthaltsmuster erfaßt...

Durchsetzung ausbeuterischer Ar­
beitsverhältnisse: Unter den Bedingun­
gen der Illegalisierung können Arbeit­
geber den Beschäftigten leicht ausbeu­
terische Bedingungen diktieren. Als 
ausbeuterisch gilt ein Arbeitsverhält­
nis, wenn die Beschäftigung zu erheb­
lich schlechteren Bedingungen erfolgt 
als bei vergleichbaren deutschen Ar­
beitnehmern. In den Ergebnisprotokol­
len von Baustellenüberprüfungen 
durch die Bundesanstalt für Arbeit wur­
den mehrfach besonders ausbeuteri­
sche Arbeitsverhältnisse bei der Be­
schäftigung von osteuropäischen Ar­
beitskräften dargestellt. Ausbeuteri­
sche Arbeitsverhältnisse konnten wir 
aber auch im Rahmen offiziell geneh­

migter Arbeitsverhältnisse feststellen. 
So schilderten polnische Werkvertrags­
arbeiter, daß sie unter der Androhung 
der Kündigung gezwungen wurden, un­
bezahlte Überstunden zu leisten, auf 
nichtgenehmigten Einsatzorten tätig 
zu werden sowie daß sie für „Fehlver­
halten“ mit Lohnabzügen bestraft wur­
den. Die Bundesregierung hatte nach 
vielfältigen Protesten von Gewerk­
schaften und Untemehmerverbänden 
die Überprüfung der Werkvertragsbe­
schäftigung verschärft und unangemel­
dete Kontrollen ermöglicht, um unter 
anderem die Zahlung der vorgeschrie­
benen Tariflöhne durchzusetzen...

Wenn die Wanderarbeiterinnen sich 
mit dieser Situation arrangieren kön­
nen, dann deshalb, weil sie selbst zu 
solch ausbeuterischen Bedingungen 
aufgrund der Kaufkraftdiffemz zwi­
schen Polen und der BRD noch ein 
Mehrfaches des polnischen Durch­
schnittslohnes erzielen können. Dies 

gilt auch für die irregulär Beschäftigten, 
die noch weniger Möglichkeiten als die 
legalen Arbeiterinnen haben, sich ge­
gen Lohnbetrug zu wehren. Sowohl 
beim Polnischen Sozialrat als auch bei 
der Sozialberatung der Caritas häufen 
sich in letzter Zeit Fälle, wo illegale Ar­
beitsvermittler die vereinbarten Löhne 
nur zum Teil oder auch gar nicht aus­
zahlen. Die irregulären Arbeitskräfte 
werden zusehends zum Freiwild solcher 
Betrüger, die durch die völlig unge­
schützte rechtliche Lage der Irre­
gulären noch zusätzliche Gewinne er­
zielen ...

Fehlender Rechtsschutz bei Übergrif­
fen: Die beschriebenen Notlagen und 
Schwierigkeiten stehen oft in dem Zu­
sammenhang, daß irregulären Zuwan­
derern der Weg zu Behörden und Insti­
tutionen versperrt ist, weil sie statt Un­
terstützung mit Repression und Ab­
schiebung rechnen müssen...

Festzuhalten bleibt, daß die gegen­
wärtigen rechtlichen Instrumentarien 
eine unkontrollierte Zuwanderung aus 
Polen und eine irreguläre Beschäftigung 
von Polen durch deutsche Arbeitgeber 
nicht wirksam verhindern können, son­
dern vor allem zur Illegalisierung dieser 
Personen führt - mit den bereits be-

schriebenen Konsequenzen der sozia­
len Ausgrenzung. Die Erkenntnis, daß 
irreguläre Zuwanderung nicht zu ver­
hindern ist, wenn die deutsche Wirt­
schaft Wanderarbeitskraft nachfragt, 
hatte 1991 dazu geführt, daß für die Be­
schäftigung von Wanderarbeiterinnen 
aus Osteuropa zeitlich befristete Ar­
beitsverhältnisse eingeführt worden 
waren. Mit der Einführung von Saison­
arbeit, Werkvertrag, Gastarbeitneh­
mer- und Grenzgängerbeschäftigung 
waren nach Angaben der Bundesregie­
rung die Ziele verbunden, bestehendeil­
legale Beschäftigungsverhältnisse 
zurückzudrängen, den Wanderarbeite­
rinnen gleiche Rechte wie vergleichba­
ren inländischen Arbeitnehmern zu ga­
rantieren und den „Migrationsdruck“ 
aus Osteuropa besser zu kontrollieren

Zur Zeit wird vom Bundesarbeitsmi­
nisterium eine Änderung der „Zumut­
barkeitsregelung“ angestrebt, wonach
Sozialhilfeempfängerlnnen und Ar­
beitslose zur Arbeit in der Landwirt­
schaft als Erntehelfer oder zur Beschäf­
tigung im Hotel- und . Gaststättenge­
werbe gezwungen werden können. Wer 
sich weigert, soll nach diesen Plänen 
weniger Sozial- oder Arbeitslosenhilfe 
erhalten. Betroffen sind von diesen Plä­
nen auch die 140.000 Saisonarbeiterin­
nen, die bisher in diesen Wirtschaftsbe­
reichen für bis zu drei Monaten eine Ar­
beitserlaubnis erhalten haben. Lange 
Jahre wurde im Agrarbereich ein infor- - 
melier Arbeitsmarkt geduldet, auf dem 
unangemeldete Arbeitskräfte 10 bis 12 
DM verdienen konnten. Anfang der 
neunziger Jahre wurde dieser informel­
le Arbeitsmarkt formalisiert und staat­
licher Verwaltung unterworfen, wobei 
die bestehenden schlechten Lohn- und 
Arbeitsbedingungen beibehalten und 
als „ortsüblich“ offiziell anerkannt wur­
den. Der 1994 von Gewerkschaft und Ar­
beitgebern vereinbarte Tarifvertrag für 
Saisonarbeitskräfte liegt für Arbeitneh­
mer, die überwiegend mit leichten bis 
mittelschweren Arbeiten beschäftigt 
werden, bei 8,30 DM und für Arbeitneh­
mer, die überwiegend mit schweren Ar­
beiten beschäftigt werden, bei 10 DM. 
Nachdem die unattraktiven Arbeits­
plätze „sichtbar“ gemacht und arbeit­
samtlich erfaßt wurden, sollen sie nun 
mit inländischen Arbeitskräften be­
setzt werden. Die Arbeitsund Lohnbe­
dingungen, die zunächst bei der Be­
schäftigung irregulärer und später lega­
lisierten Wanderarbeiterinnen durch­
gesetzt wurden, setzen nun den Stan­
dard auch für inländische Arbeitskräfte

Durch die Kriminalisierung der Wan­
derarbeiterinnen kann Schwarzarbeit 
nicht verhindert werden. Die Ausgren­
zung der Migrantinnen führt jedoch 
dazu, daß irreguläre Arbeitgeber durch 
Betrug zusätzliche Gewinne machen 
können... Diese Situation läßt sich auf­
heben, wenn die Wanderarbeiterinnen 
entkriminalisiert werden und Anspruch 
auf allgemeinverbindliche Tariflöhne 
haben

Norbert Cyrus, Ethnologe, lebt in Berlin 
und arbeitet an einer Beschreibung und 
Analyse der polnischen Arbeitsmigrati­
on, Mitarbeit u. a. beim Polnischen So­
zialrat e.Vundbcim Berliner Institut für 
Vergleichende Sozialforschung. Hin­
weise auf andere Autoren wurden von 
uns ebenfalls aus Platzgründen heraus­
genommen. Der vollständige Text ist zu 
beziehen über: Polnischer Sozialrat e.V, 
Kohlfurierstr. 40,10999 Berlin,
Fax (030) 6159219 (har)
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Streiks der Bergarbeiter 
in Rußland
Protest gegen verzögerte Lohnauszahlung 
und drohende Zechenschließungen
Der Streik der Bergarbeiter in Rußland 
wurde nach zwei Tagen beendet - viel­
leicht muß man richtiger sagen: unter­
brochen. Denn die Streikenden haben 
angekündigt, den Streik am 1. März wie­
der aufzunehmen, wenn die Regierung 
ihre Zusagen nicht einhält. Und es 
scheint ziemlich unmöglich, daß die Re­
gierung ihre Zusagen einhält.

Am 1. Februar war mehr als eine hal­
be Million Bergarbeiter in Rußland - 
darüber hinaus mehrere hunderttau­
send in der Ukraine - in den Streik ge­
treten, um die Auszahlung ihrer Löhne 
durchzusetzen. Tage zuvor hatten be­
reits über 200.000 Lehrer in Rußland ihre 
Arbeit niedergelegt. Auch sie verlang­
ten die Auszahlung ihrer Gehälter. Wie 
den Lehrern und den Bergarbeitern 
geht es einer großen Mehrheit der Lohn­
abhängigen, und keineswegs nur denen, 
die im öffentlichen Dienst oder in 
Staatsbetrieben beschäftigt sind: Sie 
erhalten ihren Lohn oft nur mit Mona­
ten Verspätung, manchmal von mehr als 
einem halben Jahr. Im November 1995 
standen auf diese Weise 42 Mrd. DM an 
Löhnen und Gehältern aus, die allein 
der Staat zu zahlen hatte. Im August 
letzten Jahres meldete die Gewerk­
schaftszeitung Trud, daß fast zwölf Mil­
lionen lohnabhängig Beschäftigte - da­
mit jeder sechste Arbeitsfähige - von 
verzögerter Lohnauszahlung betroffen 
sei. Werden die Löhne dann endlich aus­
gezahlt, sind sie durch die Inflation von 

bis zu 20% im Monat in den vergange­
nen zwei Jahren drastisch entwertet. 
Nicht minder katastrophal, wenn auch 
in den Auswirkungen nicht so unmittel­
bar, ist die Tatsache, daß viele Staats­
und Privatbetriebe die gesetzlichen 
Beiträge in die Sozialversicherung nicht 
abführen und damit die Zahlungsun­
fähigkeit der Renten-, Kranken- und Ar­
beitslosenversicherungen heraufbe­
schwören.

Vor allem im Bergbau wehren sich die 
Beschäftigten seit zwei Jahren durch 
immer neue Streiks gegen den De-fac- 
to-Lohnraub, so im Dezember 1993, im 
Februar 1994, im Februar 1995, im Au­
gust 1995. Stets versprechen Regierung 
und Präsident die schnelle Anweisung 
der Löhne, stets geraten sie, spätestens 
nach einigen Monaten, erneut in Verzug. 
Zu Beginn des jüngsten Streiks war die 
Regierung mit 1,5 Mrd. Rubel (rund 483 
Mio. DM), mehr als jemals zuvor, im 
Rückstand. Nur mit der Zusage, 600 
Mio. Rubel (ca. 190 Mio. DM) unverzüg­
lich auszuzahlen, erreichte die Regie­
rung die Wiederaufnahme der Arbeit. Es 
ist jedoch absehbar, daß sie das Problem 
nur verschiebt; daß sie, was sie jetzt den 
Bergarbeitern auszahlt, anderen Be­
schäftigten durch weitere Verzögerung 
nimmt; daß sie auch im Bergbau schnell 
wieder in Verzug geraten wird.

Denn die Ursachen der Zahlungsun­
fähigkeit sind ja nicht behoben. Zum ei­
nen ist der russische Staatshaushalt

hoch defizitär. Zum zweiten sind viele 
Industriebetriebe nicht in der Lage, die 
Energiepreise zu zahlen, und bringen 
damit die Bergwerke in noch größere 
Geldnot. Vor allem seit die staatseigene 
Eisenbahn die Tarife so drastisch er­
höhte, daß der Transport teurer kommt 
als die eigentliche Förderung, bleiben 
die Zahlungen immer häufiger aus. Zum 
dritten sind die russischen Kohleberg­
werke weitgehend veraltet und gestat­
tet die Durchsetzung der Gesetze der 
Marktwirtschaft eine behutsame Struk­
turreform des Bergbaus nicht. Nach ei­
ner Weltbankstudie von 1992 förderte 
ein Bergarbeiter im Untertagebau pro 
Schicht 1,95 t in Rußland, in den USA 
dagegen 23,71. Entsprechend den drän­
genden Forderungen des IWF bereitet 
Jelzin inzwischen ein Dekret vor, das 140 
von 220 Zechen mit der Schließung be­
droht.

Schon jetzt zahlen die Bergarbeiter 
für die gnadenlose Entfaltung der Kon­

Bild: Eine der 
zahlreichen 
Protestaktionen * 
während des 
Bergarbeiterstreiks 
gegen die 
Lohnraubpolitik 
der Regierung Jelzin

kurrenz nicht nur mit Lohnraub. Mit der 
Sowjetunion seien die alten Sicher­
heitsvorschriften untergegangen, und 
neue gebe es nicht, sagt man. Gesund­
heit und Leben der Bergarbeiter zählen 
nicht mehr viel - statistisch sieht das so 
aus, daß pro einer Million geförderter 
Tonne Kohle zwei Bergarbeiter in1 
Schacht bleiben. Die Schließung von 
Bergwerken bringt nicht nur neue MaS' 
senarbeitslosigkeit: Sie führt zum Ruin 
ganzer Städte, die ganz vom Bergbad 
abhängen, zur Entwurzelung von Hufl' 
derttausenden Menschen, die in den 
Öden Sibiriens oder des Nordens, wohin 
sie die relativ guten Verdienstmöglich' 
keiten im Bergbau gelockt haben, keine 
andere Arbeits- und Lebensperspektive 
haben, und die nirgendwo hinkönnen­
weil es dort keine Arbeit und keine Wob' 
nungen gibt und ihr Erspartes durch die 
Inflation völlig entwertet ist. Die 
Streiks im Bergbau kündigen einen 
großen Konflikt an. (scc)

Das „dreiköpfige Monster“ am Ende
In Italien finden am 21. April Neuwahlen statt

Tarifkonflikt beim Fiat-Konzern
Lohnhöhe nach Meinungsumfrage bei Kunden?

Am 13. Februar ist das „dreiköpfige 
Monster“ (so die Zeitung il manifesto) 
geplatzt, die Übereinkunft zwischen 
den Rechtsparteien Forza Italia (Ber­
lusconi) und faschistischer Alleanzana- 
zionale sowie der Demokratischen Par­
tei der Linken (PDS). Diese Parteien 
hatten sich zunächst auf den Finanz­
mann Maccanico als neuen Minister­
präsidenten und weitreichende Verfas­
sungsänderungen geeinigt. Die Wider­
sprüche zwischen den seltsamen Bünd­
nispartnern erwiesen sich jedoch als zu 
groß, Neuwahlen sind die Folge.

Dabei war die Verständigung über in­
stitutionelle Veränderungen schon 
beängstigend weit gediehen. Ein Präsi­
dialsystem war abgesprochen mit der 
Volkswahl des Staatspräsidenten, der 
die Kompetenzen der Außen- und Ver­
teidigungspolitik übernehmen sollte. 
Damit würde die italienische Nach­
kriegsverfassung über den Haufen ge­
worfen, die Regierung und Regierung­
stätigkeit an das Parlament bindet. Das 
Präsidialsystem ist eine zentrale Forde­
rung der Alleanza nationale: Sie greift — 
antiparlamentarische Stimmungen auf 
und setzt an die Stelle der parlamenta­
rischen Auseinandersetzung den 
Staatspräsidenten als „starken Mann“. 
Dabei machen sich die Faschisten 
durchaus Hoffnungen, diesen Posten 
unter eigene Kontrolle oder gar in die ei­
gene Hand zu bekommen.

Nun ist der Durchmarsch zu diesem 
Ziel zwar gescheitert, aber die Faschi­
sten haben Inden letzten Wochen weiter 
gepunktet. Sie haben ihre zentrale Vor- 
taungaforderung auch beim politi­
schen Gegner durchgesetzt und die Be­
dingungen desdreiköpfigen Monsters“

(bis hin zum Platzen) weitgehend dik­
tiert. Nach aktuellen Umfrageergebnis­
sen können sie derzeit mit ca. ’20% 
Wählerstimmen rechnen; im letzten De­
zember haben sie 100.000 Anhänger 
nach Rom auf traditionelle Kundge­
bungsplätze der Linken mobilisiert.

Was hat den Sekretär der Linksdemo­
kraten, D’Alema, und die Führung der 
Partei zu diesem abenteuerlichen Kurs 
bewogen? Sie mußten wissen, daß sie 
durch das Zusammengehen mit den 
Rechten nicht nur in der eigenen Partei 
Widerstand erzeugten, sondern auch 
das „Mitte-Links-Bündnis“ Ulivo, des­
sen stärkste Kraft sie sind, äußerst stra­
pazieren würden; daß sie linke Kräfte im 
politischen, gewerkschaftlichen, jour­
nalistischen usw. Bereich brüskieren 
würden: Rifondazione comunista hatte 
schon für den 24. Februar zur nationa­
len Demonstration gegen das „dreiköp­
fige Monster“ nach Rom aufgerufen, 
namhafte Gewerkschafter waren auf 
Gegenkurs gegangen und in einzelnen 
Fällen aus der PDS ausgetreten.

Die Bereitschaft zu diesem hohen 
Preis ergab sich wohl aus der Aussicht, 
für das Präsidialsystem eine für den 
PDS günstige Änderung des Mehrheit­
wahlrechts zu erhalten: den zweiten 
Wahlgang, der viele oppositionelle Kräf­
te zur Unterstützung für PDS-Kandi­
daten zwingen würde. Über eine Wahl­
rechtsänderung der Regierungsbeteili­
gung näher kommen, das sollte die Ver­
einbarung mit den Faschisten - jahr­
zehntelang absolutes Tabu - rechtferti­
gen. Jetzt liegt diese Politik in Scher­
ben, und man muß befürchten, daß die 
Rechten von den Manövcrn der letzten 
Wochen profitieren. (yok)

Die Tarifverhandlungen bei Fiat treten 
auf der Stelle. Ein zentraler Streitpunkt 
ist die Forderung des Konzerns, einen 
großen Teil der Lohnerhöhungen an die 
Kundenzufriedenheit zu koppeln. Da­
bei soll ein Meinungsforschungsinstitut 
Käufer von Fiat-PKW, -Traktoren und 
LKW nach ihrer Zufriedenheit fragen. 
Ergibt der ermittelte Index Zufrieden­
heit, will Fiat 600.000 Lire Erhöhung zu­
gestehen, sonst nur 300.000 Lire. Dieser 
„CSI“ (client satisfacton index) soll da­
bei für alle Fiat-Beschäftigten gelten, 
egal ob sie nun irgendwelchen Einfluß 
auf die Fahrzeugqualität haben oder 
nicht (wie z.B. Beschäftigte in den Spar­
ten Züge oder Flugzeuge). -

Die Metallgewerkschaften, insbeson­
dere FIOM/CGIL, forderten seit letzten 
Sommer Zuschläge für die Verbesse­
rung der Arbeitsqualität, gemessen an 
der Verringerung des Ausschusses in 
der Fahrzeugmontage. Damit reagier­
ten die Gewerkschaften einerseits auf 
das Rationalisierungskonzept von der 
„Totalen Qualität“ (qualitä totale) der 
letzten Jahre, die Fiat-Variante der ja­
panischen Produktionskonzepte „Kon­
tinuierlicher Verbesserungsprozeß“ und 
Lean Production, andererseits auf die 
Entwicklung, daß die italienischen Kon­
zerne die Lohnhöhe immer stärker an 
die Konzernbilanzen geknüpft haben. 
Mit den Zuschlägen für bessere Ar­
beitsqualität wollen die Gewerkschaf­
ten nun einen Ausgleich für die gestei­
gerte Leistungsabforderung erreichen, 
und zwar in einer Form, daß die Be­
schäftigten Einfluß auf ihre Lohnhöhe 
sichert.

Fiat erklärt sich trotz des großen Auf­
wands, der in allen Abteilungen für stän­

dige Verbesserungen getrieben wird’ 
außerstande, einen betrieblichen Inde* 
für die Qualitätsverbesserung zu defl' 
nieren, und will das Kundenurteil ' 
verbindlichen Maßstab. Die Gewerk 
schäften sind der Meinung, Fiat könne 
die Qualitätsverbesserung betrieblich 
selbst messen. Das Unternehmen hat>e 
die nötigen Daten z.B. aus dem „Prozeß 
Audit“, das schon durchgeführt wird' 
Sie vermuten, daß ein Hauptgrund 
den Konzern darin besteht, die betrieb 
liehen gewerkschaftlichen Vertretung*'| 
körperschaften aus der Auseinander' 
Setzung um Qualitätsverbesserung und 
Lohnhöhe auszuschalten.

Ein weiterer Streitpunkt der Tarifve*'! 
handlungen ist der Umfang der 
höhung der Jahreseinkommen: Die öe' 
werkschaften fordern 2 Mio Lire 
1.800 DM), Fiat will allenfalls 1,5 Mio. j
gestehen. Außerdem verknüpft Fiat & \ 
nen Abschluß mit der Einrichtung eine 
paritätischen Kommission von Konze*; 
und Gewerkschaften, die Streitigkeit^ 
„abkühlen“ und Streiks verhindern so

Auch während der Verhandlungen 
letzten Wochen galt ein „Moratorium 
das Streiks ausschloß. Es ist erst vor 
nigen Tagen ab gelaufen. Fiat forde^ 
seine Verlängerung und kann sich da*^z 
auf Zusagen von drei der vier verh^p 
delnden Gewerkschaften stützen. 
Streikmaßnahmen möglich sind, wie * > 
von der FIOM ins Gespräch gebraci 
wurden, ist deshalb fraglich. Allerdi^, 
haben auch schon während des 
toriums“ immer wieder Abteilungen dl 
Arbeit niedergelegt, offiziell gegen 
sätzliche Arbeitsbelastungen. Im 
Turin-Mirafiori kam es bereits zu 16 5% 
eher/Arbeitsniederlegungen. (r^
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W
as kann ein mehr als 3000 Jahre 
altes Land wie den Jemen 
schon erschüttern? Sind nicht 
die Perspektiven ganze andere, wenn es 

in der Zeitrechnung eher, um Jahrhun­
derte und um vielleicht jahrtausende 
alte Strukturen geht? Wieviel Gewicht 
haben dann 5 oder 20 Jahre?

Trotzdem lebt das Land nicht mehr in 
der Zeit der Antike, wenngleich auch 
viele Spuren davon, z.B. in der Archi­
tektur, noch vorhanden sind. Heute ist 
der Jemen auch keine englische Kolonie 
mehr, von der zumindest die Jemenit­
innen des Südens sich ehemals (1967) 
blutig befreiten; der Norden war noch 
bis Anfang dieses Jahrhunderts tür­
kisch-osmanisch besetzt. Und dennoch 
ist das Land im Süden seit der gewalt­
samen Eroberung durch die Nord-Re­
gierung aus Sanaa im Jahr 1994 anders 
■geworden. Informationen über die all­
täglichen Situationen im Südjemen 
sind rar, welches westliche Presseorgan 
interessiert sich schon dafür? Wären 
nicht inzwischen Flüchtlinge aus dem 
Süden des zwangsvereinigten Landes 
selbst bis nach Deutschland gelangt, es 
gelänge kaum, ein Bild dieses Landes zu 
zeichnen. Damals hatte sich die Frank­
furter Rundschau zu dem Krieg zwi­
schen Nord und Süd geäußert: „Zehn 
Tage plünderten und raubten die Sieger 
in Aden, das sie durch die Wasserblok- 
kade bezwungen hatten“ (5.8.94)

Ein persönlicher Bericht 
eines Jemeniten

„Alle von uns waren familiär irgendwie 
untereinander verwandt oder verbun­
den, aber es gab einige Schwierigkeiten, 
vom Süden aus in den Norden zu gelan­
gen,“ so berichtet Mohammed aus dem 
Südjemen, zur Zeit in Deutschland.

„Es dauerte immer einige Monate, bis 
die Erlaubnis für die Reise da war. Nach 
der Vereinigung im Jahr 1990 gab es 
zunächst eine große Euphorie, da man 
dachte, jetzt wird alles besser, aber das 
Gegenteil trat bald ein.“ Die Vereini­
gung war im Grunde in beider Landes­
teile Interesse, doch die Art der Vereini­
gung nahm auf die zuvor unterschiedli­
chen Gesellschaftsysteme keine Rück­
sicht. „Sie kamen zusammen, aber das 
ging zu schnell, denn es gab ja unter­
schiedliche Erfahrungen in beiden Lan­
desteilen.“

Wenn man in einem sozialistischen Sy: 
stem aufwächst oder -wie im Norden­
unter einer eher streng traditionellen 
Kultur, dann können diese Unterschie­
de nicht so einfach überwunden werden 
— obwohl der Wille dazu auch im Süden 
vorhanden war. Dennoch hatte der Sü­
den das Stigma der Nähe zur Sowjet­
union oder zur DDR, die Nachbarländer 
-wie Oman, Abu Dhabi, Saudi-Arabien 
oder der Nordjemen- wollten keine Be­
ziehungen mit diesem Süden haben, sie 
fürchteten den negativen Einfluß auf 
ihre feudalen Strukturen.

Wie war das tägliche Leben im Süden 
des Landes vor der Vereinigung?

„Es war im Grunde gut, selbst im Nor­
den. Zwar war es im Süden einfacher, si­
cherer und billiger zu leben. Der Süden 
war im Gegensatz zum Norden abgerie­
gelt, man kam da nicht raus, aber es gab 
viel Sicherheit statt mancher Schieße­
reien zwischen den Clans im Norden, 
man konnte das Leben ohne große Nöte 
angehen. Im Norden war ja die Bewaff­
nung relativ weit verbreitet; es schien 
normal zu sein, sich dort offen mit Waf­
fen zu zeigen.“

Zwar gab es auch schon 1986 Ausein­
andersetzungen im Südjemen um den 
richtigen, sozialistischen Kurs, einige 
wollten diesen eher offener gestalten 
und mußten das Land — zum Beispiel 
in Richtung Syrien oder Sanaa — ver­
lassen, und es blieb dann zwangsweise 

bei derSozialistischen Einheitspartei.

Welches waren die Vorteile im Süden?

„Erst mal konnte jedeR zur Schule ge­
hen und diese auch mit einem Abschluß 
beenden, dann konnte man für zwei 
Jahre zur Armee. Niemand blieb danach 
ohne Arbeit. Das Geld hat gereicht, um 
sich selbst versorgen zu können. Man 
sah niemanden, der keine Beschäfti­
gung hatte.“

Die Religionsausübung war zwar frei, 
aber eine religiöse Organisierung, etwa 
der streng konservativen Gruppen, war 
im Südjemen untersagt.

Und wie sah es mit der 
Gleichberechtigung aus?

„Auch für Frauen war es möglich zu ar­
beiten oder sich in einer politischen

Einer der Gründe für die Eroberung Südjemens durch den Norden war das Interesse der herrschenden 
Cliquen im Norden, sich die Ölquellen in Südjemen anzueignen.

Jemen - Der Norden 
übernimmt den Süden!
Gespräch mit einem Jemeniten im Exil

Gruppe zu organisieren - auch der 
Dienst in der Armee war möglich. Aber 
diese Möglichkeiten sind nun — nach 
der Vereinigung — absolut blockiert 
worden. Die jetzige Regierung will, daß 
die Frauen wieder zu Hause sitzen, um 
dort ihren ‘Mutterpflichten’ nachzu­
kommen. Diese Veränderung ist ein­
deutig auf den Einfluß der islamischen 
Gruppierungen zurückzuführen, insbe­
sondere der Islah-Partei.“

Diese bildet heute zusammen mit dem 
„Volkskongreß“ die Regierung des neu­
en Landes. Die Scharia ist einzige 
Rechtsgrundlage im Land geworden. 
Die ehemalige Sozialistische Partei ist 
gespalten, ein Teil ist ins Exil nach Lon­
don gegangen.

Aber welche Wiedervereinigung 
hätte es sein sollen?

„Natürlich sollte es auf einer gemeinsam 
vereinbarten Grundlage stattfinden, 
nicht allein vom Norden aus beeinflußt 
werden. Auch diejenigen aus dem Sü­
den, die schon immer mit dem Norden 
kollaborierten, haben jetzt nicht mehr 
viel zu sagen. Wer heute im Süden Ar­
beit kriegen will, darf nicht als Sympa­
thisant der ehemaligen Sozialistischen 
Partei bekannt sein. Ich meine, man 

sollte viel eher die Vorteile aus beiden 
Systemen zusammenbringen.“.

Wie konnte es dem Norden gelingen, 
den Süden zu ‘übernehmen’?

„Schon wenn die demografischen Daten 
verglichen werden, fällt auf, daß der 
Norden immer im Vorteil war. 10 Millio­
nen gegen 2 Millionen.

Die Menschen im Süden wollte auch 
nicht gegen den Norden kämpfen; wir 
sind ja Mitglieder der gleichen Familie. 
Vom Norden wurde eine regelrechte 
‘Fatwa’ gegen den Süden geführt, d.h. 
gegen die Gotteslästerer; es wurde als 
eine gute Tat betrachtet, die Kommu­
nisten zu bekriegen. Daher sind sie im 
Krieg, in den Kämpfen auch ziemlich 
hart vorgegangen.“

Und jetzt, wie sieht es jetzt aus?

„Willst du Arbeit haben, sieht das 
schlecht aus. Willst du selbst etwas ha­
ben, worauf du ein Recht hättest, du 
kriegst es nicht, weil du aus dem ehe­
maligen kommunistischen Süden bist. 
Auch eine Ausreisemöglichkeit zu krie­
gen, klappt nicht.“

In der Zeit der Wiedervereinigungs­
phase gab es öfter im Süden Demon­
strationen gegen die drohende religiös­
fundamentalistisch orientierte Ausrich­
tung; insbesondere Frauen gingen in 
Aden auf die Straßen, um für den Erhalt 
ihrer Errungenschaften im sozialistisch 
geprägten Süden zu kämpfen — heute 
fliegen sie reihenweise aus den Jobs 
raus und werden zurück ins Haus ver­
bannt, obwohl der Islam dies gar nicht 
vorschreibt.

Was war das Interesse des Nordens, sich 
den Süden einzuverleiben?

„Erst einmal die Absicht, sich zu ver­
größern. Deshalb hatte sogar Saudi- 
Arabien, die ihrerseits Grenzfragen mit 
Nordjemen zu lösen haben, während der 
Krieges 1994 auch zeitweise für den Sü­
den Partei ergriffen -• sie hatten Angst 
vor einem stärkeren Norden.

Zweitens will Sanaa an die Ölvorkom­
men vor der Küste im Süden rankom- 

men. Da sind außerdem strategische In­
teressen, wie sich jetzt an dem Streit mit 
Eritrea um Inseln am Eingang des Ro­
ten Meeres zeigt. Die Clique im Norden 
will nun die Kontrolle über das ganze 
Land haben.“

Andere Interessen z.B. jene der kon­
servativen arabischen Ländern sind 
nicht erkennbar; dies ergibt auch die 
Parteinahme von Saddam Hussein, fa­
miliär-religiös mit den Chefs im Norden 
verbünden, während des Krieges gegen 
den Süden; er gewährte z.B. Luftunter-' 
Stützung.

„Heute können wir jeden Tag in der 
Zeitung lesen, daß es kein normales Le­
ben im Süden mehr gibt. Ich selbst war 
unmittelbar nach dem Krieg ein Jahr in­
haftiert. Als ich nach Hause gehen woll­
te, sah ich, daß unser Haus beschla­
gnahmt war. Ich ging zu Freunden, die 
mir erstmal erklärten, was passiert war. 
Dort wurde ich dann auf der Straße von 
Fundamentalisten der Islah-Partei 
überfallen. Ich mußte fliehen, zunächst 
ins Landesinnere, aber auch dort ging 
es weiter mit der Verfolgung. Die frühe­
ren Mitarbeiter des Regimes sind ins 
Ausland gegangen, einige bis nach Eng­
land, Dubai oder sogar Saudi-Arabien. 
Andere, die zurückkehrten, bekamen 
etliche Probleme. Natürlich ist dies für 
diejenigen, die Kontakte ins Ausland 
haben, eher möglich.

Preise verdoppelten sich über Nacht, 
Betriebe werden privatisiert — Demon­
strationen dagegen waren die Folge. Die 
Inflation ist in den 4 bis 5 Jahren wahn­
sinnig gewachsen, um jährlich mehr als 
200%. Für Frauen gibt es keine Rechte 
mehr, sie müssen Schleier tragen, im Be­
gleitung anderer Männer dürfen sie 
nicht mehr in der Öffentlichkeit auftre­
ten. Alkohol ist nicht mehr erlaubt, ob­
wohl es früher sogar eine Bierbrauerei 
im Süden gab. Begründet wird das alles 
mit dem islamischen Recht.“

Gab es diese Tendenzen nicht 
auch schon vorher im Süden — 
oder wie konnte sich das 
so schnell durchsetzen?

„Diese Gruppen haben früher im Süden 
illegal gearbeitet; es gab einige von ih­
nen, aber nicht viele. Allein mit der Un­
terstützung des Nordens ist es ihnen ge­
lungen, an Stärke zu gewinnen. Es gab 
damals nur eine Minderheit im Süden.“

„Ich selbst habe in diesem Krieg viel 
erlebt. Ich habe versucht, den Süden zu 
verteidigen, der Zivilbevölkerung zu 
helfen, die Leute aus dem Norden ab­
zuwehren. Aber es war ein mörderisches 
Bombardement, da war nichts mehr zu 
machen. Mein Vater wurde dabei getö­
tet, ich selbst habe dies aber nicht mit­
bekommen. Ich sah ihn eine Woche vor 
Kriegsbeginn das letzte Mal. Ich selbst 
wurde später festgenommen, kam in ein 
altes englisches Kolonialgefängnis, 
wurde gefoltert und bekam schlecht zu 
essen. Wir mußten dann zu den Gebets­
zeiten zwangsbeten.“

„Die Leute im Süden haben keine 
Sympathien für diese Zwangswieder­
vereinigung; die Verpflegung ist 
schlechter geworden, es gibt keinerlei 
Vorteile für die Bevölkerung.

Vielleicht gibt es nun gemeinsame In­
itiativen aus dem Landesinneren in Ver­
bindung mit der Opposition MOG, die 
ihren Sitz in London hat. Die Opposi­
tion wird im wesentlichen von den jün­
geren Leuten getragen, die ziemlich 
deutlich die Unterschiede zwischen 
jetzt und früher mitkriegen. Schon jetzt 
gibt es ja wieder einen deutlichen Streit 
innerhalb der führenden Kräfte in 
Sanaa.“

Im Mai 1995 erreichte auch deutsche 
Medien eine Meldung über einen Ex­
plosion in einem Munitionslager in 
Aden: „Beobachter schlossen einen Sa­
botageakt nicht aus.“

(cm)



Vom 2. bis 4. Februar fand in der Oster- 
kirche in Hamburg-Ottensen das Tribu­
nal gegen die Flüchtlingspolitik der 
Freien und Hansestadt statt. Etwa 1000 
Menschen beteiligten sich an den drei 
Veranstaltungen. Am 20. Februar sollen 
die Erfahrungen des Tribunals ausge­
wertet und über die weitere Zusammen­
arbeit gesprochen werden. Wir veröf­
fentlichen im folgenden das Urteil der 
Jury.

Nach drei Tagen intensiver Anhörung 
von 15 Zeugen sowie 14 Sachverständi­
gen und der ausführlichen Diskussion 
und Prüfung aller Punkte der 
Anklage legt die Jury des Tri­
bunals gegen die Flüchtlings­
politik der Freien und Hanse­
stadt Hamburg hiermit ihr Ur­
teil vor. Sie bedauert, daß die 
Angeklagten und geladenen 
Vertreterinnen und Vertreter 
des Hamburger Senats nicht 
von der Gelegenheit Ge­
braucht gemacht haben, ihre 
Politik und Praxis öffentlich 
zu verteidigen. Die Zurück­
weisung dieses Angebotes von Bürger­
initiativen, deren konkrete Hilfe bei der 
Aufnahme und Umsorgung der Flücht­
linge ansonsten in Anspruch genom­
men wird, spricht nicht für eine politi­
sche Streitkultur der Hamburger Ver­
waltung. Wir befürchten dahinter eine 
Dialogunfähigkeit, die ein Hindernis für 
jede demokratische und humane 
Flüchtlingspolitik ist und die wir mit 
diesem Tribunal überwinden wollten.

Die Jury kommt zu folgendem Urteil:

1. Das Hamburger Lagersystem
Geschützt vom Desinteresse der Öf­
fentlichkeit hat sich unter den Händen 
des Senats eine Flüchtlingspolitik ent­
wickelt, die wir das Hamburger Lager­
system nennen. Es ist gekennzeichnet 
durch Containerlager zu Wasser und zu 
Lande, durch zusammengestellte 
Wohnwagen, ausgemusterte Hotels und 
Pensionen und sogenannte Pavillon­
dörfer.

Aus den ursprünglich vom Senat be­
schlossenen Gemeinschaftsunterkünf­
ten mit maximal 100 Personen-sind 
nicht nur Sammellager, sondern Mas­
senverwahranlagen für bis zu 1100 Per­
sonen entstanden, in denen die ver­
sprochene „menschenwürdige Unter­

tcMInghauton, Ool alnor Htnl» am 10.2. in Rockllnghauion vordan bol Mltgllodom dor „Konwrad- 
••haft RocMInghauian grotto Uongon an NS-Propagnndomalorlallßn zIchorgoitolH, Dio Staatsair- 
altachaft prüft, ob dio vorbotono PAP woltargoführt vrordon Ist. aas Antlfaichlrtlrcho tiochrichton

Zwei Jahre auf Bewährung 
für DFG/VK-Mitglied
München. 1989 hatten Mitglieder der 
DFG-VH bei der Gregor-Racing-Show 
vor einem Bundeswehrstand ein Trans­
parent aufgespannt mit dem Text „Sol­
daten sind potentielle Mörder / Kriegs­
dienstverweigerer“. Zunächst wurde G. 
Kiermeier dafür verurteilt, bis das Bun­
desverfassungsgericht dies als verfas­
sungswidrig aufhob. Staatsanwalt 
Hausherr beantragte heute sogar 25 
statt der früheren 15 Tagessätze ä DM 
50,-. G. Kiesmeier und ihr Anwalt Nie­
pel dagegen baten um Bedenkzeit für 
die klagenden Soldaten, ob sie ihre 
Strafanzeige nicht gegen eine „Ehren­
erklärung“ von der Angeklagten zurück­
ziehen würden. Kiermeier erklärte dar­
in, daß sie mit dem Satz „Soldaten sind 
potentielle Mörder/Kriegsdienstver- 
weigerer“ keinen der einzelnen Solda­
ten beleidigen wollte. Daß sie auch 
durchaus respektiere, daß Soldaten 
ihren Beruf ausüben, um die freiheitli­
che demokratische Grundordnung un­
seres Landes unter Einsatz ihres Le­
bens zu verteidigen. Persönlich aber ist 
sie der Auffassung, daß der Einsatz mi­
litärischer Gewalt zur Erreichung die­
ses Zieles falsch ist, weil militärische 
Gewalt zum Tod vieler Menschen führt.

bringung“ auf Dauer unmöglich ge­
macht worden ist.

Die für Gefängnisse vorgesehene Min­
destfläche von 7 Quadratmetern pro 
Person - die WHO empfiehlt 10 Qua­
dratmeter - wird für die ausländischen 

' Bürger, wenn sie als Flüchtlinge zu uns 
kommen, nur zu oft unterschritten. So­
gar 6 bis 12 Quadratmeter Wohnraum­
fläche für 5 Personen sind keine Selten­
heit.

Wohnschiffe, Container, Wohnwagen 
sind kaum wärme- und schallisoliert; 
ständig feucht. Flüchtlingsmütter wa­
gen nachts nicht zu schlafen, weil sie 

Hamburg auf der Anklagebank
Tribunal gegen die Flüchtlingspolitik der Hansestadt
Urteil anläßlich des Tribunals gegen die Flüchtlingspolitik Hamburgs, öffentlich verkündet im Namen der 
Verteidigung der Demokratie am 4. Februar 1996 um 18 Uhr von der Jury
Amke Dietert-Scheuer, MdB, Rainer M. Hofmann, Rechtsanwalt, Ulla Jelpke, MdB, Otto Köhler, Publizist, 
Alfons Lukas, Gewerkschafter, Norman Paech, Professor für öffentliches Recht, Peggy Parnass, Publizistin, 
Gisela Wiese, Pax Christi.

den Ansturm einheimischer Kakerla­
ken auf ihre Kinder fürchten müssen.

Das Hamburger Lagersystem macht 
die Flüchtlinge physisch und psychisch 
krank: Lungenentzündung, Bronchitis, 
Kreislauf- und Darmerkrankungen, De­
pressionen und Angstzustände, Ag­
gressionen und Konflikte in den Fami­
lien sind das Ergebnis von Enge und der 
Unmöglichkeit, elementare hygienische 
Bedingungen einzuhalten. Kinder kön­
nen so selbst einfache schulische Ange- 

. bote auf die Dauer nicht wahmehmen.
Die vom Senat behaupteten hohen 

Kosten für diese in vielen Fällen men­
schenunwürdige Unterbringung sind 
undurchsichtig geblieben (sie müssen 
zum Teil von den Flüchtlingen selbst 
aufgebracht werden). Wir haben Sach­
verständige gehört, die billigere, aber 
weitaus menschenwürdigere Möglich­
keiten aufzeigen. Wir empfehlen dem 
Landesrechnungshof, die jetzigen Aus­
gaben zu prüfen und unsere Sachver­
ständigen zu hören.

Wir haben den Verdacht, daß eine so­
ziale Integration der Flüchtlinge vom 
Senat nicht gewollt wird: Die Umverle- 
gung innerhalb Hamburgs, die Flücht­
linge aus schon gewachsenen sozialen 
Zusammenhängen immer wieder her­
ausreißt, beweist, daß die vom Senat ge­

wählte Unterbringung einen zusätzli­
chen Abschreckungseffekt auf Flücht­
linge ausüben soll. Hier wird der Flücht­
ling zum bloßen Objekt staatlichen 
Handelns gemacht.

Beispielhaft für die Hamburger 
Flüchtlingspolitik ist auch die Behand­
lung der Bürgerkriegsflüchtlinge. Wer in 
Jugoslawien geboren wurde, wird zur 
Annahme eines Nationalpasses eines 
der Nachfolgestaaten gezwungen, wenn 
er eine Aufenthaltsbefugnis erhalten 
will. So werden aus männlichen Flücht­
lingen Deserteure gemacht, sobald sie 
in ihre Heimat zurückkehren. Diese Auf­

enthaltsbefugnisse werden im Regelfall 
nur für elf Monate ausgestellt. Mit die­
ser Befristung wird verhindert, daß die 
Flüchtlinge aus den Sammellagem her­
auskommen und eine eigene Wohnung 
beziehen...
2. Minderjährige unbegleitete 
Flüchtlinge in Hamburg

Die Bundesrepublik Deutschland hat 
sich mit Unterzeichnung der Kinder­
rechtskonvention der Vereinten Natio­
nen verpflichtet, Kindern unter 18 Jah­
ren, die sich in ihrem Hoheitsgebiet auf­
halten, besonderen Schutz und Fürsor­
ge zukommen zu lassen. Diese Ver­
pflichtung gilt unabhängig von Her­
kunft und Status des Kindes und aus­
drücklich auch für Flüchtlingskinder. 
Der von der Bundesregierung diesbe­
züglich eingelegte Vorbehalt ist als nich-' 
tig zu betrachten, da er in direktem Wi­
derspruch zu Kembereichen der Kon­
vention steht. Leitendes Prinzip der 
Konvention ist es, daß bei sämtlichen 
Maßnahmen und Entscheidungen, von 
denen Kinder betroffen sind, deren 
Wohl vorrangig zu berücksichtigen ist.

Der Hamburger Senat verletzt durch 
seine Politik gegenüber minderjährigen 
Flüchtlingen in vielfältiger Hinsicht die 
Bestimmungen der Kinderkonvention. 
So widerspricht die Praxis „16 gleich er­

wachsen“ völlig der Kinderkonvention. 
Bei dieser Praxis wird von der Regel­
vermutung ausgegangen, daß bei über 
16jährigen Flüchtlingen ein Erzie­
hungsbedarf nicht besteht. Sie werden 
als voll rechtsfähig betrachtet. Ham­
burg unternimmt bundesweit Vorstöße, 
diese Praxis auch auf unter 16jährige 
auszudehnen...

Es wurde festgestellt, daß - häufig 
auch ohne Zustimmung des Flüchtlings 
- medizinisch fragwürdige Altersfest­
stellungen von Ärzten vorgenommen 
werden, die damit ihren hipokratischen 
Eid verletzen und gegen die Röntgen­

verordnung verstoßen.
Hervorzuheben ist, daß nach 

Kritik an den medizinischen 
Altersfeststellungen die Ham­
burger Ärztekammer sensibi­
lisiert wurde und in einmaliger 
Einmütigkeit die Ärzte auffor­
dert, diese Altersfeststellun­
gen nicht mehr vorzunehmen. 
Ein entsprechender Beschluß 
wurde mittlerweile auch vom 
Deutschen Ärztetag verab­
schiedet.

Das Recht auf Bildung wird Jugendli­
chen beschnitten. Besonders kraß wird 
dies dort sichtbar, wo für schulische und 
berufsbildende Maßnahmen sowohl 
BAFöG-Leistungen als auch Sozialhilfe 
verweigert werden. Die Bedingungen 
in den Unterkünften bieten weder Platz 
noch Ruhe zum Lernen. Jugendunter­
künfte sind Mangelware und stehen 
über 16jährigep nicht zur Verfügung. Sie 
werden in der Regel mit Erwachsenen 
in gemeinsamen Räumen unterge­
bracht ...

Durch pauschale Vorverurteilungen 
jugendlicher Flüchtlinge als Dealer wird 
ein Klima geschaffen, das gewaltsame 
Übergriffe der Polizei begünstigt und 
quasi legitimiert. Auch 14jährige wer­
den in Handschellen abgeführt...
3. Das Hamburger Abschiebesystem 
Wir verurteilen den Senat der Freien 
und Hansestadt Hamburg sowie die 
Verwaltungen dieser Stadt und einzelne 
ihrer Mitarbeiterinnen sowie einzelne 
Richter, die Abschiebungshaft zu ver- 
antworten haben. Sie sind schuldig fol­
gender Tatbestände:
Zum Anklagepunkt „Vorbereitung ' 
der Abschiebung“
■ der Auslieferung von Flücht­

lingen an ihre Verfolger,
■ der Willkür,

Da aber der einzig anwesende Zeuge def 
Bundeswehr dies mit der Begründung 
ablehnte, er könne dies nicht persönlich 
tun, weil die Bundeswehr in ihrer Ehre | 
verletzt worden sei, wurde davon Ab­
stand genommen und Freispruch bean­
tragt.

Richter Rauner, der den Fall schon vof; 
Jahren zu behandeln hatte, kritisierte 
zwar nicht wie sein Mainzer Kollege Fi' 
scher die inhaltliche Entscheidung des ( 
BVerfG, bemängelte aber, daß das ( 
BverfG sich mit der Rückverweisung | 
um eine Entscheidung gedrückt haben» 
die jetzt wieder der einzelne Richter zü 
fällen habe. Leider konnte auch er sich 
nicht zu einem Freispruch durchringen» 
sondern verkündete eine Verwarnung 
zu 15 Tagessätzen ä DM 50,- auf ztfßl 
Jahre Bewährung. DFGIVK MüncW

Pazifisten fordern 
Ende für Eurofighter
Stuttgart. Die ökumenische Organist 
tion Ohne Rüstung Leben (ORL) 
Stuttgart und das RüstungsinfonnO' 
tionsbüro Baden-Württemberg (RI^ 
in Freiburg fordern mit einer PostkoF 
tenaktion die Bundestagsabgeordnß' 
ten auf. aus dem Projekt EurofigWc, 
2000 auszustelgcn. ORL-SprecherPa11
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■ der Ausübung von unzu-
. lässigem Druck,

■ der Entrechtung und 
Diskriminierung.

Zum Anklagepunkt „Von Botschaft 
zu Botschaft“
■ der Abgabe falschen

Zeugnisses,
■ der Anstiftung zur Lüge,
■ der Unmenschlichkeit und Gesund­

heitsgefährdung,
■ der Degradierung von Menschen zu 

Objekten.
Zum Anklagepunkt „Abschiebungshaft 
minderjähriger unbegleiteter Flüchtlin­
ge“
■ des Verstoßes gegen die Vorschriften 

der UN-Kinderkonvention, f
■ der Unmenschlichkeit und 

Entrechtung,
■ der Einpferchung.
Zum Anklagepunkt „ Abschiebungshaft­
bedingungen“
■ der Mißachtung des Rechts 

auf Freiheit,
■ der Lebensgefährdung,
■ der Degradierung von Menschen 

zu Objekten,
■ der Vorenthaltung des Rechts 

auf anwaltschaftlichen Beistand,
■ der Entsolidarisierung.
Das Bundesland Hamburg rühmt sich, 
in der BRD bei der Abschiebung eine 
Spitzenposition einzunehmen. Durch 
zahlreiche Sachverständige und Zeu­
gen ist uns nachgewiesen worden, daß 
dieses Ergebnis durch restriktive Hand­
habung des geltenden Rechts, durch 
Verstoß gegen völkerrechtliche und hu­
manitäre Verpflichtungen und auch 
durch Rechtsbruch bewirkt worden ist.

Bei der Ausländerbehörde wurden 
über einen langen Zeitraum hinweg 
durch Täuschung und Überrumpelung 
von Menschen Abschiebehaftgründe 
konstruiert, die in Wahrheit nicht vorla­
gen. Haftrichter haben ohne weitere 
Prüfung auf falscher Grundlage Inhaf­
tierungen verfügt. Auch heute wird wei­
ter eine willkürliche Abschiebungspra­
xis betrieben, die in Kauf nimmt, daß 
Flüchtlinge ihren Verfolgern überstellt 
oder in lebensgefährliche Situationen 
geschickt werden.

Hierbei wird sogar versucht, Flücht­
linge an Staaten zu überstellen, mit de- 

• nen diese Menschen niemals etwas zu 
1 tun hatten. Zu diesem Zweck wurden 

Flüchtlinge verschiedenen Botschaften 
„angedient“. Hierbei wurde in nachge-

wiesenen Fällen erreicht, daß, der Wahr­
heit zuwider, Paßpapiere von fremden 
Staaten ausgestellt wurden. Um’dieses 
Ziel zu erreichen, wurden auch völlig un­
schuldige Menschen, wie Schwerkrimi­
nelle gefesselt, durch die Bundesrepu­
blik hin- und hergekarrt.

Sogar Kinder, die vom Völkerrecht be­
sonders geschützt sind, werden ohne 
Benachrichtigungen der yVormünder 
verhaftet, gefesselt, unzulässigerweise 
zusammen mit Erwachsenen und ohne 
soziale Betreuung inhaftiert.

Abschiebungshäftlinge, deren einzi­
ges Vergehen darin besteht, Zuflucht 
nicht gefunden zu haben, und für die 
nach unserer Ansicht Gefängnisse nicht 
der richtige Aufenthaltsort sind, wer­
den elementarer Grund- ’ und Men­
schenrechte beraubt. Zudem werden 
diese Menschen schlechter behandelt 
als verurteilte Straftäter. Abschie­
bungshäftlinge sind zu Objekten staat­
licher Gewaltausübung degradiert: 
Kommunikation untereinander und mit 
der Außenwelt, zureichender Schutz bei 
Krankheit, umfassende Rechtsbera­
tung und Rechtsvertretung durch An­
wälte sowie Besuche von Angehörigen 
werden rechtswidrig versagt. Notwen­
dige Sozialarbeit und psychosoziale Be­
treuung findet nicht statt, und dort, wo 
sich Menschen ehrenamtlich in der Ab­
schiebungshaft engagieren wollen, wer­
den sie drastisch behindert, kriminali­
siert, diskriminiert, und Arbeit zum 
Wohle der Inhaftierten wird unmöglich 
gemacht...

„Ausbildungsförderung für alle“
Aktionen gegen die Demontage des Bildungssystems

Augsburg. „Ausbildungsförderung für 
alle! - 400 DM pro Monat für alle sind 
keine Utopie!“ Unter dieser Losung rief 
der Augsburger Uni-AStA zur Demon­
stration nach Bonn auf. Am 1.2. zogen 
dort ca. 7.000 durch die Innenstadt, 
gleichzeitig demonstrierten Schülerin­
nen und Studentinnen in Hamburg und 
rund 6.000 in München gegen Bildungs­
abbau, Bafög-Zinsen und Studienge­
bühren.

In der Augsburger ASt A-Zeitung heißt 
es dazu: „Jetzt ist auch das BAföG in die 
koalitionseigene Maschinerie des Sozi­
alabbaus geraten. Die Pläne von Zu­
kunfts-Minister Jürgen Rüttgers 
schließen nahtlos an die allgemeine De­
montage des Sozialstaats an. Nach den 
Empfängerinnen von Sozialhilfe und 
Arbeitslosenunterstützung und den 
Rentnerinnen hat die Regierung eine 
weitere ‘finanzkräftige’ Klientel ent­
deckt: die Studentinnen! Mit einer 
8,5prozentigen Verzinsung des Darle­
hensanteils sollen jetzt auch die Stu­
dentinnen das Loch im Haushalt stop­
fen helfen. Die dadurch freiwerdenden 
Finanzmittel sollen den Hochschulen 
direkt zufließen.
Die Koalition verfährt wieder nach dem 
bewährten Prinzip: Allein die sozial 
Schwachen werden für gesellschaftliche 
Kosten herangezogen! Bei dem von 
Rüttgers vorgeschlagenen Modell wür­
de sich bei den Betroffenen die Ge­
samtschuld nach dem Studium auf in­
dividuell bis zu 72.000,00 DM verdop- 

Klar ist, daß das BAföG reformiert wer­
den muß. Während 1971 bei Inkrafttre­
ten das BaföG-Gesetzes etwa die Hälf­
te der Studierenden gefördert wurden, 
sind es heute nur noch 25 Prozent. 
Gleichzeitig ist die Zahl der Studieren­
den aus der unteren Einkommensgrup­
pe von 23 auf 14 Prozent zurückgegan­
gen. Der AStA befürwortet als sinnvol­
le Ausbildungsförderung das Modell der 
Gewerkschaft für Erziehung und Wis­
senschaft (GEW), das er so erklärt: 
„Dieses Modell besteht aus zwei Stufen. 
Die erste Stufe bildet ein Sockelbeträg, 
bestehend aus Kindergeld und Steuer­
freibeträgen, der monatlich an alle 
Studentinnen ausbezahlt wird. Zusätz­
lich gibt es eine Aufbauförderung, die 
Studentinnen aus einkommensschwa­
chen Familien als Vollzuschuß gewährt 
wird. Ab einer gewissen Grenze steigt 
der (natürlich zinslose!) Darlehensan­
teil linear zum Einkommens- und Ver­
mögensstand der Eltern. Mit der zwei­
ten Stufe wird die Förderung bis zum 
tatsächlichen Bedarf der Studentinnen 
(Existenzminimum: 1.250 DM monat­
lich) aufgestockt, so daß die Leistungen 
bedarfsgerecht sind. Außerdem soll die 
Förderung der tatsächlichen Studien­
dauer entsprechen.“
Und: „Durch direkte Auszahlung von 
Kindergeld und Steuerfreibeträgen 
(entspricht ca. 400 DM) an die Studier­
willigen wird zumindest eine partielle 
Eltemunabhängigkeit gewährt.“ 

(Berichte Augsburg und Schwaben)

Russmann und RIB-Sprecher Jürgen 
Grässlin wiesen darauf hin, daß für die 
deutschen Vertragspartner keinerlei 
Verpflichtungen zur Serienproduktion 
des teuersten deutschen Rüstungspro­
jektes bestehen. Massive Vorwürfe rich­
teten Grässlin und Russmann gegen 
Verteidigungsminister Volker Rühe: 
Durch dessen Absicht, statt ursprüng­
lich 140 nun 180 Jagdflugzeuge anzu­
schaffen, werden die Steuerzahler mit 
insgesamt mehr als 30 Milliarden DM 
(Preisstand 1996) zur Kasse gebeten. 
Angesichts des gleichzeitigen Sozialab­
baus sei die geplante Serienproduktion 
ein „Schlag ins Gesicht aller Armen und 
Arbeitslosen“.

Zudem gehe es nicht um die Beschaf­
fung vermeintlich defensiver Abfangjä­
ger. „Jetzt endlich läßt Volker Rühe die 
Katze aus dem Sack, wenn er 40 Euro­
fighter 2000 als Kampfilugzeuge auch 
mit Luft-Boden-Raketen ausstattet“, 
so die Sprecher: Denn diese, eigneten 
sich für zukünftige Out-of-Area-Einsät- 
Se der Bundeswehr. Die sogenannten 
».leichten Jagdbomber“ seien insbeson­
dere zur „Einzelbekämpfung von Erd­
zielen sowie zur Unterstützung der ei­
genen Kampftruppen prädestiniert. Die 
Entscheidung, auch Jagdbomber zu be­
schaffen, stelle „eine Kriegserklärung 

all diejenigen dar, die auf nichtmi-

litärische Konfliktlösungen“ setzen. Die 
Bundestagsentscheidung über die Se­
rienproduktion wird frühestens Mitte 
1996 getroffen. (PM)

Aktion gegen Beugehaft
Karlsruhe. Am vergangenen Samstag 
fanden vor verschiedenen Gefängnissen 
in Baden-Württemberg Kundgebungen 
und Aktionen statt, so in Schwäbisch- 
Gmünd, Heimsheim, Bühl und Rastatt. 
Damit wurde gegen die von Bundes­
richter Beyer angeordnete Beugehaft 
gegen vier Personen des Frankfurter 
Wohnprojektes „Fritzlarer Straße“ pro­
testiert. Die vier Inhaftierten sitzen seit 
12.Dezember letzten Jahres. Sie sollen 
Aussagen gegen eine Mitbewohnerin 
machen, gegen die ein Verfahren nach § 
129a wegen Weiterstadt läuft. Die vier 
Inhaftierten hatten bereits vor der Vor­
ladung erklärt, daß sie keine Aussagen 
machen würden. Alle vier wurden zu 
fünf Monaten Beugehaft verurteilt so­
wie zu Ordnungsgeldern zwischen 600 
und 1000 DM. In einer Erklärung zu den 
Kundgebungen heißt es u.a. über die 
Haftbedingungen: „Die Zuständigkeit 
der Besuchs- und Brieferegelung hatte 
zunächst der Bundesrichter Beyer in 
seinen Händen, der einige Briefe und 

Telegramme anhielt und gleich Be­
suchsverbote verteilte, oft traf es die 
engsten Freundinnen. Diese wurden da­
mit begründet, daß die betreffenden Be- 
sucher/innen die Beugehäftlinge in 
ihrem Beschluß, keine Aussagen zu ma­
chen, bestärken würden, was dem Sinn 
der Beugehaft entgegenstehe. Festge­
macht wurde dies an dem gemeinsamen 
Wohnen und Entscheiden in der Fritz­
larer Straße, an der Teilnahme bei der 
Kundgebung vor dem BGH oder der Zu­
gehörigkeit zur „linksextremen Szene“.

(map)

Verhandlung gegen 
Ex-Schulleiter
Düsseldorf/Meerbusch. Vor dem Neus­
ser Amtsgericht fand Ende Januar der 
Prozeß gegen den ehemaligen Leiter der 
deutschen Schule in Tokio, den Meer- 
buscher Joachim Schäfer statt. Schäfer 
hatte im Juni 1996 ein selbsterstelltes 
Flugblatt vor einem Düsseldorfer Gym­
nasium verteilt, in dem er das Massaker 
der Waffen-SS im französischen Dorf 
Oradour im Jahre 1944 u.a. als „Ge­
schichtslüge“ bezeichnet hatte (siehe 
AN 16-95). Schäfer war daraufhin zu ei­
ner eher milden Geldstrafe über 2000 
DM verurteilt worden. Gegen diesen 

Strafbefehl legte er jedoch Einspruch 
ein. Nachdem das Gericht Schäfer eröff­
net hatte, daß die Anklage auf den Tat­
bestand der Verleumdung ausgeweitet 
werden könne und im Falle einer Verur­
teilung eine Gefängnisstrafe auf Be­
währung verhängt werden könne, zog 
Schäfer seinen Einspruch gegen den 
Strafbefehl wieder zurück. (hma)

Schönhuber-Veranstaltung im 
Ruhrgebiet?
Essen. Um die Arbeit der faschistischen 
runden Tische in NRW abzusprechen, 
gab es unter Federführung der Kölner 
Deutschen Liga Anfang März ein Tref­
fen. Angeblich gibt es inzwischen zahl­
reiche lokale „Runde Tische“, und zwar 
in Rhein-Berg, Oberberg. Düsseldorf, 
Neuss, Gelsenkirchen / Dortmund, We­
sterwald und Essen. Sie erhielten Zu­
wachs an „wichtigen Mitstreitern“ vor 
allem von den REP Nach Angaben des 
von einem „Förderkreis Bündnis 
Deutschland / Runder Tisch NRW“ her­
ausgegebenen Infos sind eine „Großver­
anstaltung“ mit Schönhuber am 2.3. im 
Ruhrgebiet und eine Zeitung „Forum 
Bündnis Deutschland“ geplant. Wie 
ernst diese Angaben zu nehmen sind. Ist 
derzeit unklar. (wof)
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E
ntgegen den Erwartungen der 
Bonner Regierungskoalition sah 
die übergroße Mehrheit der in 
Jahrzehnten DDR als Gemeinschafts­

bauern geprägten ostdeutschen Land­
wirte ihre Perspektive nicht im Leitbild 
des Familienbetriebes. Vielmehr stütz­
ten sie sich auf ihre eigenen großbe­
trieblichen Erfahrungen. So bewirt­
schaften die Nachfolgeuntemehmen 
der LPG in Form von eingetragenen Ge­
nossenschaften, GmbH, GmbH & Co. 
KG und wenigen Aktiengesellschaften 
im sechsten Jahr der deutschen Einheit 
immerhin 63,5% der Landwirtschafts­
fläche und über 80% des Tierbestandes 
der neuen Länder. Das ist eine Nieder­
lage für Bonn, und zugleich ein bedeut­
samer Sieg ökonomischer Vernunft, der 
nicht ohne.Rückwirkungen auf die Ent­
wicklung der westdeutschen Landwirt­
schaft bleiben wird. Bemerkenswert 
hierbei ist, daß sich diese Entwicklung 
trotz eines ganzen Komplexes gegen die 
LPG-Rechtsnachfolger gerichteten Be­
nachteiligungen vollzog. Hierzu zählt 
auch die im Zentrum der agrarpoliti­
schen Auseinandersetzung stehende 
Altschuldenregelung für die ostdeut­
sche Landwirtschaft.

Um was geht es hierbei?
Zu den „Konstruktionsfehlern“ der 

deutsch-deutschen Währungsunion 
gehört die Behandlung der Altschulden 
der LPG als Darlehen im Sinne des bür­
gerlichen Rechts. Ihre Nachfolgeunter­
nehmen müssen nach marktwirtschaft­
lichen Spielregeln für Kredite gerade 
stehen, die unter planwirtschaftlichen 
Bedingungen aufgenommen wurden. 
Während die Kredittilgung und Zins­
zahlung infolge der im agrarwirtschaft­
lichen System der DDR geltenden ho­
hen Agrarpreise, der Abnahmegarantie 
für jede Höhe der Produktion, der Maß­
nahmen zum Ausgleich der Differen­
tialrente und nicht zuletzt der niedrigen 
Zinssätze - sie betrugen 1989 durch­
schnittlich 2,28% für Grundmittelkredi­
te und 4,74% für Umlaufkreditmittel - 
keine größeren Probleme bereitete, 
wurde der Kapitaldienst für Altkredite 
unter den völlig anderen marktwirt­
schaftlichen Bedingungen und den kon­
kreten Umständen der Anpassung an

LPG-Altschuldenprobleme
Eine Zeitbombe für LPG-Rechtsnachfolger.
Von Wolfgang Jahn
die EU-Agrarwirtschaft zu einer kaum 
lösbaren Belastung für die betroffenen 
Unternehmen. Das hat vor allem zwei 
Gründe:
• Während mit der Währungsunion vom 
1. Juli 1990 die Altkredite bei der Um­
stellung von der Mark der DDR auf die 
DM um 50% abgewertet wurden, erfuhr 
das Sachvermögen eine Abwertung um 
85 bis 90%. Letzteres ergab sich vor al­
lem aus dem Wegbrechen des vorher ge­
schützten Binnenmarktes. Schlagartig 
wurden Produktionsanlagen nutzlos. 
Gewächshäuser, Beregnungsanlagen, 
Ställe gingen aus der Produktion. So 
steht heute auf 2 mit Altkredit gebau­
ten Stallplätzen bloß 1 Kuh, bei Mast­
schweinen auf 4 Plätzen nur noch 1 
Schwein.
• Infolge des übergangslosen Wirksam­
werdens der Mechanismen kapitalisti­
scher Marktwirtschaft, insbesondere 
der niedrigeren Erzeugerpreise für 
Agrarprodukte und des einsetzenden 
zusätzlichen Preisverfalls, fielen in den 
LPG etwa zwei Drittel der geplanten Er­
löse aüs. Das führte dazu, daß die zur 
Vorfinanzierung der Ernte eingesetzten 
Mittel nicht realisiert werden konnten. 
Um die Liquidität und die Lohnfortzah­
lung im Verhältnis 1:1 zu sichern, ver­
kauften die Betriebe Tiere und Tierpro­
dukte zu Schleuderpreisen. So wurde 
die nach der Ernte übliche Ablösung der 
Umlaufkreditmittel unmöglich. Die Fol­
ge ist die heute noch hohe Altschulden­
belastung im Umlaufmittelbereich.

Die Bundesregierung war gezwungen, 
auf diese Entwicklung zu reagieren. Er­
stens mit einer Teilentschuldung sanie­
rungsfähiger Unternehmen im Umfang 
von 1,4 Mrd. DM. Das sind 18,4% der ur­
sprünglich vorhandenen Altkredite (7,6 
Mrd. DM). Allerdings bezog man die 
Umlaufmittelkredite nicht mit ein. 
Zweitens mit einer Stundung des fälli­
gen Kapitaldienstes auf die verbliebe­

nen Altschulden (Rangrücktrittsver­
einbarung). Danach brauchen Zahlun­
gen nur bei Gewinnerzielung - in Höhe 
von 20% des Gewinns - geleistet werden. 
Die kurzfristige Wirkung dieser beiden 
Maßnahmen war positiv. Sanierungs­
fähige Unternehmen wurden vor einer 
altschuldenbedingten Überschuldung 
bewahrt, ihre Zahlungsfähigkeit ver­
bessert.

Die andere Seite der Medaille: Im Jahr 
1995 war die Altschuldenlast je betrof­
fenes Unternehmen höher als zuvor. 
Und das trotz erfolgter Teilentschul­
dung. Der Grund sind die aufgelaufenen 
Zinsen für die unter Rangrücktritt ge­
fallenen Kredite, weil die fehlende Ren­
tabilität keine Tilgung ermöglichte. 
Hinzu kommt, daß die Unternehmen 
durch die Regelung zur Aufteilung des 
einstigen LPG-Vermögens große Liqui­
ditätsabflüsse verkraften müssen.

Die Nachfolgeuntemehmen der LPG 
verloren zugleich Äcker und Wiesen so­
wie Lieferrechte für Milch und 
Zuckerrüben an Wieder- und Neuein­
richter einzelbäuerlicher Agrarbetrie­
be. Dagegen blieben die Altkredite und 
deren Bedienung ungekürzt bei den 
LPG-Nachfolgem, so als hätte kein Ent­
zug von Produktionsgrundlagen statt­
gefunden. Die Altschulden wuchsen 
deshalb auf (bisher) über 130% je Hek­
tar an. Außerdem verweigern die Ban­
ken gerade den Unternehmen mit hoher 
Altkreditbelastung die notwendigen 
Neukredite für Rationalisierung und 
Modernisierung. Ohne diese gibt es aber 
keine Fördermittel und ohne beide kei­
ne Investitionen. Und wer nicht inve­
stieren kann, bleibt früher oder später 
auf der Strecke. So sieht sie aus, die viel­
beschworene Chancengleichheit Bon­
ner Prägung.

Das Hauptproblem der Altkreditrege­
lung besteht jedoch darin, daß die Be­
triebe für altkreditfinanzierte Vermö­

genswerte, die ohne ihr Verschulden 
nicht mehr im Produktionsprozeß fun­
gieren und damit keinen Ertrag bringen, 
zur Kasse gebeten werden. Konkret be­
deutet das: Mit den produktionswirk­
sam verbliebenen altkreditfinanzierten 
Aktivvermögen ist der drei- bis vierfa­
che Betrag an Altschulden zu bedienen. 
Das ist bei der niedrigeren Kapitalver­
zinsung in der deutschen Landwirt' 
schäft fast unmöglich und wird ange­
sichts der ungünstigen Entwicklung der 
Erzeuger- und Betriebsmittelpreise, 
sinkender Fördermittel und steigender 
Löhne zur Illusion. Erst jüngst wurde in 
einer nichtöffentlichen Anhörung des 
Bundestagsagrarausschusses auf die 
kontraproduktive und demotivierende 
Wirkung der Altkreditregelung hinge- 
wiesen und prognostiziert, daß höch­
stens ein Fünftel aller Betriebe in der 
Lage sein werden, die Altschulden in ei­
nem betriebswirtschaftlich vertretba­
ren Zeitraum von 30 Jahren zu-tilgen- 
Vier Fünftel werden das nicht können; 
ihre Schulden würden ins Unermeßliche 
wachsen. Trotzdem läßt die Bundesre­
gierung diese Zeitbombe weiter ticken; 
sieht sie keinen Handlungsbedarf. Of­
fenbar um die aus ideologischen Grün­
den nicht ins Bonner Bild der vielbe­
schworenen bäuerlichen Landwirt' 
schäft passenden Gemeinschaftsunter­
nehmen zu einer vergänglichen Er­
scheinung zu machen.

Fazit: Der Kampf um eine politische 
Regelung der Altschuldenfrage muß 
weitergehen. Es bleibt die Forderung 
nach einer Neubewertung des mit Alt' 
kredien finanzierten Vermögens. Hi°r 
ist eine betriebskonkrete Übereinstim­
mung zwischen mit Altkrediten bezahl­
ten tatsächlich nutzbarem Vermögen 
und Altkreditverpflichtungen herzu- 
stellen; die auf nicht ertragswirksamen 
Vermögen liegenden Schulden sind 
erlassen. Für die Gesellschaft ist diß 
Stabilisierung einer'zukunftsträchtigen 
modernen Agrarstruktur vernünftig, siß 
kommt sie schließlich billiger als jede 
Form der Zerstörung.

Dr. Wolfgang Jahn ist Mitglied der A& 
Agrar- und Landpolitik beim Parteivof' 
stand der PDS.

D
ie Brandenburger Gemeinde 
Homo soll, wenn es nach den Plä­
nen des Braunkohleuntemeh- 
mens LAUBAG geht, dem Braun­

kohleabbau weichen. Die Bevölkerung 
wehrt sich dagegen. Als der PDS-Lan­
desparteitag im Dezember über ihre Un­
terstützung beschließen wollte, kamen 
Kumpel der LAU BAG, unterstützt von 
der IG Bergbau, und protestierten - mit 
der Folge, daß der Parteitag die Ent­
scheidung verschob, um noch einmal 
über die Beschäftigungssorgen der 
Kumpel zu beraten. Unser Autor be­
schreibt die Pläne der LAUBAG und 
warum die PDS ihnen entgegentritt.

Die Arbeitsplatzkeule schwebt über 
den Abgeordneten des Landtages Bran­
denburg, wenn es um das Für und Wi­
der des Abbagerns von Homo/Lausitz 
geht.

Das jüngste Beispiel der „Vor-Ort“- 
Fernsehsendung des Ostdeutschen 
Rundfunks Brandenburg am 13. Febru­
ar 1996 zeigt anschaulich, wie meister­
haft vom LAUBAG-Unternehmen 
(100% Aktien an Rhein und Ruhr) das 
Prinzip „Teile und Herrsche“ ange­
wandt wird. Mit Hilfe der Gewerkschaft 
IG Bergbau und Energie in der Lausitz 
wurden die Kumpel in das Dorf ge­
schickt, um den Hornoer Bürgern feil­
ende Weitsicht für Arbeitsplatzsiche- 
ung vorzuwerfen. Sic kamen mit Bus­
sen nach Homo, wie im letzten Dezem­
ber zum PDB-lJindcsparteltag, dlrL 
'irrt von ihrem ßczirksleltcr, Herrn UL 
ich Freese (BPDj. Die Kumpel stritten

Das Dorf Homo und 
die Arbeitsplatzkeule
Von Prof. Dr. Bernhard Gonnermann

lautstark für „ihren“ LAUBAG-Kon- 
zem, Schulter an Schulter mit den Ver­
tretern der Konzemleitung! In das glei­
che Horn blies Brandenburgs Umwelt­
minister. Die Fernsehzuschauer könn­
ten hier exemplarisch erleben, wie die 
Kumpel in ihrer berechtigten Sorge um 
den Erhalt ihrer Arbeitsplätze miß­
braucht wurden, wie sie gegen die um 
ihr Dorf, ihren Hof, ihr Heim kämpfen­
den Hornoer Bürger ausgespielt wur­
den.

Die ökonomisch Schwächeren, aber 
moralisch Stärkeren waren jedoch die 
Hornoer Bürger! Für sie war diese „Vor- 
Ort“-Sendung gedacht.

Die Menschen dieses Dorfes, die mor­
gen den Profitinteressen der LAUBAG 
und einer unausgereiften Energiekon­
zeption der Landesregierung - sie hat 
sich allen Argumenten der LAUBAG an­
geschlossen - weichen sollen, wurden 
stark durch Solidarität. An der Spitze 
der Bürgermeister als wirklicher Bür­
gervertreter und die Pfarrerin des Dor­
fes; sie machen den Menschen Mut zum 
Widerstand auf der Grundlage der 
Brandenburger Landesverfassung und 
des Grundgesetzes.

Dem Argument der LAUBAG, wenn 
Homo stehen bleibt, wird die Energie­
produktion zu teuer, weil dann von weit 
her Kohle angefahren werden müßte, 
begegnete die Theologin mit dem Ge­
genargument: Nicht der Strom wird für 
die Nutzer teurer, sondern der Gewinn 
der Aktionäre wird geringer, und damit 
müßte die LAUBAG leben lernen!

In der Landtagssitzung vom Januar 
1996, wo das Eckwertepapier zum Ge­
setz für das Auslöschen der Gemeinde 
Homo in seiner jetzigen Gestalt vorge­
legt wurde, erklärte die Landesregie­
rung, es gäbe keine Alternative zu die­
sem Vorgehen! Ansonsten wäre die Lau­
sitz-Energie und Braunkohle konkur­
renzunfähig, und tausende Arbeitsplät­
ze wären gefährdet. Das ist bewußte Ir­
reführung! Dem Autor liegt ein LAU- 
BAG-Papier vor, in dem heißt es wört­
lich: „Am 31.12.1995 beschäftigte die 
LAUBAG im Land Brandenburg 9.082 
Mitarbeiter..." Dann wird geschrieben, 
daß die Kohleförderung im Jahr 2000 so 
um 33,2 Millionen Tonnen liegen wird, 
und dazu festgestellt: „Entsprechend 
entwickelt sich der Personalbedarf. Er 
wird im Jahr 2000 um/unterhalb 6.000 

Mitarbeiter betragen.“ Das heißt, de* 
Abbau von über 3.000 Arbeitsplätzen °r' 
folgt völlig unabhängig von der Erhai' 
tung und Abbagerung des Ortes Horn0, 

Die Krönung des Ganzen bildet ab^ 
die Tatsache, daß die LAUBAG nici^ 
primär an der Kohle unter Homo intef' 
essiert ist, sondern an dem Abraum d°s 
Berges Homo, um entstandene Grü' 
benlöcher aufzufüllen. Im Klartext: Ei° 
Siedlungsgebiet wird zerstört, um eh°' 
mals zerstörte Siedlungsgebiete zu r°' 
naturieren. Das ist eine grundsätzlich 
falsche Politik, wenn wir heute Zeich°° 
setzen wollen, der Umweltzerstörun^ 
mit neuen Ideen entgegenzutrete°‘ 
Fakt ist, es gibt ein Überangebot an 
ergie in Deutschland. Anstatt ein w01 
teres Dorf, das übrigens zum von W, 
Brandenburger Verfassung geschüt* 
ten Siedlungsgebiet der Sorben gehör' 
abzubaggem, ist vielmehr eine 
tur- und Förderpolitik vonnöten, d 
den mittelfristigen Ausstieg aus d 
Braunkohle bei gleichzeitiger Sch^ 
fung alternativer und zukunftsträchc 
ger Arbeitsplätze ermöglicht. Aü° 
dafür könnte das Geld, was für eine 
Siedlung des Ortes Homo aufgewafl0 
werden müßte, dienen. Unterm Stn^ 
wäre das im Interesse der protestier00, 
den Kumpel und der Einwohner 
Homo. Der Kampf unter dem 
„Homo bleibt!“ ist ein Zeichen für gafl, 
Deutschland und wird Wirkung habe0’

Prof. Dr. Bernhard Gonnermann ist 
weltpolitischer Sprecher der PDS i1- 
Landtag von Brandenburg.
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Ladenschluß: HBV ruft zu 
Kundgebung nach Bonn auf
Die Gewerkschaft Handel, Banken und 
Versicherungen (HBV) begrüßt die Ab­
lehnung des Bundesrats, sich mit dem 
Regierungsentwurf zur Ausweitung der 
Ladenschlußzeiten zu befassen, als er­
stes positives Signal.

„Offensichtlich müssen wir aber unse­
ren Argumenten gegen eine Ausweitung 
der Ladenschlußzeiten noch deutlicher 
Gehör verschaffen. Deshalb ruft die Ge­
werkschaft HBV gemeinsam mit der 
DAG und der NGG alle Einzelhandels­
beschäftigten zu einer Großkundge­
bung nach Bonn am 28. April auf“, er­
klärte HBV-Vorstandsmitglied Franzis­
ka Wiethold am 16.2. in Düsseldorf.

Die Gewerkschafterin kritisierte er­
neut den von der Bundesregierung ein­
gebrachten Gesetzentwurf als „arbeit- 
nehmer- und mittelstandsfeindlich“. 
HBV befürchtet durch eine Ausweitung 
der Öffnungszeiten eine Welle von öff­
nungsbedingtem Personalabbau und 
Ladensterben. „Permanente Arbeits- 
platzvemichtungbei gleichzeitiger Aus-, 
Weitung der geringfügigen Beschäfti­
gung, Preiskriege, enorme Konzentrati­
on und Verdrängungswettbewerb sind 
dramatische Zeichen einer tiefen Struk­
turkrise im Einzelhandel. Kommt zum 
Preiskrieg auch noch ein aggressiver 
Öffnungswettbewerb, ist das der siche­
re Tod vieler wohngebietsnaher Ge­
schäfte und das Aus für Tausende von 
Arbeitsplätzen. Wer ernsthaft Arbeits­
losigkeit abbauen will, kann nicht 
gleichzeitig massenhaft Arbeitsplätze 
durch gesetzliche Deregulierung zur 
Disposition stellen“, kritisierte Franzis­
ka Wiethold an die Adresse des Bun­
deskanzlers.

Die' Gewerkschaft HBV fordert Bun­
desrat und Parlament auf, sich eindeu­
tig gegen eine Ausweitung der Laden­
öffnungszeiten zu entscheiden und sich 
auf die zentralen Fragen einer beschäf- 
tigungssichemden Wirtschafts- und So­
zialpolitik zu konzentrieren.

- (PM, HBV (Solinet)

ÖTV-Mitglieder beim TÜV 
Essen drohen mit Streik
Der TÜV will in den laufenden Verhand­
lungen den Manteltarifvertrag ent­
scheidend verschlechtern: Streichung 
von zwei freien Tagen sowie der Mehr­
arbeits-, Samstags- und Sonntagszu­
schläge, der besondere Kündigungs­
schutz für langjährige Beschäftigte soll 
wegfallen. Die Beschäftigten sind dar­
über empört, vor allem weil der TÜV 
schwarze Zahlen schreibt. Notfalls wol­
len die ÖTV-Mitglieder ihren Besitz­
stand auch mit einem Streik verteidi­
gen, so die einhellige Meinung auf einer 
Essener Versammlung. Die bezirklichen 
Tarifverhandlungen werden am 15.2. in 
Essen zeitgleich mit den bundesweiten 
Verhandlungen fortgesetzt. - (syb)

NRW-Großhandel: 6 Prozent, 
mindestens 175 DM mehr
Die große Tarifkommission der Ge­
werkschaft Handel, Banken und Versi­
cherungen (HBV) hat am 6.2.96 in 
Hamm ihre Lohn- und Gehaltsforde­
rungen für die über 300000 Beschäftig­
ten des nordrhein-westfälischen Groß- 
Und Außenhandels beschlossen.

Die HBV will 6 Prozent, mindestens 
175 DM mehr Lohn und Gehalt. Für die 
Auszubildenden will die Gewerkschaft 
100 DM. Dabei wäre die HBV bereit, auf 
eine Erhöhung der Ausbildungsvergü- 
tung zu verzichten, wenn die Arbeitge­
ber ihrerseits zugestehen, alle Auszu­

bildenden nach bestandener Ab­
schlußprüfung für mindestens 6 Mona­
te in ein Vollzeitarbeitsverhältnis zu 
übernehmen. * < •

Im Zuge der Diskussion um das von 
den Gewerkschaften initiierte „Bündnis 
der Arbeit“ will die HBV mit den Ar­
beitgebern des Groß- und Außenhan­
dels noch im Jahre 1996 gemeinsame Ar­
beitskreise der Tarifvertragsparteien 
bilden, die tarifpolitische Vorschläge zu 
folgenden Bereichen erarbeiten sollen:

•Sicherung der Beschäftigung und 
Schaffung neuer Arbeitsplätze im Groß- 
und Außenhadel NRW

• Schaffung neuer Ausbildungsplätze
• Anreize für Ausbildung und Über­

nahme der Auszubildenden
• Finanzielle Entlastung der Ausbil­

dungsbetriebe durch eine gerechtere 
und angemessenere Beteiligung der Be­
triebe, die nicht ausbilden.

Die in den Arbeitskreisen entwickel­
ten Ergebnisse sollen 1997 im Rahmen 
der Manteltarifverhandlungen zu tarif­
lichen Regelungen werden. Der Mantel­
tarifvertrag ist im nordrhein-westfäli­
schen Großhandel zum 31.12.1996 künd­
bar.

Der HBV-Verhandlungsführer Ger­
hard Keuchei erklärte zu den beschlos­
senen Forderungen: „Wir müssen den 
Trend der letzten Jahre, nämlich Real­
lohnverlust für die Arbeitnehmer und 
steigende Arbeitslosigkeit stoppen. Der 
private Verbrauch bestimmt nachhaltig 
das Wachstum in Deutschland. Der 
Großhandel, wie im übrigen auch der 
Einzelhandel, brauchen mehr Konsum­
nachfrage. Wo soll diese Nachfrage her­
kommen, wenn den Arbeitnehmern im­
mer weniger zum Leben bleibt? In den 
Gesprächen mit den Großhandelsar- 
beitgebem zum „Bündnis der Arbeit“ 
wollen wir konkrete Wege zur Sicherung 
und Schaffung von Arbeitsplätzen aus­
loten, jungen Menschen eine Perspekti­
ve geben und unsere soziale Sicherheit 
stärken. Dabei erwarten wir eine kon- 

. struktive Mitarbeit der Arbeitgeber. Ein 
rein betriebswirtschaftliches Denken 
hat dabei auch einmal hinter volkswirt­
schaftlichen Notwendigkeiten zurück­
zustehen. Wir werden sehen, ob die Ar­
beitgeber dazu bereit sind.“ Als erster 
Tarifverhandlungstermin in der dies­
jährigen Lohn- und Gehaltsrunde steht 
der 6. März 1996 bereits fest.

Pressedienst hbv-LL NRW vom 6.2.1996

Einzelhandel Hessen: 
Festbetrag von 200 Mark
Die große Tarifkommission der Ge­
werkschaft hbv beschließt für die 175000 
Einzelhandelsbeschäftigten auch für 
1996 eine einheitliche Festbetragsforde­
rung in Höhe von 200 DM. Nach kon­
troverser Diskussion über die Forde­
rungsart betont die Gewerkschaft HBV 
die Notwendigkeit, über eine DM-For- 
derung die Einkommen in den unteren 
Gehalts- und Lohngruppen stärker zu 
erhöhen als andere. Auch der hohe An­
teil der Teilzeitbeschäftigten in der Ver­
käuferinnen-Gruppe begründet die 
DM-Forderung.

Alle Ausbildungsvergütungen sollen 
um 150 DM erhöht werden.

Die Unterstelltenstaffeln für die Ab­
teilungsleiter, Substituten, Filialleiter 
etc. soll korrigiert werden, um damit die 
Folgen des Personalabbaus der letzten 
Jahre aufzufangen.

Mit einer Ausweitung des Geltungs­
bereichs will die Gewerkschaft HBV er­
reichen, daß aus dem Einzelhandel aus­
gegliederte Tätigkeiten und Unterneh­
mensbereiche (Beispiele: Auffüllgrup­
pen, Putzkolonnen, Inventurteams, Ga­
stronomie etc.) wieder unter die Einzel- 
handelstarifvcrträge fallen. HBV Hessen

Kapovaz bald auch in der
Metallindustrie?
Nachdem für die letzten Monate des 
Jahres 1995 eine Übergangsregelung 
vereinbart worden war, ist bei der Widia 
GmbH in Essen seit Anfang des Jahres 
eine neue Betriebsvereinbarung zur 
Umsetzung der 35-Stunden-Woche in 
Kraft.

Auf verhältnismäßig breite Zustim­
mung der Belegschaft stoßen die Rege­
lungen für Normal-Schichtler und für 
Angestellten. In beiden Bereichen wur­
de die wöchentliche Arbeitszeit auf 35 
Std. 35 Min. gekürzt, der Überhang wird 
durch vier freie Tage pro Jahr ausgegli­
chen. Dies entspricht dem Ergebnis ei­
ner Umfrage des Betriebsrates in der 
Belegschaft, bei der sich 70,3% der Teil- 
nehmer/innen dafür aussprachen, einen 
Teil der Arbeitszeitverkürzung in Form 
von Freischichten umzusetzen.

Auch die Regelungen für die Schicht­
betriebe werden - nach Korrekturen in 
letzter Minute - von vielen getragen. Im 
Zwei-Schicht-Betrieb sind die Schicht­
zeiten am Abend weiter verkürzt wor­
den. Im Drei-Schicht-Betrieb sind im 
wesentlichen die alten Regel-Arbeits­
zeiten beibehalten worden: Entweder 
eine regelmäßige Arbeitszeit von 40 
Std./Woche in der Früh- und Mittag­
schicht und 32 Std. an vier Tagen in der 
Nachtschicht oder 36 Std./Woche durch 
kürzere Arbeitszeiten am Freitag und 
ebenfalls nur vier Nachtschichten. Der 
Ausgleich wird auch hier durch freie 
Tage erreicht.

Die Absicht der Geschäftsführung, die 
Wochenarbeitszeiten für die Schichtar­
beiter wieder auszudehnen, wurde weit­
gehend zurückgewiesen. In den betrof­
fenen Abteilungen gab es erhebliche 
Unruhe, aus dem IG Metall-Vertrauens­
körper starken Druck, so daß der Be­
triebsrat bis zuletzt ablehnte. An den 
Beschichtungsöfen, einem Bereich mit 
20 Beschäftigten, für die seit mehreren 
Jahren eine Sechs-Tage-Woche mit Frei­
zeitausgleich gilt, konnte sogar eine 
leichte Verkürzung der Betriebsnut­
zungszeiten am Samstag Abend durch­
gesetzt werden.

Flexibilisierung heftig umstritten

Bei der Einführung von Möglichkeiten 
zur Flexiblisierung der Wochenarbeits­
zeiten je nach Auftragslage entwickelte 
sich die Auseinandersetzung anders. 
Mit Drohungen und Druck in punkto 
Konkurrenzfähigkeit wollte die Ge­
schäftsführung gerade hier von Anfang 
an einen Durchbruch erzielen. Die er­
sten, dem Betriebsrat vorgelegten Mo­
delle ließen Wochenarbeitszeiten zwi­
schen 30 und 47,5 Stunden zu. Bei Be­
darf sollte auch der Samstag in die Re­
gelarbeitszeit einbezogen werden. ’

Samstagsarbeit konnte zwar verhin­
dert werden. Auch hier gab es breite Ab­
lehnung: Nach einer Umfrage des Be­
triebsrates lehnten 80% der Belegschaft 
Samstagsarbeit ohne Wenn und Aber 
ab. Unter dem Punkt „Sonderregelun­
gen für flexible Arbeitszeiten“ heißt es 
in der Betriebsvereinbarung jedoch: 
„Um Nachfrageschwankungen besser 
ausgleichen zu können, kann die 
wöchentliche Arbeitszeit in Abstim­
mung mit dem Betriebsrat ohne Ein­
kommensänderungen mit einer Ankün­
digungsfrist von mindestens 4 Wochen 
jeweils monatlich auf 30 Stunden ver­
kürzt bzw. auf 38 Stunden verlängert 
werden. Die Regelungen sollen so ge­
troffen werden, daß sie nicht Einzelper­
sonen betreffen, sondern zusammen­
hängende Bereiche.“

Auch diese Regelung war bis zuletzt 
umstritten, zumal der angestrebte Jah-

Flexibilisierung der 
Arbeitszeiten bei Widia

resdurchschnitt einer 35-Stunden-Wo- 
che nicht zwingend erreicht werden 
muß. Falls im Oktober eines Jahres fest­
gestellt wird, daß die bis dahin angefal­
lenen Verlängerungen der Wochenar­
beitszeit im laufenden Jahr nicht mehr 
ausgeglichen werden können, werden 
die auf einem Zeitkonto angefallenen 
Stunden mit einem Zuschlag von 25% 
ausgezahlt. Trotzdem fand sich im Be­
triebsrat eine Mehrheit dafür. Dazu bei­
getragen hat die Ansicht, daß die Rege­
lungen nur Ausnahmen sein sollen.

Betriebsleitungen für Kapovaz

Diese Hoffnung hat sich schon jetzt als 
Trugschluß erwiesen. Mitte Januar be­
antragte die Betriebsleitung der 
Schneidkörperfertigung, die Wochenar­
beitszeiten für einige Maschinengrup­
pen auf 30 Stunden zu verkürzen, in an­
deren auf 38 Stundenjzu verlängern und 
in dritten „normal“ zu belassen - und 
das schon ab 1.2.1996. Mehr noch: Die 
Betriebsleitung ließ keinen Zweifel dar­
an, daß sie die individuellen Arbeitszei­
ten in Zukunft am liebsten alle 14 Tage 
nach Bedarf abteilungsweise abspre­
chen würde. Gleichzeitig stellte die Be­
triebsleitung der Magnettechnik den 
Antrag, die Arbeitszeiten für eine einzi­
ge Maschinengruppe mit 6 Beschäftig­
ten auf 38 Stunden zu verlängern.

Beide Vorstöße hat der Betriebsrat 
unter Verweis auf die in der Betriebs­
vereinbarung vorgesehenen Fristen ab­
gelehnt. Außerdem hat er darauf hinge­
wiesen, daß ungeklärt ist, was ein „Be­
reich“ ist.

Die Anträge machen deutlich, daß es 
Geschäftsführung und Betriebsleitun­
gen um eine allein an der Kapazität ori­
entierte Arbeitszeit geht, die von den im 
Handel verbreiteten Kapovaz-Regelun- 
gen nicht mehr weit entfernt ist. Deut­
lich wird auch, daß die während der Ver­
handlungen geschürte Hoffnung, die 
Flexibilisierung der Wochenarbeitszei­
ten sichere Arbeitsplätze, reine Pro­
panda war. Wenn schon geringe Be­
darfsschwankungen in einzelnen Abtei­
lungen, später vielleicht auch Krank­
heitsfälle, Urlaubszeiten usw. durch Än­
derungen der Arbeitszeiten der anderen 
Beschäftigten aufgefangen werden sol­
len, kann die Personalreserve noch wei­
ter gedrückt werden.

Die Auseinandersetzung ist nicht be­
endet. Die Betriebsleitung des Magnet­
betriebes verfolgt ihren Antrag weiter. 
Dabei ist klar: Je kleiner die in der Be­
triebsvereinbarung nicht geregelten 
„zusammenhängenden Bereiche“ ge­
faßt werden, desto größer ist die Mög­
lichkeit der Verantwortlichen, Arbeits­
zeiten kapazitätsorientiert anzupassen. 
Von geregelten, für die Beschäftigten 
kalkulierbaren Arbeitszeiten kann dann 
bald keine Rede mehr sein. Ihre Inter­
essen werden immer mehr dem Ge­
schäftsgang untergeordnet.

Die Diskussion um die Grenzen der 
Flexibilisierung muß also weitergeführt 
werden. Dazu gehört auch die Frage, 
wie Mehrarbeit abgebaut werden kann. 
Rund 4 % Überstunden sind trotz Flexi- 
Möglichkeiten allein in der Schneidkör­
per-Fertigung für 1996 fest eingeplant. 
Liegt es nicht nahe, eine Vereinbarung 
zur Abgeltung von Mehrarbeit durch 
Freizeit anzustreben? Gleichzeitig soll 
die Einführung von Gleitzeit-Rcgelun- 
gen für Bereiche, in denen es geht, ge­
prüft werden. Dadurch könnten die 
Rechte der Einzelnen gestärkt werden, 
auf ihre Arbeitszeit Einfluß zu nehmen 
und unzumutbare Ansprüche abzuleh­
nen. - (kw)
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„Bündnis für Arbeit“ ? - Eine kritische Sichtung
aus grüner Sicht Daniel Kreutz, Landtagsabgeordneter B 90/Die Grünen 

in NRW zum Ergebnis der „Kanzlerrunde“ am 23. Januar

K
laus Zwickels Vorschlag zu ei­
nem „Bündnis für Arbeit“ lag ein 
sehr richtiger Gedanke zugrun­
de: Die Massenerwerbslosigkeit ist das 

soziale Grundübel und auch die Finan­
zierungskrise der sozialstaatlichen Si­
cherungssysteme wesentlich dessen 
Folge. Also müssen alle Anstrengungen 
auf den Abbau der Erwerbslosigkeit 
konzentriert werden. Durch die mit dem 
Beschäftigungswachstum verbunde­
nen Einnahmeverbesserungen und 
Ausgabenminderungen “kann die Sozi­
alversicherung saniert und die Zahl der 
von Sozialhilfe abhängigen Bürgerin­
nen reduziert werden. Dies ist die sozi­
alstaatskonforme Alternative zur bishe­
rigen „Sparpolitik“ bei den sozialen Lei­
stungen. Wenn die Arbeitgeber konkre­
te Ziele des Beschäftigungsaufbaus 
nachprüfbar realisieren, und wenn die 
Bundesregierung von der weiteren De­
montage des Sozialstaats absieht und 
die duale Berufsausbildung - d.h. den 
Zugang der jungen Menschen zum Er­
werbssystem - mit einer Umlagefinan­
zierung nachhaltig sichert, dann wer­
den die abhängig Beschäftigten durch 
tarifliche Kostenentlastung einen Teil 
der Kosten des Beschäftigungsaufbaus 
übernehmen. Doch die Ergebnisse der 
Kanzlerrunde vom 23. Januar haben 
diesen Zusammenhang auf den Kopf ge­
stellt.

In der Überschrift des gemeinsamen 
Papiers ist nun „Standortsicherung“ 
gleichrangiges Ziel neben „Arbeit“. Ei­
nerseits bleiben die Ziele von Beschäf­
tigungssicherung und -aufbau völlig 
vage und die Dimension der vollmundi­
gen Versprechungen (2 Mio. Arbeits­
plätze zusätzlich bis 2000) angesichts 
der Akteure auf Arbeitgeber- und Re­
gierungsseite ohne Glaubwürdigkeit. 
Andererseits wird grünes Licht gegeben 
für die kontinuierliche Fortsetzung des 
Bonner Kurses der Arbeitgeber-Bedie­
nung und der sozialen Demontage. Be­
züglich des von der IG Metall geforder­
ten Abbau-Stopps bei der Arbeitslo­
senunterstützung und der Sozialhilfe 
wurde - ohne erkennbares Dementi von 
Schulte oder Zwickel - ungekehrt eine 
Vereinbarung über den Vollzug weiteren 
Abbaus gemeldet. Lediglich das Tempo 
bzw. die Härte der Eingriffe soll ge­
genüber den Regierungsplänen etwas 
verringert werden.

Standort vor Beschäftigung

D
er erste Abschnitt „Herausforde­
rung“ handelt nicht von der 
Massenerwerbslosigkeit, son­
dern von den Scheinproblemen des 

Wirtschaftsstandorts, an deren Schein­
lösungen der Beschäftigungsaufbau ge- 
koppelt ist:

„Es gilt, dem Standort Deutschland 
neue Impulse zu geben, die Position 
Deutschlands im internationalen Wett­
bewerb zu stärken und mehr Beschäfti­
gung zu erreichen.“

Die Reihenfolge ist nicht zufällig. In 
der Logik des Papiers stellt sich Be- 
schäftlgungsaufbau ein. wenn die poli­
tisch-ökonomischen Standortbedin­
gungen wieder stimmen und die Kohl- 
sehe „Haushaltskonsolidierung4* fortge­
setzt wird. Das Kapitel „Rahmenbedin­
gungen für urbeitsplatzschaffende In­
vestitionen verbessern“ läßt daran kei­
nen Zweifel:
♦ Scnkungdcrßtaatsquote durch „Fort­
setzung des KonsolldteningspoJltUc der 
Bundesregierung4;

• „Wachstums- und beschäftigungs­
freundliche“ Steuerreform (irgendwer 
soll mal über eine ökologische Steuer­
reform geredet haben),
•Reduzierung der Lohnnebenkosten 
mit dem konkreten Ziel von weniger als 
40% im Jahr 2000,
• Aufgabe des arbeitsmarktpolitischen 
Instruments des Vorruhestands,
• Erhöhung der „effektiven“ Lebensar­
beitszeit,
• „Effizienzerhöhung4* (nicht Verstär­
kung!) der Arbeitsmarktpolitik,
• mehr Markt und mehr „Selbstverant­
wortung44 im Gesundheitswesen, 
•Nutzung „aller“ Möglichkeiten der 
„Kostenbegrenzung und zum Er­
schließen von Wirtschaftlichkeitsreser­
ven“ in der Sozialversicherung,'
• „zielgenauerer Einsatz“ der Sozialhil­
fe-

fast sämliche Chiffren der herrschen­
den Debatte vom ,Umbau des Sozial­
staats’ finden sich aufgereiht. Die Exi­
stenzgründungsförderung und die För­
derung von Risikokapital könnte ja 
noch angehen, wenn sie nicht bar jeder 
qualitativen (v.a. ökologischen) Dimen­
sion bliebe und nicht die Verknüpfung 
mit der „Verbesserung steuerlicher Rah­
menbedingungen für Betriebsnachfol­
ger“ wäre, die aus der Perspektive von 
Arbeitgebern und Regierung wohl zu­
vörderst z.B. die Senkung der Erb­
schaftssteuer meint.

Tarifdemontage per Tarifvertrag?

I
m Kapitel zur investitions- und be- 
schäftigungsfördemden „Gestal­
tung der Arbeitswelt“ wird der 
Flächentarifvertrag noch im Grundsatz 

bestätigt; aber nur, insoweit er künftig 
selbst zum Instrument der Deregulie­
rung wird. Er soll „dem Erfordernis der 
Flexibilisierung Rechnung tragen“ und 
noch mehr Regelungskompetenz aus 
dem Tarifvertrag auf die „Betriebspart­
ner“ übertragen (wo sie außer vom Ar­
beitgeber nur in organisierten Betrie­
ben mit aktiven Betriebsräten, aber 
auch dann ohne Arbeitskampfrechte 
wahrgenommen werden kann). Man 
tritt mit den Arbeitgebern gemein­
same) „für eine Tarifpolitik der Be­
schäftigungssicherung und des Be­
schäftigungsaufbaus bei gleichzeitiger 
Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit“ 
ein. Während die Arbeitgeber artig ver­
sprechen, „im Rahmen aller gegebenen 
Möglichkeiten“ Beschäftigung zu si­
chern und „entstehende Handlungs­
spielräume“ für Neueinstellungen zu 
nutzen, sind die Gewerkschaften aufge­
fordert, durch eine „moderate Tarifpoli­
tik“ die Bedingungen dafür zu verbes­
sern: *

• Flexible Arbeitszeiten), die auch Be­
triebskosten senken,

• Arbeitszeitkonten „bis hin zur Flan­
kierung gleitender Übergänge in den 
Ruhestand“ (warum soll die „Altersteil­
zeit“ nicht etwa durch Mehrarbeit in 
jüngeren Jahren erwirtschaftet wer­
den?),

• Überstundenabbau, „wo immer 
möglich“, um „möglichst“ das Arbeits­
platzangebot zu erweitern, wozu befri­
stete Beschäftigung, also ein zweitklas­
siges Beschäftigungsverhältnis, ein pro­
bates Instrument sein soll,

♦ Vereinbarung untertariflicher Ein- 
sticgslohngruppen als einziges(’) Ange­
bot an Langzciterwcrbslose,

♦ ein Teil des Tarifentgelts soll künftig 
„ertragsabhängig“ werden,

• Abbau krankiieitsbedingter Fehlzei­
ten (wenn die gewünschten Resultate 
ausbleiben, kann sich die Arbeitgeber­
seite - legitimiert fühlen, das Thema 
Lohnfortzahlung mit größerer Vehe­
menz aufzutischen).

Ökologie abgemeldet

D
aß ökologische Orientierungen 
nicht einmal den Stellenwert ei­
ner Restgröße haben, zeigt der 
Text über Forschung und Bildung un­

mißverständlich. Es geht um neue Pro­
dukte und Produktionsverfahren 
(gleich welcher Art) und die Beschleu­
nigung des kapitalorientierten Wissen­
schaftstransfers. Dazu soll die staatli­
che Förderung für Forschung und Ent­
wicklung „in der Wirtschaft“ (vulgo: Un- 
temehmenssubventionen) schrittweise 
ausgebaut werden. „Innovationshemm­
nisse“ sollen abgebaut werden, wobei 
die Bundesregierung ausweislich ihrer 
langjähigen Politik wohl kaum an Pho- 
tovoltaik, Kraft-Wärme-Koppelung und 
3-Liter-Auto denkt, sondern eher an 
Gentechnik, Kernfusion und Transra-
pid.

Zur Berufsausbildung erneuern die
Arbeitgeber ihre bereits gebrochenen wird. Nachdem die Überschrift des 
Versprechungen zur Erhöhung des „Bündnisses“ verändert und vom ur- 
Lehrstellenangebots', während sich die sprünglich beabsichtigten Inhalt gelöst 

wurde, scheint auf gewerkschaftlicher 
Seite nur noch ein Ziel übriggeblieben 
zu sein: die Meldung: „Das Bündnis 
steht44 - wo und wie ist zweitrangig.

Gewerkschaft in Mithaftung für ihre Er­
füllung nehmen läßt: „Die Erhöhung der 
Zahl der Lehrstellen sollte von den Ta- 
rifpartnem gemeinsam durchgesetzt 
werden“. Wo erstmal die Tarifparteien 
gefordert sind, ist der Gesetzgeber 
(Umlagefinanzierung) aus dem Schnei­
der. Der zweite Berufsschultag soll ent­
sprechend jahrelanger Arbeitgeberfor­
derungen (v.a. im Handwerk) wegorga-. 
nisiert und die Studienzeiten verkürzt 
werden (wohl kaum durch eine BAFöG- 
Reform, die die Studierenden vom Exi­
stenzsicherungszwang zur Erwerbsar­
beit entlastet).

Im abschließenden „Ausblick“ wird 
nicht etwa das Szenario eines Abbaus 
der Massenmerwerbslosigkeit gemalt, 
sondern Kurs auf die Stärkung des 
„Standorts Europa“ (also für den Sieg 
über USA, Japan und Schwellenländer 
beim Kampf um die Weltmärkte). 
Während Wirtschafts- und Währungs­
union sowie Politische Union dabei die 
„zentralen Marksteine“ sind, ist die »So­
zialunion’ völlig in Verlust geraten.

Um ein „Bündnis für Arbeit“ sollte es 
vor wenigen Monaten noch gehen. Aber 
zu diesem Thema hat man im Papier der 
Kanzlerrunde schon die Öffhungsklau- 
sel notiert, mit der man 2000 rechtferti­
gen kann, warum die Erwerbslosigkeit 
nicht unter, sondern über dem heutigen 
Niveau liegt: Die Halbierung der Er­
werbslosigkeit bis 2000 „ist zu erreichen, 
wenn erstens „keine zusätzlichen Un­
gleichgewichte am Arbeitsmarkt auf­
treten“ - was immer das heißen mag - 
und wenn zweitens „alle Verantwortli­
chen ihr Handeln an diesem Ziel aus­
richten“. Hier sind die Startlöcher für 
den Streit gegraben, warum’s nicht 
funktioniert hat.

Stützung der konservativen 
Hegemonie '

D
ie Botschaften des Textes vom
23. Januar sind deutlich. (...)

Klaus Zwickel hatte seinen Vor­
schlag zum „Bündnis für Arbeit“ mit 
dem Versprechen verbunden, 1996 „das 
ganze Land für Arbeit und Ausbil­

dungsplätze zu mobilisieren“. Um wel­
che konkreten, mobilisierungsfähigen 
Ziele es dabei gehen könnte, nachdem 
die Kanzlerrunde alle Schilder so auf­
gestellt hat, daß für Perspektiven zur 
realen Verbesserung der Lebens- und 
Arbeitsbedingungen abhängig Beschäf­
tigter kein Raum mehr erkennbar ist 
und nachdem die Verfechterinnen wei­
terer Arbeitszeitverkürzungen auf dem 
IG-Metall-Gewerkschaftstag eine Nie­
derlage erlitten, ist nicht erkennbar. - 

Nach über einem Jahrzehnt des syste­
matischen und sukzessive bis zur Sy­
stemveränderung verschärften „Klas­
senkampfs von oben“ auf tarifpoliti­
scher wie gesetzgeberischer Ebene wird 
mit gewaltigem Theaterdonner das Ge­
spenst der Sozialpartnerschaft von Ge­
werkschaften, Arbeitgebern und Kohl- 
Regierung beschworen, das wie der 
deus ex machina alle Probleme lösen 
soll. Dabei spricht alle Erfahrung dafür, 
daß das Ergebnis solcherart Bündnisse 
- insbesondere im Zeichen der mit dem 
„Standort“-Sachzwang legitimierten 
Hegemonie der dicken Brieftaschen-in 
der Einbindung der Gewerkschaften in 
die Rezepturen von Arbeitgeberlobby 
und christliberaler Politik bestehen

Reformkräfte marginalisiert?

Es ist bitter, aber von Bündnis 90/Die 
Grünen und anderen Restbeständen 
zukunftsfähiger ökologisch-sozialer Po­
litikentwürfe zunächst kaum beeinfluß­
bar): Die Marginalisierung der reform­
orientierten Kräfte im gesellschaftli- ' 
chen Kräfteverhältnis könnte nunmehr 
einen neuen, beunruhigenden ,Fort- ! 
schritt’ machen. Dies scheint selbst die 
SPD zu ahnen, wenn sie kritisiert, daß 
DGB und IG Metall den Pakt mit def 
Kohl-Regierung unter Ausschluß def ' 
Sozialdemokratie suchten und durch ' 
Beihilfe zu einem neuen „Erfolg44 Kohls ' 
zur Stabilisierung seines Regimes bei- ! 
tragen.

Auf politischer Ebene schlüpfen ' 
Schulte und Zwickel damit erneut in ' 
eine Position, die die gewerkschaftli­
chen Bürokratien historisch die meiste ] 
Zeit über hatten: In der Sucht nach so- , 
zialfriedlicher, vermeintlich schadens­
begrenzender Konsensbildung mit den ( 
Herrschenden in Wirtschaft und PolitiK ' 
setzen sie die Sozialdemokratie poli- ‘ 
tisch von rechts unter Druck. Die Me- 1 
chanismen im Verhältnis von SPD und 1 
Gewerkschaften, die 1914 den berück' 1 
tigten Burgfrieden herbeiführten, sind , 
strukturell nach wie vor lebendig. j,

•
Alternative Entwicklungsperspekti- ( 

ven, die eine der ökologischen wie so- ( 
zialen Gesellschaftskrise angemessen^ j 
Lösungskompetenz versprechen, wer { 
den real erst dann in Reichweite gera- ‘ 
ten, wenn der Satz des katholischen So- 
zialwissenschaftlers Friedhelm Hengs- , 
bach SJ mit Leben gefüllt wird: „Wenn ( 
aber der Staat selbst Partei wird - fW. ( 
die aufdem Markt Stärkeren-muß man i 
jetzt auf soziale Bewegungen setzen, atd 5 
freie Initiativen, die gerechte Lösungen ; 
durchzusetzen versuchen, notfalls auch 1 
gegen Staat und Wirtschaft.“ (Die WO' 
ehe, 14.10.1994)
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Einige Überlegungen zum Antisemitismus
D

ie Aktualität des Themas ist, 
denke ich, unbestritten. Nach 
der Emnid-Untersuchung von 
1994 sind 11 Prozent der deutschen Be­

völkerung als Antisemiten zu bezeich­
nen, wobei in diesen 11 Prozent nur die 
enthalten sind, die von 12 antisemiti­
schen Äußerungen 6 und mehr befür­
worteten. Nur 26 Prozent haben keine 
der ihnen yorgelegten Aussagen bejaht. 
Diese 12 Äußerungen waren sehr kon­
kret gefaßt, wie z.B. „Juden möchte ich 
lieber nicht als Nachbarn haben“, „Ju­
den haben zu viel Einfluß in unserer Ge­
sellschaft“ oder „Ich lehne einen Juden 
als Kandidaten für die Bundespräsi­
dentenwahl ab“. Aussagen über ent­
sprechende Denkstrukturen wie im An­
tisemitismus sind hieraus nicht zu 
schließen. Es ist zunächst erstaunlich, 
wie sich der Antisemitismus in der Ge­
schichte gehalten hat bzw. hält. Zur Zeit 
der Aufklärung galt der Judenhaß als 
der Inbegriff des finsteren Mittelalters 
und man glaubte, ihn überwunden zu 
haben, doch er transformierte sich in 
den aufgeklärten Antisemitismus. Wie­
derum schien auch in Deutschland^der 
Liberalismus eine Chance zur Überwin­
dung des Antisemitismus zu bieten, 
doch die Erfolge der Juden und Jüdin­
nen im Kampf um ihre Gleichstellung 
errangen sie in einer Zeit der wirt­
schaftliche Hochkonjunktur, als Libera­
lismus in Deutschland zum Schimpf­
wort wurde, hatte das fatale Folgen. Es 
transformierte sich ein moderner Anti­
semitismus, der im Vemichtungsantise- 
mitismus des NS kulminierte. Auch 
noch 1945 konnte sich der Antisemitis­
mus halten in Form des Philosemitis- 
mus, des Antisemitismus wegen Ausch­
witz und Kontinuitäten des Antisemi­
tismus. Die „Stunde Null“ markierte 
nicht das Ende des Antisemitismus, 
sondern das Ende des europäischen Ju­
dentums. Einen Antisemitismus der 
Vernichtung konnte es nicht mehr ge­
ben, sehr wohl aber Transformationen.

Antisemitismus muß in seinen gesell­
schaftlich-historischen Zusammenhän­
gen begriffen werden. Isoliert von die­
sem Zusammenhang betrachtet, 
kommt eine Aneinanderreihung und 
Aufzählung antisemitischer Aktionen 
und Äußerungen zustande, die durch 
die stete Wiederkehr der Geschichte 
den Schein wecken, es gäbe einen „ewi­
gen Antisemitismus“, eine Naturkon­
stante. Es gilt in diesem gesellschaft­
lich-historischen Kontext die Beson­
derheiten und Unterschiede herauszu­
arbeiten, denn der Antisemitismus des 
NS ist nicht einfach eine Weiterführung 
oder Radikalisierung des früher vor­
handenen Judenhaß, es handelt sich um 
Transformationsprozesse.

Beim Versuch, den Antisemitismus zu 
erklären, ist es nicht nur nicht nötig, 
sondern auch fatal, sich mit dem Ju­
dentum zu beschäftigen. Der Antisemi­
tismus ist eine Denkstruktur, die sich 
beim Antisemiten findet und er ent­
behrt jeder realen Grundlage. Er ist kein 
Tatsachenbericht über die Juden. Er 
speist sich weder aus dem Judentum 
selbst, noch aus den jeweils dort leben­
den Juden und Jüdinnen nach Selbst­
definition oder der als Juden und Jüd­
innen definierten Menschen. Der Anti­
semitismus ist keine Reaktion auf das 
Judentum. Es gibt keinen Zusammen­
hang oder Kausalität vom Judentum 
ausgehend zum Antisemitismus. Genau 
dieser würde aberjmpliziert im Behan­
deln beider Themen in einer Einheit. 
Öas spricht selbstverständlich nicht ge­
gen eine prinzipielle Beschäftigung mit 
dem Judentum, auf keinen Fall aber, 
wenn versucht wird, Antisemitismus 
oder Judenhaß zu erklären.

In der „Linken Winterschule“ im Januar 1996 
in Schnepfenthal, ausgerichtet von „Konkrete 
Demokratie — Soziale Befreiung — Arbeits* 
gemeinschaft bei der PDS“ wurde im AK 
Philosophie erneut eine Debatte über Anti­
semitismus geführt. Aus der Diskussion 
folgte der Beschluß, in der diesjährigen 
„Linken Sommerschule“ Antisemitismus zum 
Thema das AK Philosophie zu machen

Vom Judenhaß zum 
Antisemitismus

Auch bei dem traditionellen Judenhaß 
handelt es sich weniger um einen christ­
lichen Judenhaß, als um einen christlich 
legitimierten. Rationale Interessen 
spielen hierbei eine Rolle. Der Haß war 
keine Reaktion auf das Judentum. 
Adorno schrieb, Antisemitismus sei das 
Gerücht über die Juden. Dem Gerücht 
folgte die Tat, in Form von Pogromen, 
legitimiert, durch das Gerücht. Das 
Gerücht braucht demzufolge kenntlich 
Opfer. 1215 wurden den Juden Kleider­
vorschriften gemacht. In dieser zeit 
wurde ihnen auch eine soziale Rolle zu­
gewiesen. Sie wurden „Agenten“ des 
Waren- und Geldverkehrs und des Geld­
verleihs. Letzter war von der Kirche für 
Christen verboten worden, Waren und 
Geldverkehr stark verpönt. E war in der 
feudalen Gesellschaft eine Rander­
scheinung. Er stand außerhalb der feu­
dalen Ordnung, beruhte nicht auf 
Grund und.Boden und stellte somit eine 
Gefahr für das Feudalsystem dar denn 
er bedroht in der Konsequenz die stän­
dische Ordnung. Somit hatte man den 
Juden ein höchst zweifelhaftes Monopol 
zugeschanzt. Im Geldverleih setzte sich 
schnell der Begriff des „jüdischen Wu­
chers“ durch. Es gab keinen festge­
schriebenen Zinssatz und auch keine 
Vergleichsmöglichkeiten. Infolge ihrer 
nicht agrarischen Tätigkeit verloren sie 
ihr • Waffenrecht. Dies schützte sie je­
doch nicht vor den, gerade in dieser Zeit, 
massiven Pogromen.

Nach der Französischen Revolution 
sind christliche Argumente gegen die 
Gleichberechtigung der Juden kaum 
noch zu hören. Der christlich begrün­
dete Judenhaß transformiert sich in 
eine antisemitische Argumentation. 
Man sollte die Juden nicht mehr wegen 
ihres Glaubens verfolgen, das galt im
Zuge der Aufklärung als überholt. Reli-__  ______
giöse Gründe wurden von sich gewie- Nationalsozialismus und 
sen, ebenso subjektive Empfindungen. 
Die Meinung wurde nun als Tatsache 
behauptet. Darin zeigt sich ein Haupt­
unterschied zwischen Judenhaß und 
Antisemitismus. Der Judenhaß ist emo­
tionsgeladen, konkret und auch als sub­
jektiv empfunden. Der Antisemitismus 
ist abstrakt, emotionslos und legiti­
miert sich durch scheinbare Objekti­
vität. Die Aufklärung markiert den 
Punkt, in der die bürgerliche Gesell-
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Leben“. Diese Verbrechen sind letztlich 
mit Leistungs- und Vemutzungskriteri- 
en verbunden, die sich aus der kapitali- .. 
stischen Produktionsweise und deren 
Wertnormen und Ideologien ergeben. 

Charakteristisch für die Shoah war der 
verhältnismäßig geringe Antejl an Emo­
tionen und unmittelbaren Haß, Was 
aber die Unvergleichbarkeit der Shoah 
ausmacht ist, daß sie keine funktionale 
Bedeutung hatte. Weder militärische, 
noch außenpolitische, noch ökonomi­
sche Ziele waren ausschlaggebend für 
die Vernichtung der Juden und Jüdin- 
nen. Sie war Selbstzweck; Vernichtung 
um der Vernichtung willen. Diese These 
ist umstritten. So gibt es viele Ansätze, 
die die Shoah aus ökonomischen Inter­
essen erklären oder rein aus der Rasse­
nideologie, wo Juden neben anderen 
„Rassen“ der Vernichtung freigegeben 
wurden, sowie, daß der Antisemitismus 
zur Massenmobilisierung diente und 
eine Eigendynamik entwickelte oder 
auch der Stützung des Systems durch 
den Faktor Angst dienst, neben ganz 
vielen gänzlich abstrusen Thesen. Ich 

Fichte spricht ihnen die Emanzipati- möchte die eben ausgeführten Thesen 
onsfähigkeit ab und fällt auf die Forde­
rung zurück, daß sie Menschenrechte, 
aber auf keinen Fall Bürgenechte zuge­
sprochen bekommen. Der Widerspruch 
innerhalb der bürgerlichen Gesell­
schaft, Staatsbürger und Bürger in ei­
ner Person zu sein und dem alle bürger­
lichen Menschen unterliegen, projiziert 
Fichte allein auf die Juden. Er verweist 
auf ihre traditionelle ökonomische Pra­
xis, in der sie Partikularinteressen ver­
treten und sie somit nicht imstande sei­
en, übergeordnete Interessen zu vertre­
ten. Diese Produktionsweise war im 
Mittelalter eine Randerscheinung, in 
der bürgerlichen Gesellschaft ist sie die 
bestimmende und der Tauschakt zum 
Zentrum aller gesellschaftlichen Bezie­
hungen geworden. Das, was früher den 
Juden als einzige Möglichkeit offen­
stand, herrscht nun allgemein. Anstelle 
der unmittelbaren Abhängigkeitsver­
hältnisse treten vermittelte. Die Vor­
stellung persönlicher Machtverhältnis­
se leben aber fort und da sich die, Pro­
duktionsweise nicht, ohne Leiden 
durchsetzt, wurden persönlich Schuldi­
ge gesucht und scheinbar gefunden: die 
Juden. Waren- und Geldverkehr war 
auch im Mittelalter durchaus nicht in 
„jüdischer Hand“, (siehe Medici, Fug­
ger), doch durch die Geschichte waren 
sie die einzige Gruppe, die sich identifi­
zieren ließ. Die ökonomischen Prozesse 
wurden nicht durchschaut.

schäft durchgesetzt wurde. Im Zuge 
dieser Säkularisierung brach das Feu­
dalsystem zusammen. Die starren ge­
sellschaftlichen Organisationssysteme 
wurden durch die ökonomische Hege­
monie des Bürgertums gesprengt. Dies 
schaffte auch für Juden Freiräume. In 
Frankreich wurde ihnen das Bürger­
recht zugesprochen, wobei allerdings 
galt, daß sie von außen erstemal zu 
emanzipieren seien. Damit waren sie 
dem „Subjekt Nation“ ausgeschlossen.

Antisemitismus

Der Nationalsozialismus führte ver­
schiedene Herrschaftsideologien des 
Kapitalismus, wie rassistische und eu­
genische Aussonderung von als „Frem­
den“ ausgemachten, „nicht Gesunden“ 
und „nicht Leistungsfähigen“ zur extre­
men Konsequenz des Massenmordes an 
Roma und Sinti, Behinderten, Schwu­
len und Lesben und anderem „unwerten
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nicht ganz verwerfen, so halte ich den 
Punkt der Eigendynamik für sehr über­
denkenswert. Ein ^Mittel zum Zweck 
kann ich in der Shoah nicht erkennen. 
Der Antisemitismus war das tragende 
Element des Nationalsozialismus, seine 
Spezifik, hatte absolute Priorität, war 
das Gedankengebäude schlechthin des 
Nationalsozialismus in allen Bereichen.

Nach Moishe Postones Ansatz zur Er­
klärung des Antisemitismus des Natio­
nalsozialismus ist allen Formen des An­
tisemitismus eine Vorstellung von jüdi­
scher Macht gemeinsam. Nicht nur Aus­
maß, sondern vor allem die Qualität der 
ihnen zugesetiriebenen Macht unter­
scheiden den Antisemitismus von an­
deren Formen des Rassismus. Im Ras­
sismus wird dem „Anderen“ eine kon­
krete Macht zugeschrieben, entweder 
materiell oder sexuell. Diese macht ist 
aber potentiell. Im Gegensatz dazu wird 
den Juden keine potentielle macht zu­
geschrieben, sondern eine wirkliche. Da 
diese macht nicht konkret gebunden 
ist, erscheint sie ungeheuer groß und 
schwer kontrollierbar. Sie steht hinter 
den Erscheinungen, ist aber nicht iden­
tisch mit ihnen. „Die Juden“ stehen für 
eine unfaßbare internationale Ver­
schwörung. Der Antisemitismus hat ei­
nen systemartigen Charakter. Er bean­
sprucht, die Welt zu erklären, er ist eine 
Ideologie. Im Weltbild des modernen 
Antisemitismus werden „die Juden“ mit 
der raschen Entwicklung des industri­
ellen Kapitalismus und den damit ein- 

,hergehenden Umbrüchen und Um­
strukturierungen personifiziert und 
identifiziert. Die wirkenden Kräfte wer­
den nicht durchschaut, sondern in der 
Gestalt des „internationalen Juden­
tums“ wahrgenommen, das „altherge­
brachte Werte“ zum Niedergang führt. 
„Die Juden stellen demnach eine frem­
de, gefährliche Macht dar, die die >Ge- 
sundheit< der Nation untergräbt“ (Po- 
stone). Im Kapitalismus erscheinen die 
gesellschaftlichen Beziehungen in ver­
gegenständlichter Form. Marx erklärt 
die gängige Anschauung von Ware mit 
dem Begriff des „Fetisch“. Ein Aspekt 
des Fetisch ist, daß kapitalistische ge­
sellschaftliche Beziehungen nicht als 
solche in Erscheinung treten, sondern 
als ein Gegensatz von Konkretem und 
Abstraktem. Da beide vergegenständ­
licht sind, erscheinen sie als natürlich: 
Die abstrakte Seite als „objektive“ Na­
turgesetze, die konkrete als rein stoffli­
che Natur. Die kapitalistischen gesell­
schaftlichen Beziehungen finden 
Fortsctzuny Seite 13
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Einige Überlegungen 
zum Antisemitismus

scheinbar nur in der abstrakten Seite 
ihren Ausdruck: als Geld und außerhalb 
stehende, abstrakte, allgemeine Geset­
ze. Konkrete wie abstrakte Seite wer­
den jeweils verselbständigt und verge­
genständlicht. Während das sogenann­
te positive bürgerliche Denken das Ab­
strakte als überhistorisch verselbstän­
digt, hypostäsiert der Romantizismus - 
der dem Selbstverständnis nach an­
tibürgerlich, Revolte ist - das Konkrete. 
Die industrielle Produktion erscheint 
für den romantischen „Antikapitalis­
mus“ als schöpferischer Prozeß, als 
Nachfolger der handwerklichen Arbei- 

’ ten, biologistisch begründet als „orga­
nisch verwurzelt“, das Konkrete, das 
Nützliche. Sie scheint ablösbar vom Ka­
pital, das nur in der Erscheinung seiner 
abstrakten Dimension wahrgenommen 
wird: das „parasitäre“ finanz- und zins­
tragende Kapital. Die konkrete Dimen­
sion wird dem Kapitalismus wie er er­
scheint gegenübbrgestellt. Insofern gibt 
es keinen Widerspruch zwischen der po­
sitiven Hervorhebung der Natur und der 
Verherrlichung der Technologie (Blut 
und Maschinen). Beides soll den Ge­
gensatz zum Abstrakten kennzeichnen. 
Es kein Verteufeln der Moderne in ihrer 
Einheit. Im modernen Antisemitismus 
erscheint selbst die abstrakte Seite ver­
gegenständlicht. „Die Juden“ werden 
mit dem Kapitalismus gleichgesetzt. 
Der Kapitalismus erscheint nur noch als 
„das Abstrakte“, das wiederum für die 
ganze Reihe konkreter gesellschaftli­
cher und kultureller Veränderungen, die 
mit der schnellen Industriealisierung 
verbunden sind, verantwortlich ge­
macht wird. Die Übereinstimmung der 
Juden und Jüdinnen zugeschriebenen 
Eigenschaften mit denen der als negati­
ven Seite des Kapitalismus wahrge­
nommenen führt dazu, daß im „verkürz­
ten Antikapitalismus“ des modernen 
Antisemitismus die Überwindung des 
Kapitalismus und seiner negativen Aus­
wirkungen mit der Überwindung der als 
Juden und Jüdinnen definierten Men- 
jschen gleichgesetzt wird. Die biologi­
sche Interpretation der abstrakten Sei­
te des Kapitals macht sich an „den Ju­
den“ fest, sie hätten auch durch keine 
andere Gruppe ersetzt werden können. 
Die Tatsache, daß der Nationalsozialis­
mus nach der Wirtschaftskrise 1929 und 
dem sich ausbreitenden Gefühl von Zeit 
der Entscheidung als Rettung gesehen 
wurde, hat entscheidend damit zu tun, 
daß ein wesentliches Moment der Na­
tionalsozialismus sein „verkürzter Anti­
kapitalismus“ ist. Der moderne Antise­
mitismus liefert eine umfassende Welt­
anschauung, die verschiedene Aspekte 
„antikapitalistischer“ Unzufriedenheit 
scheinbar erklärt und ihnen politisch 
Ausdruck verleiht. Das Konkrete wird 
hypostäsiert mit der grausamen Konse­
quenz, die Erlösung der Welt von der 
„Quelle“ allen Übels (des Abstrakten) 
„in Gestalt des Juden zu erreichen.“ 
Auschwitz war eine Fabrik zur „Vernich­
tung des Werts“, das heißt, zur Vernich­
tung der Personifizierung des abstrak­
ten. Sie hatte die Organisation eine 
teuflischen industriellen Prozesses mit 
dem Ziel, das konkrete vom Abstrakten 
zu „befreien“. Der erste Schritt dazu war 
die Entmenschlichung, das heißt, die 
„Maske“ der Menschlichkeit wegzu­
reißen und die Juden als das zu zeigen, 
was „sie wirklich sind“, Schatten, Zif­
fern. Abstraktionen. Der zweite Schritt 
wat dann, diese Abstraktheit auszurot­
ten, sic In Rauch zu verwandeln, jedoch 
auch zu versuchen, die letzten Reste des 
konkreten gegenständlichen „Ge­
brauchswerts“ abzuschöpfon: Kleider, 
Gold, Haare. Seife“. (Postone)

„Leben online“
Besprechung eines 
Buches von
Beat Leuthardt

Von der Chipkarte bis zum Europol- 
Netz: Der Mensch unter ständigem Ver­
dacht. rowohlt aktuell, DM 14,90, 223 
Seiten

Das Schengen-Informationssystem 
(SIS) bietet on-line die Verdatung der 
europäischen Kontrollinstitutionen. 
Die einzelnen Polizeien sind mit dem 
MOPS ausgerüstet, dem mobilen Poli­
zei- Büro System. Die Grenzterminalsy­
steme (GTS) kontaktieren sich zwi­
schen Oder-Neiße und Basel-Badischer 
Bahnhof; ihre programmtechnischen - 
Möglichkeiten könnten, so ein Beamter 
der Grenzschutzdirektion Koblenz, bei 
der Asylbearbeitung „voll ausge­
schöpft“ werden. INPOL und PIOS - 
nach Sachregistern geordnete Großda­
teien der Staatsschützer werden neu 
aufgerüstet, für EUROPOL fitgemacht.

Einen fast unübersschaubaren Kom­
plex von Systemvemetzungen hat Beat 
Leuthardt zusammengefaßt, um einen - 
jedenfalls kurzzeitig aktuellen- 
Überblick über die Überwachungssy­
steme zu geben.

Flüchtlingsfinger gibt es inzwischen 
millionenweise im Speichersystem, 
nachdem Deutschland ein System aus 
der Schweiz importierte (AFIS und EU- 
RODAC). Jährlich können jetzt 400.000 
Datenpakete verarbeitet werden. In der 
Schweiz werden in einem „Zentralen 
Ausländerregister“ (ZAR) fast 4,5 Mio. 
Personen gespeichert. Im deutschen 
AZR sind mehr als 100 Mio. Daten er­
faßt...

Praktische Anwendungsgebiete sind 
damit vielfältig vorhanden: in der 
Schweiz sind in einer Datei über das 
kroatisch-bosnische Gebiet Orte erfaßt, 
die entweder kroatisch oder bosnisch 
waren. „Yubos“ enthält die bosnischen 
Orte im Grenzgebiet; „Ortyu“ enthält 
die kroatischen Dörfer; blitzschnell 
konnte hiermit erkannt werden, wer als 
„Asylmißbraucherln“ ins Land wollte.

Im reichen Monaco wurden in den 
Parkhäusern von Monto Carlo 740 Ka­
meras montiert; hinzu kommen Abhör- 
und Geräuschanalysesysteme während 
der Nachtstunden. Hiermit können jeg­
liche Unregelmäßigkeiten erfaßt wer­
den und Alarm ausgelöst werden. Auch 
die Küste vor dem Steuerparadies wird 
inzwischen optisch erfaßt, selbst wenn 
es dunkel ist.

In Köln umstellten 150 Polizisten im 
Frühjahr 1995 ein Roma-Wohnheim und 
verschleppten 39 Roma-Frauen, unter 
ihnen auch 12- bis 15-jährige, aus ihren 
Betten zur gynäkologischen Zwangsun­

tersuchung. Nach einem Hinweis ’ 
aus der Bevölkerung sollte nach 
der Mutter eines Neugeborenen ge­
fahndet werden...

Schließlich kennen wir alle inzwi­
schen das nächste Horror-Wort: die 
„Organisierte Kriminalität“, ent­
standen aus der mediengerechten 
Aufbereitung in den Boulevard- 
Zeitungen, nachdem die Politik 
neue Ablenkungsmanöver für 
strukturelle ' ’ Widersprüche 
benötigte. „Eine Welle von Krimi­
nellen aus Schwarzafrika: Asylan­
tenflut aus Nigeria, Zaire und Gha­
na“ (WamS, Nov. 1992). Bei seiner 
Schleppnetzfahndung im Äther 
horcht der BND ständig den draht­
losen internationalen Femmelde- 
verkehr - Richtfunk und Sateliten- 
verbindungen - ab. Computer kon­
trollieren die Gespräche auf Such­
begriffe, die etwa „Terroristen“, Dealer 
oder Waffenhändler verwenden könn­
ten. Fällt einer dieser Begriffe, werden 
die Gespräche automatisch aufgezeich­
net - nach inoffiziellen, aber nie demen­
tierten Angaben täglich rund 4.000. ( 
Spiegel 29/95)

Die Razzien der Behörden wegen so­
gen. Schwarzarbeit und angeblichem 
Drogenhandel kennen wir inzwischen 
auch - und haben uns vielleicht bereits 
daran gewöhnt.

Eine andere AngriffsmögÜchkeit für 
einen gut ausgerüsteten Schnüffler ist 
die Auswertung der Strahlung, die ein 
Computer aussendet (die Strahlung 
kommt nicht nur vom Monitor sondern 
auch vom Rechner selber - deshalb bie­
ten auch Notebooks nur wenig Schutz). 
Ein solcher Angriff ist zwar teuer und ar­
beitsintensiv, aber wahrscheinlich im­
mer noch billiger als eine richtige Kryp­
toanalyse (knacken des Codes). Ein ent­
sprechend ausgerüsteter Kleinbus 
könnte in der Nähe des abzuhörenden 
Computers geparkt sein und jeden Ta­
stendruck und jeden Bildschirminhalt 
aufzeichnen.

Diesen Zusammenhang zwischen den 
Fahndungssystemen und „ganz alltägli­
chen“ Überwachungsmaßnahmen stellt 
der Journalist Beat Leuthardt her. Ein 
weiteres Beispiel: österreichische Ge­
werkschaften haben berichtet, daß An­
gestellte während ihrer Arbeit nicht nur 
den Wechsel von einem Arbeitsplatz 
zum anderen im selben Gebäude regi­
strieren lassen müssen, sondern auch 
den Gang zum WC - möglich mit der 
„smart card“.

Und für die neue Hobby-Beschäfti­
gung, dem Surfen im Internet, ist zu 
melden, daß bereits 30 bis 40 Mio. Da­
tensätze derjenigen vorhanden sind, die 
sich dort einklinken. „Mit neuen techni­
schen Mitteln können Anbieter fest­
stellen, wer welche Seite liest, wie er lan­
ge er oder sie verweilt...“ Möglich ist da 
noch einiges, z.b. auch über Software-

programme den Zugriff auf die Fes 
platte im eigenen Computer zu man 
pulieren. Also viel Spaß beim Surfen!

Soviel geballte Übersicht über d 
technologische Vernetzung mad 
natürlich einigermaßen sprachlos.

Zweck dieses Buches ist, so weit 
möglich Transparenz zu schaffen. M( 
als dieser Entwicklung nur mit Mißtrau 
en zu begegnen - dazu muß man s 
dann selbst noch etwas besser auskei 
nen, um bestimmten Gefahren zu mitt 
mieren oder diesen gar auszuweichen

Nachfolgender Vorschlag, wie sie < 
Chaos Computer Club im Netz verbrd 
tet, reicht sicherlich nicht aus, um sid 
vor derartigen flächendeckenden Übd 
wachungsmaßnahmen zu schützen:

„Wird ein länger andauernder Ausf^ 
der Rechners angestrebt, reicht e 
nicht, nur in die Tastatur einzugreifen 
Das Elektrotoxin muß in den Rechn? 
selbst eingebracht werden. Gut geei? 
net erscheint ein Gefäß mit Salzsäu^ 
vor den Luftansaugpunkten der Ne^ 
teilkühlung, das wieder mit sehr wi^ 
kommener Verzögerung wirkt. Besteh 
die Möglichkeit, an das Innere eines id 
erwünschten Computers zu komme*1 
genügt es, einen Chip herauszuzieh^ 
und verkehrt herum hineinzusteckdj 
So einen Fehler zu finden, erfordert & 
heblichen Aufwand.“ j

Auch die nächste Einschätzung iq 
eher für den privaten Gebrauch 
stimmt: . I

„Die meisten Verschlüsselungspn 
gramme und Tools auf dem Markt si^ 
Schrott und gaukeln der Besitzerin n^ 
Sicherheit vor: Den KennwortschU^ 
bei Textverarbeitungen oder Tabelle^'1 
kalkulationen kann man getrost vergeß 
sen. Es gibt Programme, im Handel nA 
denen sich die Paßwörter für z.B. Woh 
Perfect, Word, Winword etc. einfach 
schnell knacken lassen. Desgleichen g? 
für Komprimierungstools wie PK#^ 
und ARJ. Professionellere Program^ 
wie z.B. Deskreet von Norton Utility 
gelten ebenso als geknackt, wenn au^ 
der Kniffelfaktor hierfür höher ist... P j 
Versuch den gesamten Rechner üWi 
das Supervisorpaßwort (im BIOS eft' 
zustellen) zu sichern, kann bestenMl 
dazu dienen den Rechner für schrei | 
wütige Mitbewohnerinnen unzugä^ 
lieh zu machen. Bei ernsthaft^ 
Bemühungen dauert es gerade mal o 
Minuten, das Paßwort zu umgehen. „

Die beste Lösung ist, auch die 
platte mit allen Sicherungskopie 
Temporär und Auslagerungsdateien 
verschlüsseln.

Wir empfehlen: PGP (Pretty Good F 
vacy). Die von PGP verwendeten 
schlüsselungsverfahren erlauben ein , 
„extrem“ sicheren NachrichtenverkßJ 
Bei richtiger Anwendung ist es nah?^ 
unmöglich eine verschlüsselte Daten' 
knacken.“

Zu beslellon ist das Buch für DM 17,- auch \ 
Pressebüro EuroGronzcn, Postfach 226o, 
79557 Weil a.B.
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TERMINE
24725.2. : 13. Bundeskongreß der SDAJ in der 
Ingeborg-Drewitz-Gesamtschule in Glad­
beck. Infos:SDAJ-Bundesvorstand, Hoff­
nungstr. 18, 45127 Essen, Tel. 0201-230633

24.2. : Seminar der AG BWK bei der PDS/Lin- 
ke Liste Niedersachsen: „Medien und eman­
zipatorische Politik“, Referenten: Christian 
Christians, Martin Pochier 13 bis 18 Uhr, 
Hannover, Lister Turm.

24J25.2.: Jahrestreffen der „Pädagoginnen 
für den Frieden“ in Hamburg. Thema: Kom­
munale Friedensarbeit - Rüstungsprodukti- 
on/-export. Kontakt: Hartmut Ring, c/o 
GEW HH, Ausschuß für Friedenserziehung, 
Rothenbaumchaussee 15,20148 Hamburg.

25.2. : Jahreshauptversammlung der AG 
BWK bei der PDS/Linke Liste Niedersach­
sen, Berichte. Wahlen, Politische Vorhaben 
1996.10 bis 14 Uhr, Hannover, Lister Turm.

173.3. : BDK der Bündnisgrünen in Mainz.

2.3. : 18. Landeskonferenz antifaschistischer 
Organisationen und Initiativen NRW in der 
Gertrud-Bäumer-Schule in Duisburg. Be­
ginn: 10.30 Uhr.

9710.3: BWK-Bundeskonferenz in Köln.

10.3. : Kommunalwahlen in Bayern.

16.3. : Jahreshauptversammlung des „Deut­
schen Friedensrat“ in Berlin, ab 19 Uhr im 
ND-Gebäude, Alt-Stralau 1, 10245 Berlin. 
Kontakt über: Deutscher Friedensrat, Bär­
bel Schindler-Sefkow, Platz der VN 7,10249 
Berlin, Tel./Fax 030-4265290.

24.3. : Landtagswahlen in Schleswig-Hol­
stein, Ba-Wü, Rheinland-Pfalz.

29.3. : In Turin beginnen die „Maastricht-Re­
visionsverhandlungen“

30731.3. : Frühjahrs-Arbeitstreffen der KAZ- 
Fraktion des Arbeiterbunds für den Wieder­
aufbau der KP im Raum Heidelberg. Thema: 
Wie weiter mit dem Wiederaufbau der KPD? 
Anmeldungen werden erbeten an die KAZ- 
Redaktion, Schwanthaler Str. 139, 80339 
München. Unkostenbeitrag: 50 DM.

5. bis 8. April: OSTERMÄRSCHE:
6.4. München/Garching: „Atomwaffen und 
Militär abschaffen“, 12 Uhr Fahrt mit U6 
nach Garching, 13 Uhr Auftakt in Garching, 
Maibaum, 14 Uhr Demo zum Atomfor­
schungsreaktor FRM H, Kontakt: Münchner 
Friedensbüro, Isabellastr. 6,80789 München, 
TelTFax: 089/2715917
8.4. Hamburg: „Politik entmilitarisieren: Ab­
rüstung statt Umrüsten!“ Kontakt: Ham­
burger Forum, Renate Kirstein, Vielohweg 
124b, 22455 Hamburg, TelTFax: 040/5513891
8.4. Köln: „Verantwortung übernehmen für 
den Frieden, nicht für den l£rieg“, Auftakt: 
11 Uhr in Nörvenich (Tomado- 
Flugplatz),Abschluß: 14-18 Uhr Buergerzen- 
trum, Kontakt: Ostermarsch Rheinland, Bir­
git Meier, Tel.: 0221/374531,
8.4. Nürnberg: Auftakt: Lorenzkirche, Kon­
takt: Nürnberger Friedensforum, c/o Hans- 
J. Patzelt, Wittelsbacher Str. 4a, 90475 Nürn­
berg
Leipzig-Erfurt: „Friede auf Erden?“, Oster­
marsch per Fahrrad in 2 Etappen von Leip­
zig über Jena nach Erfurt Abschluß: Henne 
-Kaserne (133. Transportbataillon), das Sol­
daten nach Ex-Jugoslawien entsendet), Be­
ginn: 5. April, 9.00 Uhr Leipzig,Treffpunkt: 
Augustusplatz; 10.00 Uhr Abfahrt. Erfurt, 7. 
April, 17 Uhr: Abschlußveranstaltung in Er­
furt (Kaserne), Kontakt: Ostermarsch Leip­
zig-Erfurt, Haus der Demokratie, Bernhard- 
Goering-Str. 152, 04277 Leipzig, Tel.: 
0341/4777829
München: Ostermarsch draußen -Osteririe- 
denswanderung der, Münchner BI für Frie­

Einladung zum Seminar am 27728. April 1996
„DER BÜRGER IST OUT - ES LEBE DER KUNDE“ - ROLLBACK IN DEN KOMMUNEN

Wie setzen die Kommunen das von ihnen ab­
verlangte „Neue Steuerungsmodell“ um, 
welche Rechte bleiben dem Stadtrat, welche 
Sicherheiten haben die freien Träger, welche 
Ansprüche kann die Einwohnerschaft über­
haupt noph stellen und wie geht’s dem Per­
sonal dabei? Mit dem Seminar der Redakti­
on „Informationsblatt Linke Kommunalpo­
litik“ sollen diese u.a. Fragen anhand kon­
kreter Beispiele aus verschiedenen Städten

den und Abrüstung (BIFA) in 
Landsberg/Lech, (Luftwaffenbasis), Kon­
takt: BIFA, Isabellastr. 6, 80798 München, 
Tel.: 089/181239 und TelTFax: 089/2715917 
Ruhr: „Frieden jetzt!“ 6.4.: von Duisburg 
nach Oberhausen zu Riß; 7.4.: von Essen 
nach Bochum per Rad; 8.4. von Bochum 
nach Dortmund zu Riß, Ostermarsch Ruhr 
Komitee, c/o DFG/VK NRW, Braunschweiger 
Str. 22, 44145 Dortinunf, Tel.: 0231/818032, 
Fax: 0231/818031
6.4. Saarbrücken, Kontakt: Friedensforum 
Saar, Gerhard Moses, Peter-Eich-Str. 122, 
66386 St. Ingbert, Tel.: 06894/2135

3.-5.5. Berlin: Tagung „Frieden denken - Frie­
den leben“ zum 25. Bestehen der Zeitschrift 
„Antimilitarismus Informationen (ami), 
Kontakt: ami, Elssholzstr. 11, 10781 Berlin, 
Tel./Fax: 030/2151035

5.5. : Volksabstimmungen in Berlin und Bran­
denburg über die „Länderfusion“

8.-15.5. bundesweit: Aktionstage „Bundesre­
publik ohne Armee“, Kontakt: DFG/VK Bay­
ern, Alte Allee 48,81245 Muenchen, TeL: 
089/8342693, Fax: 089/8341518

16.-19.5. Heidelberg: 20. Bundeskongreß 
Entwicklungspolitischer -Aktionsgruppen, 
Kontakt: BuKo, Nemstweg 32-34, 22765 
Hamburg, Tel.: 040/393156, Fax: 040/3907520

/ 172. Juni Braunschweig: Bundeskongreß der 
Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes- 
Bund der Antifaschisten (WN/BdA)

Juni: a.o. DGB-Jugendkongreß, u.a. mit Be­
ratung über den Entwurf des neuen DGB- 
Grundsatzprogramms.

1.6. : 4. Linkes Medienspektakel in Suhl 
(Thüringen).Kontakt: PDS Suhl, AG Linkes 
Mediensp., 98527 Suhl, Tel./Fax 03681-28562

3.6. : NATO-„Frühjahrstagung“ in Berlin.

7. bis 9.6: FDP-Bundesparteitag in Karlsru­
he mit Beschluß über das neue Grundsatz­
programm

14.-16.6. Erfurt: Kommunalpolitischer Kon­
greß von Bündnis 90/Grüne in Erfurt

14.-16.6. Ort noch unbekannt: Bundestreffen 
der Föderation der Gewaltfreien Aktions­
gruppen (FöGA), Kontakt: FöGA, Graswur­
zelwerkstatt, Schamhorststr. 6,50733 Koeln, 
0221/765842, Fax 0221/765889

26727.6. : „G-7-Gipfel“ in Lyon, Frankreich.

1.-4.8.: „Sommertreffen“ der Bundesarbeits­
gemeinschaft der Sozialhilfeinitiativen. 
Näheres bei BAG-SHL, Moselstr. 25, 60329 
FfM, Tel. 069/250030, Fax: 069/235584.

1.-4.8. Schnepfenthal: Sommerkurse der 
„Linken Schule“ in Schnepfenthal, Thür.

14.8. In einer BGS-Kaseme in Lüneburg be­
ginnt der Mammut-Prozeß gegen die Göt­
tinger „Autonome Antifa“ (17 Angeklagte) 
wegen angeblicher Mitgliedschaft bzw. Un­
terstützung einer „kriminellen Vereinigung“ 
(§129 StGB)

22.9. : Kommunalwahlen in Niedersachsen

28.9. -4.10.Stuttgart: Gewerkschaftstag der 
ÖTV

25.-27.10. Nürnberg: IPPNW-Kongress „Me­
dizin und Gewissen“ - 50 Jahre nach den 
Nürnberger Ärzteprozeß, Infos: IPPNW- 
Kongreßbüro, Körtestr. 10,10967 Berlin, Tel.: 
030/6930244, Fax: 030/6938166

Nov.: Präsidentschaftswahlen in den USA

November: a.o. DGB-Bundeskongreß mit 
Beschluß übe r neues Grundsatzprogramm 

ausgewertet und ihre allgemeinen Hinter­
gründe weiter aufgeklärt werden.

Sa 14 -So 14 Uhr im Hotel Hermannstein, 
Schnepfenthal, 62.00 DM für Übernachtung 
und Vollpension. Schriftl. Anmeldungen an: 
Redaktion Linke Kommunalpolitik, c/o 
GNN-Verlag, Badeweg 1, 04435 Schkeuditz 
oder Bernhard Fouling, Paulstr. 13, 69469 
Weinheim/Bergstraße

Einladung zur 
BUNDESKONFERENZ 

Bund Westdeutscher Kommunisten

Am 9. und 10. März 1996 findet in Köln die 
(konstituierende) Tagung der Bundeskon­
ferenz Bimd Westdeutscher Kommunisten 
statt. Auf der Tagesordnung stehen u.a.: 
• Berichte zur Tätigkeit des Vorstandes; • 
Neuwahlen von Vorstand und Präsidium 
sowie • Bildung verschiedener Kommissio­
nen; • Vortragund Diskussion zur Ostpoli­
tik: „Die BRD revidiert den Status quo“; • 
Drei Arbeitsgruppen zu den Themen: • Ost­
europapolitik, • Philosophie, • „Wertlehre 
der Arbeitskraft und Reproduktion“.

Die Konferenz ist öffentlich. Interessierte 
Gäste sind hiermit herzlich eingeladen.

Die Konferenz beginnt am 9. März um 13 
Uhr im Jugendgästehaus, Köln-Riehl, An 
der Schanz 14, und endet am 10. März ge­
gen 13 Uhr.

Die Trägerorganisationen der Bundeskon­
ferenz sowie Gäste werden gebeten, bis 
zum 23. Februar die Namen und Anschrif­
ten der Teilnehmenden sowie Essen- und 
Übemachtungswünsche an das:

Büro der Bundeskonferenz, 
Zülpicher Straße 7, 50674 Köln,.

TeL 0221-216442,

zu melden, damit die Konferenzunterlagen 
rechtzeitig zugeschickt werden können.

Für das Präsidium der Bundeskonferenz: 
ehe, har
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Einladung zur öffentlichen Tagung des Ar­
beitskreises Politische Berichte am Sams- l - 
tag, den 9.3.1996 in Köln, Beginn 8 Uhr mor­
gens im Jugendgästehaus an der Schanz.

Der Arbeitskreis Politische Berichte lädt 
Leserinnen und Leser, Autorinnen und Au­
toren, Redaktionsmitglieder und Heraus­
geber zu seiner öffentlichen Halbjahresta­
gung am 9.311996 ein. Der Haupttagesord­
nungspunkt wird sein: 
„Auseinandersetzung mit der Kritischen 
Theorie in den Politischen Berichten“ 
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eine Auswahl von Artikeln über die GNN 
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aus der Redaktion Finanzen.
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keiten im Jugendgästehaus vom 8. zum
9.3. über GNN-Berlin. Wir bitten, einen An­
meldeschluß bis zum .Montag, den 4.3. ein­
zuhalten. Anforderung der Material­
sammlung und Titellisten über: GNN-Ver­
lag, Dieffenbachstr. 33, 3. Hof, Eingang C, 
10967 Berlin, TeL 030/6949257, Fax: 
030/6949454.

Die Tagung wird bis 12.30 Uhr beendet 
sein. Danach findet, ebenfalls im Jugend­
gästehaus, die BWK Bundeskonferenz 
statt.

Für den Arbeitskreis U. Detjen, C. Cor- 
nides.
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Personen in Ausbildung und Arbeitslose
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Die Tradition des deutschen 
Militärs schön geredet “XXam
Kardinal Meisner ist Mitglied eines 
Bundeswehr-Fanclubs und hielt deswe­
gen einen Soldatengottesdienst am 
Weltfriedenstag. Das mit dem Mitglied 
stimme nicht? Trotzdem hielt der Kar­
dinal am 30. Januar, dem von der ka­
tholischen Kirche zum Weltfriedenstag 
erklärten Datum, im Kölner Dom einen 
Soldatengottesdienst, in dem er die 
Überfalltradition des deutschen Mi­
litärs schönredete.

..Wir Deuffdie fürchten Gott 
und fonff abfoluf nichts und 
niemanden auf diefer Weit"

Zeitgenössische Postkarte um 1914 mit 
Zitat aus einer Rede Wilhelm II, gehalten 
an Bord S.M.S. „Victoria Luise“

Meisner predigte, daß immer dann, 
wenn die deutschen Soldaten mit Got­
teslob im Kopf ans Schießen gingen, die 
Menschen ihnen vertrauen und beru­
higt sein könnten. Der Kardinal gab als 
gewißliches Wort Gottes aus, daß die 
deutschen Soldaten schon richtig töte­
ten, wenn sie dabei Gott loben: „Einem 
Gott lobenden Soldaten kann man gu­
ten Gewissens Verantwortung über Le­
ben und Tod anderer übertragen, weil 
sie bei ihm gleichsam von der Heiligkeit 
Gottes mit abgesichert sind.“

Als die deutschen Soldaten 1939 Polen 
überfielen, riefen die katholischen und 
die evangelischen Bischöfe sie dazu auf, 
ihre ganze Kraft für den Sieg der deut­
schen Waffen einzusetzen. Auf den Kop­

Auszüge aus Kardinal Meisners Predigt zum Soldatengottesdienst 
am Weltfriedenstag am 30. Januar 1996 im Hohen Dom zu Köln

Liebe Brüder, liebe Schwestern!
Seit vielen Jahren feiern wir in Köln den 
jährlichen Weltfriedenstag mit einem 
Soldatengottesdienst. Manche Leute 
nehmen uns das übel, daß wir das Sol­
datentum mit dem Gottesdienst in Zu­
sammenhang bringen. Als ob Christ­
sein und Soldat-sein Gegensätze 
wären! Eine der kostbarsten Gaben 
Gottes an die Menschheit ist der Frie­
de. Jhn zu bewahren, zu beschützen und 
ihn oft genug zu ermöglichen, ist der 
Auftrag unserer Bundeswehr. (...)

1. Der christliche Gottesdienst ist zu­
erst Lobpreis

(...) Das Lob Gottes hat aus unserer 
abendländischen Gesittung eine Welt 
geschafften, die den Kölner Literaten 
Heinrich Böll sprechen laßt: Ich ziehe 
die schlechteste christliche Welt allen 
anderen möglichen Welten vor, weil es in 
ihr immer noch Raum gibt für die Ar­
men, für die Bedrängten, für die Müh­
seligen und Beladenen. Einem Gott lo­

peln der Soldaten, die ein anderes Land 
überfielen und deren Hauptstadt War­
schau bombardierten, stand der Slogan 
„Gott mit uns“. Als die deutschen Sol­
daten die Sowjetunion überfielen und 
dabei Millionen Menschen ermordeten, 
da ließen deutsche katholische Bischö­
fe die Glocken läuten und priesen ihren 
Herrn und lobten ihn dafür, daß er der 
Deutschen Bank und ihrem Nazi-Dikta­
tor Siege schenkte.

Die Menschen in den überfallenen 
Ländern glaubten nicht an den Satz von 
Kardinal Meisner, schenkten den Gott 
lobenden und ihnen nach dem Leben 
trachtenden deutschen Soldaten kein 
Vertrauen und gaben ihnen mit Recht 
nicht „guten Gewissens Verantwortung 
über Leben und Tod anderer“. Sie wehr­
ten sich erfolgreich gegen die Soldaten, 
die sie überfielen, die „Gott mit uns“ auf 
den Koppeln trugen und solche Ermun­
terungen im Kopf hatten, wie sie jetzt 
der Kardinal im Dom den Soldaten vor­
trug: „Schon unsere Volksweisheit sagt 
es: Fürchte Gott und scheue niemand. 
Wo die Gottesfurcht nicht da ist, ge­
winnt die Menschenfurcht Raum. “ Mit 
Gottesfurcht und Bischofssegen gelang 
ihnen die Ausrottung der Millionen von 
Menschen. Hätten die Soldaten sich an 
die Achtung vor den Menschen gehal­
ten und nicht auf diese national-kon­
servativen Bischöfe gehört!

Der Kardinal Meisner forderte die Sol­
daten auf, ihre Tötungsarbeit nicht so 
negativ zu sehen und verlangte von ih­
nen, „zunächst immer das Positive zu 
sehen, dafür zu danken und erst dann 
auch das Negative zur Sprache zu brin­
gen“. Mit Sinnverdrehungen versuchte 
der Kardinal dabei die Soldaten konfus 
zu machen. Ihm fiel dazu aber nur ein 
halbleeres Glas ein: „Sie kennen alle die 
Beurteilung im Hinblick auf ein halblee­
res Glas, das ja immer auch noch halb­
voll ist. Dankende Menschen sind posi­
tive Menschen. Eigentlich kann man 
sich Soldaten gar nicht anders denken 
als Zeitgenossen mit einer solchen po­
sitiven Lebenseinstellung.“

Meisners guter Bekannter, der bishe­
rige Generalinspekteur Naumann, jetzt 
Vorsitzender des NATO-Verteidigungs- 
Ausschusses, dem Meisner zum schö­
nen Propagandaauftritt im Maternus-

benden Soldaten kann man guten Ge­
wissens Verantwortung über Leben und 
Tod anderer übertragen, weil sie bei ihm 
gleichsam von der Heiligkeit Gottes mit 
abgesichert sind. ,

2. Der christliche Gottesdienst ist we­
sentlich Anbetung

Die Anbetung Gottes befreit uns aus 
allen Zwecken und Zwängen und macht 
frei für souveränes Handeln in dieser 
Welt. Der französische Philosoph Des­
cartes definiert den Menschen ganz von 
seinem Denken her, indem er sagt: „Co- 
gito ergo sum“ = „Ich denke, also bin 
ich“. Das stimmt ganz sicher so nicht! 
Denn der Mensch ist mehr als Denken 
oder Gedanke. Wir werden jedoch in An­
lehnung an dieses Wort Descartessagen 
dürfen: „Oro ergo sum“, d.h. „Ich bete, 
also bin ich“.

Das Denken nimmt nur den Verstand 
des Menschen in Beschlag, das Beten 
aber umfaßt ihn buchstäblich vom Kopf 
bis zu den Füßen. Im Beten ordnet der 

Haus verhalf, hatte in den von ihm ver­
fertigten Einsatzrichtlinien den welt­
weiten Einsatz der Bundeswehr ver­
langt, unter anderem, um die Rohstoffe 
für die deutsche Industrie zu sichern. 
Für den militärisch gesicherten Raub an 
den Reichtümern anderer Völker sollen 
die Bundeswehrsoldaten eingesetzt 
werden können. Das Ergebnis kann der 
Soldat dann mit Meisners Logik so se­
hen: Was dem einen weggenommen ist, 
hat dann wenigstens die deutsche In­
dustrie. Wie positiv für die Deutsche 
Bank.'Wieviele Menschen dafür umge­
bracht werden? Meisner weiß Rat: „Ei­
nem Gott lobenden Soldaten kann man 
guten Gewissens Verantwortung über 
Leben und Tod anderer übertragen.“

Ein Soldat kann auch guten Gewis­
sens seinen Gott loben und diese Lob­
hudelei des deutschen Militarismus 
sonstwohin wünschen. Böll jedenfalls, 
den Meisner in' seiner Predigt zitierte 
mit dessen Worten: „Ich ziehe die 
schlechteste christliche Welt allen an­
deren möglichen Welten vor, weil es in 
ihr immer noch Raum gibt für die Ar­
men, für die Bedrängten, für die Müh­
seligen und Beladenen“, warnte in sei­
nem „Brief an einen jungen Katholiken“ 
vor dieser Sorte Predigt: „Meiden Sie 
den Gottesdienst, den der Divisions­
pfarrer abhält; schließlich gibt es für 
Zahnärzte auch keine Sondergottes­
dienste ... das Pathos, das in solcher Ver­
anstaltung liegt, würde bei einem Turn­
verein lächerlich, bestenfalls rührend 
wirken; doch eine Armee ist kein Turn­
verein, sie hütet den schrecklichsten al­
ler Horte, sie ist die Verwalterin des To­
des von Millionen von Menschen.“

Böll wies 1958 in dem Brief kritisch 
daraufhin’, welche Leute damals schon 
wieder das Sagen hatten: „Die Catcher 
bestimmen das Feld, die Primitiv-Takti- 
ker, Männer ohne Erinnerungsvermö­
gen, die Vitalen, Gesunden, die nicht 
»rückwärts blicken* und nicht jenem ver­
pönten Laster frönen, das Nachdenken 
heißt.“ Böll kannte zwar die Soldaten­
predigten des Kardinals Meisner nicht. 
Aber er schlußfolgerte in dem Brief an 
einen jungen Katholiken ganz richtig: 
„Unser Brot müsen wir selber backen 
und das Wort uns selbst bereiten. “

-(gba, Lokalberichte Köln vom 15.2.1996)

Mensch seine Gedanken, beugt er seine 
Knie vor der Größe Gottes und erhebt 
sein Herz zu Gott. Der Mensch ist nir­
gendwo größer als dort, wo er vor Gott 
niederkniet. Im Gebet gerät er in die 
Nähe Gottes und damit auf Distanz zu 
sich selbst und zu seiner Umwelt. Er be­
kommt die Möglichkeit, sich selbst und 
seine Mitwelt mit anderen Augen, mit 
den Augen Gottes zu sehen.

So erhält der Mensch die rechte Ein­
schätzung in die Realitäten, die richti­
ge Würdigung seiner eigenen Möglich­
keiten und den Mut, das Positive zu tun, 
sei es gelegen oder ungelegen. In der sol­
datischen Sprache nennt man das Tap­
ferkeit. Sie ist nicht die Tugend des Toll­
kühnen, sondern die Handlungsweise 
des Mutigen, der sich nicht scheut, sich 
dort zu bücken, wo andere sich auf­
blähen. Wem käme es in den Sinn, Sol­
daten, die auch Beter sind, dann noch 
als Mörder zu diskrimieren. Nein, in be­
tenden Händen ist die Waffe vor 
Mißbrauch sicher.

Aus der Liller Kriegszeitung von 1915: Stil­
le Andacht / Nicht fern vom deutschen 
Hauptquartier / Ein Kirchlein liegt, im 
Kram von Blüten / Und wie ich öffne leis 
die Tür, / Umfängt mich süßer Gottesfrie­
den. / Wo eio 'ges Licht die Wache hält / Und 
heil'ge Stille, wunderbare / Kniet, sanft 
vom Dämmerlicht erhellt, / Schon ein Sol­
dat am Hochaltäre. / Im grauen Mantel ein­
gehüllt, /Das Haupt gesenkt, er innig betet. 
/ Mir greift 's ans Herz, das edle Bild, / Wie 
er mit seinem Gotte redet. / Dann kommt ef 
still im Abendlicht / Vorüber mir - mein 
Herz schlug leiser, - / Ich schaut im voll ins 
Angesicht: / Der fromme Beter war der Kai­
ser. (H. von Dittmar)

Propagandapostkarte 1914. Die feindli­
chen Soldaten betend vor der deutschen 
Übermacht. Dazu passendes kurzes Sol­
datengebet der Zeit: „Wenn es Russenköp 
fe regnet und Franzosenköpfe schneit, 
dann bitten wir den lieben Gott, daß das 
Wetter noch so bleibt.“

®d1I IW(ÄnD!

Gebete mit klarer Stoßrichtung.; Welt­
krieg- I-Postkarten aus k.u..k Österreich

Kommunikation, Dortmund 1980




